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Einladung Stadt Erlangen
Haupt-, Finanz- und Personalausschuss
6. Sitzung * Mittwoch, 19.11.2014 e 16:00 Uhr e Ratssaal, Rathaus
Nicht éffentliche Tagesordnung - 16:00 Uhr
- siehe Anlage -
- ; . Inhaltsverzeichnis
Offentliche Tagesordnung - 16:15 Uhr siohe 1ozt Seite(n)
8. Mitteilungen zur Kenntnis
8.1. Bearbeitungsstand Fraktionsantrage 13/024/2014
Kenntnisnahme
8.2. Verwendung von Haushaltsmitteln fir San Carlos 13-4/004/2014
Kenntnisnahme
8.3. Sachstandsbericht GGFA AGR des kommunalen Jobcenters Erlangen 11/034/2014

- Berichtszeitraum: September/Oktober 2014 sowie der Kurzbericht:  kenntnisnahme
ZusammenArbeit — Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt

8.4. Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF): 13/025/2014
Antrag fur ein Fluchtlingsprojekt — Kofinanzierungsanteil der Kenntnisnahme
Stadt Erlangen 2015 - 2018

8.5. Sachstandsbericht zum Projekt "Umbau und Weiterentwicklung 332/001/2014
der Auslanderbehdrde” Kenntnisnahme

9. Zwischenberichte Budget und Arbeitsprogramm 2014

9.1. Zwischenbericht des Amtes 42; 42/007/2014
Budget und Arbeitsprogramm 2014 - Stand 30.09.2014 Beschluss

9.2. Zwischenbericht des Amtes 43; 43/006/2014
Budget und Arbeitsprogramm 2014 - Stand 30.09.2014 Beschluss

9.3. Zwischenbericht des Amtes 452; 452/006/2014
Budget und Arbeitsprogramm 2014 - Stand 31.10.2014 Beschluss

9.4. Zwischenbericht 47/Kulturprojektbdiro (alt) 47/001/2014
Budget und Arbeitsprogramm 2014 - Stand 30.09.2014 Beschluss
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10.

11.

12.

13.

14.

14.1.

14.2.

14.3.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

Stellenausschreibungen ohne Hinweis auf Privat-PKW,
Bearbeitung des Grune Liste Fraktionsantrages Nr. 257/2014

Verlangerung der Befristung der Offnungszeit im Amt fiir Soziales,
Arbeit und Wohnen

Geschaftsordnung 2014 fur den Erlanger Stadtrat;
Anderungen der Geschéftsordnung vom 25.09.2014

Arbeitsmarktprogramm 2015 - Jobcenter Erlangen
Mittelbereitstellungen

Mittelbereitstellung zugunsten Amt 52 fir IP-Nr. 424F.400 Neubau
Birger-, Begegnungs- und Gesundheitszentrum (BBGZ)

Beschaffung eines terrestrischen 3D-Laserscan-Systems

Mittelbereitstellung zur Vermeidung eines absehbaren, gro3eren
Defizits im Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes

Einfihrung eines Erlangen Passes

Baumaflnahme EB 77: Neubau Verwaltungsgebaude mit Sozialtrakt
und Pforte mit Winterdienstburo, Vorentwurf nach DA-Bau 5.4

Grundung eines Zweckverbandes Stadt-Umland-Bahn Nirnberg -
Erlangen - Erlangen-Hochstadt

Anderung der Taxitarifordnung

Anderung der Satzung uber die Herstellung von Kraftfahrzeugstell-
platzen und Fahrradabstellplatzen

Volkshochschule Erlangen als Kooperationspartner fir die optimierte
Lernférderung an Erlanger Schulen im Schuljahr 2014/15

Stellenplan 2015 - Personalressourcen fur die Volkshochschule Er-
langen als Kooperationspartner fir die optimierte Lernférderung an
Erlanger Schulen ab dem 01.01.2015

Ersatzanmietung Werkstatt-/Lagerhalle des Theaters
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11/036/2014
Beschluss

11/037/2014

Beschluss

13-2/043/2014
Gutachten

11/024/2014/1
Beschluss

242/037/2014
Beschluss

612/003/2014
Beschluss

50/023/2014
Gutachten

50/013/2014
Gutachten

EB77/002/2014/1
Gutachten

111/005/2014
Gutachten

30-R/012/2014

Gutachten

30-R/015/2014
Gutachten

43/010/2014

Gutachten

11/038/2014

Gutachten

44/007/2014
Beschluss



23.

24.

25.

26.

27.

28.

29.

-3-

Freiweilliger stadtischer Baukostenzuschuss an das Diakonische
Zentrum

Evang.-Luth.Kirchengemeinde St. Markus in Erlangen, Sieglitzhofer
Str. 2; Ersatzneubau des Lohekinderhauses flr 12 Krippen-, 50 Kin-
dergarten- und 25 Hortplatze

Investitionskostenzuschuss an die kath. Pfarrgemeinde St. Theresia,
hier: Generalsanierung der AufRenanlage Kindergarten St. Nikolaus,
Lohestr. 4

"Kleine Flitzer": Investitionskostenzuschuss Brandschutzmafl3nahme,
Schenkstr.174 , 91052 Erlangen

Errichtung eines Anbaus an die bestehende Kindertageseinrichtung
St.Kunigund;
hier: freiwilligen Zuschuss zur Forderung des Personalraumes

Kath. Kindergarten und Kinderhort St. Kunigund,;
hier: Investitionskostenzuschuss -Brandschutz-

Gebuhrenanderung in den Schulsporthallen

Haushaltsberatungen 2015
Beratung und Behandlung der Antrage zum Haushalt 2015

30.

31.

31.1.

31.2.

32.

Anderung und Erganzung des Stellenplanes 2015;
1. Neufassung - Auszug aus der Verwaltungsvorlage
vom November 2014

Wortantrage zum Haushalt 2015

Woche gegen Rassismus
- Stadtratsantrag erlanger linke Nr. 205/2014 zur Haushaltsposition
13.111 R in der Ubersicht "Vorabdotierungen"

Die Unterlagen werden nachgereicht.

"Klimapartnerschaften férdern”
- Antrag Nr. 225/2014, erlanger linke zum Haushalt 2015

Antrédge zu den Fachamtsbudgets fur die der HFPA als Fachaus-
schuss zustandig ist

(siehe aufbereitete Antragsunterlagen zum Haushalt 2015)
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51/026/2014
Gutachten

512/004/2014
Gutachten

512/005/2014

Gutachten

512/006/2014
Gutachten

512/007/2014
Gutachten

512/008/2014

Gutachten

52/040/2014
Gutachten

113/003/2014

Gutachten

13-4/005/2014
Beschluss

13/023/2014
Beschluss

11/035/2014
Beschluss



33.

33.1.

33.2.

34.

34.1.

34.2.

34.3.

34.4.

34.5.

34.6.

34.7.

34.8.

Antrage zu den Arbeitsprogrammen

Inklusion im Bereich des stadtischen Personals;
Bearbeitung des Antrags der SPD Fraktion Nr. 172/2014 zum
Arbeitsprogramm 2015 des Personal- und Organisationsamtes

Antrag zum Haushalt 2015 - Erganzung des Arbeitsprogrammes
der Abteilung Wirtschaftsforderung und Arbeit; Fraktionsantrag
Nr. 193/2014 der Griinen Liste vom 21.10.2014

Die Unterlagen werden nachgereicht.

Begutachtung der Stellenplane der Fachamter und
Begutachtung der Fachamterbudgets
Beschlussfassung der Arbeitsprogramme

(siehe Band "Arbeitsprogramme 2015")

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 der Gst
- siehe Arbeitsprogramme 2015 in gebundener Form ab Seite 23

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 der
Personalvertretung
- siehe Arbeitsprogramm 2015 in gebundener Form ab Seite 29 -

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des
eGovernment-Centers, siehe Arbeitsprogramme 2015 in gebundener
Form ab Seite 35

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des
Personal- und Organisationsamtes, siehe Arbeitsprogramme 2015 in
gebundener Form ab Seite 3

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des
Birgermeister- und Presseamtes (Amt 13);
siehe Arbeitsprogramm in gebundener Form Seiten 11 bis 16

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 der
Stadtkdmmerei mit der Abt. Wirtschaftsférderung und Arbeit sowie
der Stabstelle Beteiligungsmanagement

- siehe Arbeitsprogramme 2015 in gebundener Form ab Seite 45 -

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des
Amtes fur Recht und Statistik (Amt 30); - siehe Arbeitsprogramme
in gebundener Form ab Seite 79

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des
Birgeramtes - siehe Arbeitsprogramm 2015 in gebundener Form
ab Seite 115
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11/032/2014
Beschluss

11/1039/2014
Beschluss

Gst/003/2014
Beschluss

11/031/2014

Beschluss

eGov/003/2014

Beschluss

11/035/2014
Beschluss

13/022/2014

Beschluss

11/032/2014
Beschluss

30/004/2014
Beschluss

33/002/2014

Beschluss



34.9.

34.10.

34.11.

35.

35.1.

35.2.

36.

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des
Standesamtes - siehe Arbeitsprogramm 2015 in gebundener Form
ab Seite 121

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des
Amtes fur Brand- und Katastrophenschutz (Amt 37) - siehe Arbeits-
programme 2015 in gebundener Form ab Seite 127

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Amtes
fur Veterindrwesen und gesundheitlichen Verbraucherschutz (39) -
siehe Arbeitsprogramme 2015 in gebundener Form ab Seite 135

Beratung und Behandlung der sonstigen Antrage
zum Haushalt 2015 fir die der HFPA zustandig ist

Antrage zum Ergebnishaushalt auRerhalb der Fachamtsbudgets
(siehe aufbereitete Antragsunterlagen zum Haushalt 2015)

Antrage zum Finanzhaushalt/Investitionsprogramm fiir die der HFPA
als Fachausschuss zustandig ist

(siehe aufbereitete Antragsunterlagen zum Haushalt 2015)

Anfragen

Hinweis:

Es wird darum gebeten, die bereits verteilten Haushaltsunterlagen

Haushaltsentwurf 2015

den Band Arbeitsprogramme 2015

die aufbereiteten Antragsunterlagen zum Haushalt 2015
die Verwaltungsvorlagen zum Stellenplan 2015

zur Sitzung mitzubringen.

Ich darf Sie hiermit zu dieser Sitzung einladen.

Erlangen, den 11. November 2014

STADT ERLANGEN
gez. Dr. Florian Janik
Oberbirgermeister

34/003/2014
Beschluss

37/006/2014
Beschluss

39/002/2014
Beschluss

11/036/2014
Beschluss

11/1037/2014
Beschluss

Falls Tagesordnungspunkte dieser Sitzung aus Zeitgriinden auf den néchsten Termin verschoben werden

missen, bitten wir Sie, die entsprechenden Unterlagen aufzubewahren und erneut mitzubringen.

Die Sitzungsunterlagen kdnnen auch unter www.ratsinfo.erlangen.de abgerufen werden.
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O 8.1

Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:

OBM/13

Birgermeister- und Presseamt

Bearbeitungsstand Fraktionsantrage

Beratungsfolge

Haupt-, Finanz-
schuss

und Personalaus-

Beteiligte Dienststellen

I. Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

[I. Sachbericht

Termin

N/O Vorlagenart

19.11.2014 O Kenntnisnahme

13/024/2014

Abstimmung

Die Verwaltung zeigt in nachfolgender Auflistung den Bearbeitungsstand von Fraktionsantragen
auf, die im unmittelbaren Zustandigkeitsbereich OBM und Amt 13 liegen:

Antrag-Nr. / Datum Antragsteller Thema Stand der Bearbeitung
071/2014, 5.5.2014 odp Anerkennung der ehrenamtlichen Tatigkeit noch offen.
der Ortsbeiréte,
100/2014, 7.7.2014 o6dp Tennenloher 750jéhriges Ortsjubilaum Haushaltsberatungen HFPA
19.11.2014.
101/2014, 8.7.2014 SPD, FDP, GriineListe Unterstitzung der Ein-Dollar-Brille / ,Erlan- Stadtrat 27.11.2014
ger Brille*
218/2014 erlanger linke Forderung Renovierung Tahara-Haus der Antrag zum HH, in Nachmel-
v.21.10.2014 judischen Kultusgemeinde deliste der Verwaltung enthal-
ten, HFPA 19.11.2014
225/2014 erlanger linke Klimapartnerschaften férdern HH-Antrag, HFPA 19.11.2014
v.21.10.2014
251/2014 SPD-Fraktion Schaffung eines ,Nachdenk-Ortes* Altestenrat 26.11.2014
v.22.10.2014 zur Erinnerung an die Ermordung von
Menschen mit psychischer Erkrankung
der Heil- und Pflegeanstalt Erlangen
253/2014 SPD-Fraktion Vorschlag fur Ehrenbrief Kultur Stellungnahme Fachbereich
v.22.10.2014 angefordert;
Altestenrat evtl. 26.11.2014
Anlagen:

[ll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift

IV.Zum Vorgang
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O 8.2

Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/13-4 Birgermeister- und Presseamt 13-4/004/2014

Verwendung von Haushaltsmitteln fir San Carlos
Beratungsfolge Termin  N/O Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Kenntnisnahme
schuss

Beteiligte Dienststellen
OBM

I. Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

II. Sachbericht
In den stadtischen Haushalten fir die Jahre 2013 und 2014 wurden jeweils 8.000,- € Sondermittel
fur die Anschaffung eines mobilen Rontgengeréats mit Bildwandler fur das Hospital in San Carlos
genehmigt. Die 2013 genehmigten 8.000,- € liegen auf dem Konto des Vereins Stadtepartnerschaft
Erlangen-San Carlos e.V., die weiteren 8.000,- € wurden vom Sachgebiet Integration- und Interna-
tionale Beziehungen (13-4) noch nicht ausgezahlt. Mittlerweile konnte das bendtigte Gerat mit Hilfe
der deutschen Botschaft Managua angeschafft werden.

Nach Besprechung des Sachverhaltes am Runden Tisch San Carlos und in enger Abstimmung mit
dem Leiter des Hospitals Luis Felipe Moncada Dr. Freddy Ruiz sollen diese 16.000,- € anderweitig
fir den Ausbau der medizinischen Versorgung in San Carlos verwendet werden. Aus San Carlos
liegen momentan Antrage fur Labor- und Pathologieausstattung sowie Ausstattung der Kranken-
zimmer sowie Kihlschranke fur Medikamente und Lebensmittel des Hospitals mit einem Gesamt-
volumen von 18.002,80 US$ vor, die mit diesen Sondermitteln angeschafft werden sollen. Mit den
verbleibenden Restmittel werden in enger Abstimmung zwischen Klinikleiter Dr. Freddy Ruiz und
dem Stadtepartnerschaftsverein weitere medizinische Antrége umgesetzt.

13-4 wird die Auszahlung der noch ausstehenden 8.000,- € auf das Konto des Stadtepartner-

schaftsvereins veranlassen. Der Verein Ubernimmt die Abwicklung der Antrdge und die Auszah-
lung der Gelder.

Anlagen:

lll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
IV.Zum Vorgang
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O 8.3

Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
I/GGFA Referat fur Wirtschaft und Finanzen [1/034/2014
GGFA

Sachstandsbericht GGFA AGR des kommunalen Jobcenters Erlangen -
Berichtszeitraum: September/Oktober 2014 sowie der Kurzbericht:
ZusammenArbeit — Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt
Beratungsfolge Termin  N/O Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Kenntnisnahme
schuss

Beteiligte Dienststellen

Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

. Sachbericht

Der Sachstandsbericht der GGFA AS6R wird zur Kenntnis genommen; er wurde bereits in der letz-
ten SGA-Sitzung am 11.11.2014 unter TOP 2 — Anlage 5 ,,Sachstandsbericht des Sozialamtes zur
SGBII Umsetzung in der Stadt Erlangen” sowie der Kurzbericht: ZusammenArbeit — Inklusion in
eine gemeinsame Arbeitswelt aufgelegt.

Anlagen:
Anlage 1 — Sachstandsbericht des Jobcenter Erlangen, September/Oktober 2014
Anlage 2 — Kurzbericht: ZusammenArbeit — Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt

lll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
IV.Zum Vorgang
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O 8.3

Sachstandsbericht GGFA AOR

JOBCENTER
STADT ERLANGEN

Berichtszeitraum: September /Oktober2014
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S omeen GGFA,

Inhaltsverzeichnis

1. Aktuelle Entwicklung 3
1.1. Stellungnahme zur Arbeitsmarktsituation 3
1.2. Runder Tisch im Arbeitsagenturbezirk Firth 3
1.3. Werkstattgesprach mit Staatsekretarin des BMAS Anette Kramme 4
2. Fokusthema: Hilfen fur jugendliche im SGB I 5
2.1.  Jugendliche im Ubergang Schule - Beruf 5
2.2. Jobcenterprozesse im Ubergang Schule — Beruf 5
Die Arbeit der Jugendpersonalvermittiung 5
Die Arbeit des Jugendfallmanagements 6
GGFA Tréager in der kommunalen Jugendberufshilfe 7
Beispiele fiir die gelungene Kooperation im kommunalen Netz 7
Weitere Jugend MalRBhahmenangebote im Arbeitsmarktprogramm 2015 8
3. Basisdaten 9
3.1. Basisdaten zu den Leistungsberechtigten im SGB |l (im Bestand) 9
3.2. Entwicklung der Jugendlichen eLB und der Jugendarbeitslosenquote 10
3.3. Zu- und Abgéange aus dem Leistungsbezug 10
4, Integrationen 11
4.1. Gesamtdarstellung der Integrationen 11
4.2. Integrationen nach Branchen 12
4.3. Integrationen nach Berufen 13
4.4, Kennzahlen K2 — Integration und Nachhaltigkeit 14
5. MalRnahmen 15
5.1. Integrationsinstrumente und Mitteleinsatz 15
5.2. Beschaftigungsfelder aktuell besetzter Arbeitsgelegenheiten 16
6. Finanzen - aktueller Budgetstand der Eingliederungsmittel 16
7. ALG Il - Langzeitleistungsbezieher 17
7.1. Struktur des Langzeitleistungsbezuges ALG Il (nach Dauer / Alter) 17
7.2. Struktur des Langzeitleistungsbezuges nach Erwerbsstatus 17
7.3. K3 - Veranderung des Bestandes der Langzeitleistungsbezieher 17
8. Der Leistungsvergleich der Jobcenter nach § 48a SGB Il 18
9. Verzeichnis der Abkirzungen 19
Hinweis

In der Anlage befindet sich das Kurzkonzept ZusammenArbeit - Inklusion in eine ge-
meinsame Arbeitswel.

Sachstandsbericht GGFA AGR + Beric Qé%%eptemberlomober 2014




S omeen GGFA,

1. Aktuelle Entwicklungen

Das neue ESF-Bundesprogramm zur Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungs-
berechtigter und seine Umsetzung steht derzeit im Fokus der Jobcenterarbeit. Die
gezielte Integration, unterstitzt von Coaches, in speziell geeignete auf dem Arbeits-
markt akquirierte Stellen, soll die verfestigte Langzeitarbeitslosigkeit reduzieren.

1.1.Stellungnahme zur Arbeitsmarktsituation und zum aktuellen
Stand der Integrationen

Der Herbstaufschwung schlagt sich im Bereich der Kurzzeitarbeitslosen deutlich
nieder, hat jedoch geringe Auswirkungen im Bereich der SGB Il Arbeitslosen. Auf
dem ersten Arbeitsmarkt werden nach wie vor vornehmlich Fachkrafte gesucht, die
im Bereich der Arbeitslosengeld Il Bezieher immer weniger zu finden sind. Immerhin
konnte der kontinuierliche Anstieg der SGB Il Arbeitslosenzahlen aufgehalten wer-
den. Im Oktober 2014 sind 42 SGB Il Arbeitslose weniger gemeldet als im Vormonat.

Die Summe der Integrationen liegt in etwa auf Vorjahresniveau. Die Zielsetzung von
1000 Integrationen im Jahr wird mit grol3er Wahrscheinlichkeit erreicht werden. Er-
freulicherweise konnte auch im Bereich 50plus das Niveau der Integrationen des
Vorjahres gehalten werden.

Im Bereich der Langzeitarbeitslosen, die sich bereits seit 60 Monaten im Bezug be-
finden, ist im Vergleich zu den Aprilzahlen eine Steigerung um 7 % zu registrieren.

1.2.Runder Tisch im Arbeitsagenturbezirk Furth mit dem ge-
meinsamen Ziel die Langzeitarbeitslosigkeit zu reduzieren

An der Auftaktveranstaltung des regionalen Runden Tisches am 23. September
2014, veranstaltet von der Agentur fir Arbeit Furth, zu deren Einzugsbereich auch
Erlangen gehort, nahmen Frau Dr. Preul als Vertreterin der Stadt Erlangen und Herr
Lindner von Seiten des kommunalen Jobcenters Erlangen teil. Ziel dieses neuen
Netzwerkes ist die nachhaltige Reduzierung der Langzeitarbeitslosigkeit auf der re-
gionalen Ebene.

Der Leiter der Arbeitsagentur Furth, Herr Haberecht sieht bei den SGB Il Langzeitar-
beitslosen (derzeit 45%) dringenden Handlungsbedarf. (Im Vergleich: im SGB Ill:
12 %). Die Durchfiihrung des ESF Bundesprogramms zur Reduktion der Langzeitar-
beitslosigkeit wird auf der operativen Ebene regional abgestimmt, Ressourcen sollen
gemeinsam und effektiv genutzt werden. Eine gemeinsame Antragstellung wird ge-
pruft. Da der Erfolg dieses Programms zum Grof3teil auf der Mitwirkungsbereitschaft
der Arbeitgeber beruht, wurden die anwesenden Vertreter des Arbeitsmarktes (IHK,
Kreishandwerkerschaft, Gewerkschaften) um ihre Unterstiitzung gebeten.

Das ESF Bundesprogramm ist fiir zwei SGB Il Zielgruppen ausgelegt: Menschen, die
bereits mind. zwei Jahre arbeitslos und &lter als 35 Jahre sind, keine verwertbaren
Berufsabschllsse besitzen und deren Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt bis-
her scheiterte. Die zweite Zielgruppe sind Menschen, die langer als 5 Jahre im SGB
Il Bezug sind und mindestens ein weiteres Vermittlungshemmnis besitzen.

Fur jede Personengruppe soll ein intensives und vielfaltiges Unterstiitzungspaket
(Coaching-Ansatz) zur Verfugung gestellt werden. Ein Betriebsakquisiteur soll an
potentielle Arbeitgeber herantreten, um Arbeitsstellen zu akquirieren, die der person-
lichen Situation und den Fahigkeiten der Arbeitsuchenden gerecht werden. Unter-
stutzt wird dieser Prozess mit Eingliederungszuschissen fir die Arbeitgeber.

Von Seiten des Jobcenters Erlangen wird mit einer ZielgréRe von 40 Integrationen
pro Jahr kalkuliert. Zur Durchfihrung werden ein Betriebsakquisiteur und zwei
Coachs, diese in Teilzeit, vorgesehen.

Die sich noch in Uberarbeitung befindlichen ESF-Férderrichtlinien sind zum jetzigen
Stand sehr einschréankend und erschweren einen mdéglichen Erfolg. Die Kritikpunkte
wurden auch im Werkstattgesprach mit Frau Staatssekretérin Kramme benannt.

i%%eptember/Oktober 2014

Sachstandsbericht GGFA ASR « Beric
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S omeen GGFA,

1.3.Ergebnisse des Werkstattgesprachs mit der parlamentari-
schen Staatssekretarin des BMAS Anette Kramme

Die Themen des Werkstattgesprachs mit der parlamentarischen Staatssekretérin Frau
Anette Kramme waren:

e Brauchen wir einen inklusiven Arbeitsmarkt?

e 50plus lauft aus und dann?

e ESF Bundesprogramm fir Langzeitarbeitslose - wiinschenswert aber Fehler
behaftet?

e Regionaler Problemdruckindikator benachteiligt bayerische Jobcenter!

Die BegruRung von Frau Kramme und der zahlreich anwesenden Vertreter und Vertre-
terinnen bayerischer Jobcenter erfolgte durch den Oberbirgermeister Dr. Janik mit
klaren Aussagen zur Situation:

e Das aktuelle SGB Il Zielsystem sei nur auf Integration in den ersten Arbeits-
markt ausgerichtet. Es gibt jedoch im SGB Il Menschen, die nicht in den ersten
Arbeitsmarkt integriert werden kénnen — hier muss die offentliche Diskussion
dariiber gefuihrt werden, welche Angebote geschaffen werden.

o Die Verzahnung der verschiedenen Hilfesysteme muss verbessert werden, der
Datenschutz muss amtertbergreifend sinnvoll geregelt werden.

e Das Steuerungssystem im SGB Il verhindert die Schaffung realistischer Ziele
und Mdglichkeiten fur Menschen mit multiplen Vermittiungshemmnissen.

Staatsekretarin Kramme unterstiitzte die Aussage von Herrn Dr. Janik und forderte
Angebote zur Inklusion, die noch weit vor den Anforderungen des ersten Arbeitsmark-
tes ansetzen mussen.

e Nach Meinung das BMAS missten die SGB Il Empféanger einem noch tiefer
gehenden Profiling unterzogen werden.

o Marktferne Kunden sollten intensiver betreut werden.

e Ein Inklusiver Arbeitsmarkt muss geschaffen werden.

Die Jobcenterleiter vertraten dabei eindeutig die Position, dass eine tarifliche Bezah-
lung fur diese Zielgruppe in einem Inklusiven Arbeitsmarkt nicht realisierbar sei. Hier
mussten sinnvolle Bedingungen und MaRnahmen geschaffen werden.

Synergien erhofft sich Frau Kramme durch Rechtskreis Ubergreifende Handlungsan-
satze, damit die Kompetenz der Einrichtungen, die sich um die Integration von Men-
schen mit Behinderung erfolgreich bemuhen, in das SGB Il System Ubertragen werden
kann. Dazu sollten ungenutzte Mittel aus der Ausgleichsabgabe, Ubertragbar sein. Dies
gilt auch fur die Rickibertragung der 50plus Mittel in Hohe von 350 Mio. € in den Re-
gelhaushalt ab 2016. Ebenso misste die Rentenversicherung lhrer Verantwortung
gerecht werden und diesen Prozess der Teilhabe am Arbeitsmarkt unterstitzen.

Dass der Problemdruckindikator, der die Bayerischen Jobcenter besonders benachtei-
ligt, vollkommen abgeschafft wird, hélt Frau Kramme fur nur eingeschrankt maglich.
(Anm.: das Jobcenter Erlangen erhalt aus diesem Grund ca. 350 T€ geringere Einglie-
derungsmittel)

Zum Problem des auslaufenden Bundesprogrammes 50plus verwies sie darauf, dass
hierzu im BMAS ein altersoffenes Nachfolgeprogramm in der Diskussion sei. Man
mdchte die Kompetenz der 50plus Mitarbeiter erhalten.

Frau Kramme konnte die kritischen Anmerkungen zu dem geplanten Bundes ESF Pro-
gramm sehr gut nachvollziehen und sagte zu, diese im Ministerium zu kommunizieren.
Dazu gehére u.a., dass die zur Antragstellung und zur Zuweisung ins Programm not-
wendigen Individualdaten nicht aus der Statistik der Bundesagentur ermittelt werden
koénnen, sowie die Beschéftigungsdauer und die formalen Qualifikationsanforderungen
der Projektmitarbeiter.

Am 28.10. wird BMAS intern Uber die Neuerungen der Arbeitsmarktpolitik gesprochen,
die dann von der Ministerin Frau Andrea Nahles am 5.11.2014 dem Bundestagsaus-
schuss Arbeit und Soziales bekannt gegeben werden. Die dann 6ffentlichen Informati-
onen kdnnen in den Stadtratsausschiissen vorgetragen werden.

i%%eptember/Oktober 2014
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2. Fokus Thema Hilfen fur Jugendliche im SGB I

2.1 Jugendliche und junge Erwachsenen unter 25 (U25) im
Ubergang Schule - Beruf

Den aus den SGB Il Bedarfsgemeinschaften stammenden oder schon alleine lebenden
Jugendlichen kommt eine besondere Aufmerksamkeit entgegen. Praventiv, begleitend
oder einholend und aufsuchend sind zentrale Handlungsmomente. Integration in einen
geeigneten Ausbildungsberuf ist die erste Prioritéat. Und wenn nicht méglich, dann doch
zumindest die Vermittlung in ein geordnetes tragendes Arbeitsverhaltnis.

Jugendliche im SGB Il Bezug sind nicht per se beeintrachtigte Jugendliche. Schon
alleine eine gréRere Familie mit jingeren Geschwistern unter drei Jahren kann trotz
eines in Vollzeit arbeitenden Elternteils im Mindestlohnbereich als bediirftig in den SGB
Il Bezug kommen. Andererseits besuchen viele Jugendliche aus SGB Il beziehenden
Familien Brennpunktschulen. Dort sind vermehrt sozial benachteiligte und individuell
beeintréchtigte Jugendliche zu finden. Hier gilt es, den Jugendlichen rechtzeitig im
Ubergang Schule - Beruf in einen Begleitprozess aufzunehmen, um bei erkanntem
Bedarf Hilfestellung, Motivation und Fihrung zu bieten.

Bereits seit den 90-er Jahren fiihrt die GGFA MalRnahmen fir arbeitslose Jugendliche
durch. Diese langjahrig entwickelte Kompetenz fiihrte zu der Weichenstellung, im
kommunalen Jobcenter die Lehrstellenvermittlung fir SGB 1l Jugendliche in eigener
Regie durchzufiihren. Darlber hinaus ist der GGFA Tragerteil rechtskreistibergreifend
mit Jugendangeboten als einer der beteiligten Akteure im kommunalen Netz zum
Ubergang Jugendlicher in den Beruf aktiv.

Diese Entwicklung fuhrt direkt in den aktuell auf der politischen Ebene vorgesehenen
Aufbau von Jugendberufsagenturen. Die kommunalen Akteure sind dabei das Jugend-
amt, das kommunale Ubergangsmanagement, JAZ e.V., die Mittelschulen, die Berufs-
schule und unbedingt mit dabei die Arbeitsagentur mit ihrer Ausbildungsplatzvermitt-
lung fir Jugendliche auf3erhalb des SGB II.

2.2 Jobcenterprozesse im Ubergang Schule — Beruf

Operative Bausteine sind im Jobcenterbereich die Jugendpersonalvermittlung, das
Jugendfallmanagement und die verschiedenen Mallhahmen aus dem Tragerteil der
GGFA und von Dritten.

Die Arbeit der Jugendpersonalvermittiung

Bereits in den Abgangsklassen der Mittelschulen wird mit den Jugendlichen der Kon-
takt gesucht, erfragt, ob noch ein Ausbildungsplatz gesucht wird und geprift ob tGber-
haupt eine Ausbildungsreife vorhanden ist. Davon abgeleitet folgen die weiteren Schrit-
te: Suche eines Ausbildungsplatzes oder Uberfiihrung in eine MaRnahme zur Gewin-
nung der Ausbildungsreife.

Die ausbildungsreifen Jugendlichen, die zum Ende des Schuljahres noch uber keinen
Ausbildungsplatz verfiigen, miinden in den Monaten August und September in das
Projekt ,last minute“ des Tragerteils der GGFA. Hier wird mit ganzer Energie der
Ausbildungsmarkt auf Ausbildungsplatze durchforstet, Bewerbungsgesprache initiiert
und bei Erfolg der Ausbildungsvertrag abgeschlossen.

Weiterhin steht die Jugendpersonalvermittlung fir die arbeitsmarktnahen Jugendlichen
unter 25 Jahren zur Verfigung, die ihre Lehre abgebrochen haben, als ,Spatstar-
ter” nun meist mit grof3er Motivation in eine Ausbildung miinden mdchten. Dazu geho-
ren auch die, die bereits ausgebildet keine Anschlussbeschéaftigung erhalten haben,
bzw. ihren Arbeitsplatz verloren oder ein Studium abgebrochen haben und zurtick in
eine erneute Ausbildung bzw. in den Arbeitsmarkt vermittelt werden. Dabei ist eine
Berufsberatung, eventuell auch eine komplett neue Berufsorientierung notwendig.

Zur Gruppe der Spatstarter gehdren sehr haufig junge Mitter, die nach der Erzie-

hungszeit eine Ausbildung beginnen wollen. Um diese aufnehmen zu kénnen, muss
die Kinderbetreuung gut geregelt sein.
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Die praferierten Berufe der aushildungsplatzsuchenden Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen orientieren sich am bundesweiten Durchschnitt und sind:

Kaufleute im Einzelhandel/ Verkaufer

Kaufleute fur Biromanagement

Kfz- Mechatroniker

Medizinischer Fachangestellter/ Gesundheits- und Krankenpfleger
Kinderpfleger

agrwONE

Eine erfolgreiche Bewerbung bendtigt eine entsprechende Ausbildungsreife, eine rea-
listische Selbsteinschétzung, Sozialkompetenzen und Werteakzeptanz der Erwachse-
nenwelt. Werden in den Beratungsgesprachen mit der Jugendpersonalvermittlerin zu
hohe Defizite festgestellt und waren bereits mehrere Versuche bei der Ausbildungs-
platzsuche erfolglos, werden die Jugendliche in das Jugendfallmanagement tberwie-
sen.

Vermittlungen in Ausbildung Stand 22.10.2014

2014 % 2013 % | 2012 % |Schulabgdnger
69| 100%| 62(100%| 88|100%|Schiler im Schulabgang
davon

19 28%| 22| 35% 33| 38%|in Ausbildung (schulische 4, duale 15)
9 13% 4] 6% 7| B8%|FOS

8 12% 3 5% 8 9%|Studium

5 7% 4] 6% 2| 2%|(Ubergabe FM)

9 13% 9 15% 12| 14%|gehen weiter zur Schule
16 23% 10] 16% 3| 3%|aus dem Bezug, Umzug, Leistungsende
0 0% 0 0% 2| 2%|Mutterschutz

1 1% 2| 3% 1 1%|FSJ

0 0% 0 0% 11 1%|Bundeswehr

0 0% 3 5% 3| 3%|Ubergang in PAV (sucht Arbeit)
67 97%| 57| 92%| 72| 82%|Gesamt Versorgte

2 3% 5 8% 16| 18%|unversorgt

0% 0% 0% |davon

2 3% 2 3% 4 5% |weitere Ausbildungssuche
214 % | 2013 % | 2012| % |Altbewerber
63| 100%| 42|100%| 55|100%|Altbewerber
davon
34| 54%| 28| 67%| 21| 38%|vermittelt
15 24% 14 33%| 34| 62%[im Vermittlungsprozess etc.
14 22% 0% 0% |aus dem Bezug. Umzug, Leistungsende

Die Arbeit des Jugendfallmanagements

Das Jobcenter Erlangen bietet den Erlanger SGB Il Empféangern ein spezialisiertes
Fallmanagement fur Jugendliche und junge Erwachsene bis 24 Jahre.
Zwei erfahrene Mitarbeiter beraten dabei durchschnittlich 140 meist arbeitsmarktferne
Jugendliche mit zum Teil multiplen Vermittlungshemmnissen.

Eine fehlende Berufsausbildung ist eine der grof3ten Problemlagen: Zwar haben 66%
der Personen einen Schulabschluss, aber 94% sind ohne eine berufliche Ausbildung.
Verschiedene Problemlagen, wie mangelnde soziale und fehlende berufliche Kompe-
tenzen sowie psychische Auffalligkeiten verhindern einen raschen Einstieg in das Be-
rufs- und Arbeitsleben.

Durch einen kontinuierlichen, strukturierten und zielorientierten Beratungsprozess im
Fallmanagement, sowie der Teilnahme an den GGFA Jugendmaflnahmen (Transit,
CLEO oder der Kompetenzagentur) gelingt es auch besonders marktferne und betreu-
ungsintensive Personen in ausbildungsnahe qualifizierende MalRhahmen oder gefor-
derte Ausbildungen zu integrieren.
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Die Einstiegsqualifizierung bei einem Arbeitgeber und die Berufsaushildung bei
aul3erbetrieblichen Einrichtungen wie zum Beispiel der Jugendwerkstatt in Eltersdorf
sind fiir diese Personengruppe adaquate Mal3nahmen.

Ziel des Fallmanagements ist es, den Jugendlichen und jungen Erwachsenen die
bestmdgliche individuelle Beratung und kreative Hilfestellung im Rahmen des SGB Il
und der kommunalen zuséatzlichen Leistungen zu erbringen um jedem Einzelnen den
passenden Weg in den Ausbildungs- oder Arbeitsmarkt zu eréffnen.

Besonderheiten des Tragerteils der GGFA in der kommunalen Jugendberufshilfe
Durch die unmittelbare Verortung des MalRnahmentrégers innerhalb der GGFA A6R
mit dem Jobcenterbereich Fallmanagement und Personalvermittlung ergeben sich
fachlich sehr anspruchsvolle Synergien und unmittelbare Abstimmungen im Sinne der
bestmdglichen Entwicklungsmdglichkeiten fur den Teilnehmer der MaRnahmen. Die
Stellung als 100% Tochter der Stadt Erlangen flhrt zu einer sehr engen Zusammenar-
beit mit dem Jugendamt im Aufgabenfeld der Jugendberufshilfe.

Beispiele fir die gelungene Kooperation im kommunalen Netz:

Kompetenzagentur — ab 2015 Projekt ,,Jugend starken im Quartier*

Die Zielgruppe sind alle Jugendlichen, rechtskreistibergreifend mit hohem individuellen
Forderbedarf und multiplen Vermittiungshemmnissen, die im Ubergang Schule - Beruf
Unterstitzung bendtigen

Ab 01.01.2015 soll das Projekt ,Jugend Starken im Quartier“(JuSiQ), als Nachfolger
der Kompetenzagentur starten. Das Jugendamt hat als Antragsteller mit der GGFA ein
Konzept fur das Interessensbekundungsverfahren ausgearbeitet. Dies wurde am
31.10.14 positiv beschieden. Die erste Hirde der Projektbewilligung ist genommen!

Um die Jugendlichen noch unmittelbarer zu erreichen, wird das neue Foérderprogramm
auch in Stadtteilen, im Quartier, wie Anger, Bruck, Bichenbach und housing area
Rothelheimpark angesiedelt sein. Individuelle Begleitung, aufsuchende Sozialarbeit
und das Ziel, Jugendliche in die Regelsysteme zurlckzufuhren, an ihrer Berufsper-
spektive zu arbeiten und Unterstiitzung bei der Vermittlung in Ausbildungspléatze sind
Kernpunkte dieses Projektes.

Berufsvorbereitungsklasse (BvK)

In den vergangenen Jahren wurden berufsschulpflichtige Jugendliche ohne Ausbildung
(JoA) oder Ausbildungsabbrecher an einem Tag in der Woche an der Berufsschule
beschult. Der zu geringe Umfang dieser Beschulung und die deutlich hervorstechen-
den Problemlagen der Schiler fuhrten zur Absicht des Jugendamtes, das sich bereits
Uber die Jugendsozialarbeit (JaS) an der Berufsschule Erlangen engagiert, ein zuséatz-
liches Angebot aufzulegen. In Zusammenarbeit zwischen Berufsschule, Jugend-
amt/JaS und der GGFA entstand eine kooperative Férderkonzeption. Dies stellt fur die
Zielgruppe der noch nicht in Ausbildung befindlichen Jugendlichen ein modulares An-
gebot zur Verfigung, um die Hemmnisse der Aufnahme einer Berufsausbildung zu
bearbeiten, sowie Ausbildungsabbriiche und lange Warteschleifen im Ubergangssys-
tem zu verhindern. Ein Fachteam aus Fachklassenlehrern, JaS, GGFA und Agentur far
Arbeit koordinieren den Ablauf. Die operative Ausfiihrung der Konzeption wird an der
Berufsschule von der GGFA geleistet.

Die Module der Berufsvorbereitungsklasse beinhalten soziales Kompetenztraining,
gecoachte betriebliche Praktika, Berufsschulunterricht, Fachklassenunterricht, Berufs-
felderkundung, Berufsberatung und Bewerbungsunterstitzung. Das Projekt wird in
Teilzeit an drei Tagen in der Woche durchgefiihrt, bei Praktika an funf Tagen in der
Woche.

Ampelkonzept:

Die GGFA war gemeinsam mit der Jugendhilfe, der Agentur f. Arbeit und JAZ.e.V an
der Genese der Ampelkonzeption beteiligt. An den Mittelschulen in Erlangen ist eine
Vielzahl von Akteuren im Bereich des Ubergangs tatig. Alle beteiligten Fachdienste
treffen sich regelmaRig, insbesondere vor Ende der Schullaufbahn um gemeinsam in
den sogenannten Ampelgesprachen abzuklaren, wie der Verbleib der jugendlichen
Schulabgénger im Schuljahr verlauft. Jeder einzelne Schulabgéanger wird im Fachgre-
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mium besprochen. Die Ampelfarbe zeigt, an wo Hilfe- und Unterstitzungsbedarf als
notwendig erachtet wird. Die GGFA Erlangen ist mit Mitarbeitern aus der Kompetenza-
gentur (ab 2015 Projekt ,Jugend starken im Quartier” und der Jugendpersonalvermitt-
lerin an den Ampelgesprachen beteiligt.

Weitere Malinahmenangebote fiir Jugendliche im Arbeitsmarktprogramms 2015

Transit mit integriertem Hauptschulmodul

Jugendliche werden auf die Anforderungen betrieblicher Ausbildung vorbereitet. Forde-
rung und Begleitung bei der Entwicklung beruflich relevanter Sozialkompetenzen, be-
gleitete Praktika und Erwerb eines verwertbaren Schulabschlusses durch Vorbereitung
auf die externe Priifung. Das Hauptschulmodul wird kommunal finanziert.

Last Minute (August/September)
Nachvermittlung fur alle Schulabganger aus dem SGB I, die bis August keine Ausbil-
dung gefunden hatten.

Projekt Cleo (Coaching fur lernen, erleben, organisieren)

Die Zahl der Jugendlichen mit psychischen Belastungssymptomen nimmt zu. Das Pro-
jekt bietet zwei Bereiche an: Werkstatteinheiten mit sinnstiftenden Téatigkeiten und
Coaching zur Stabilisierung und Entwicklung personlicher und beruflich relevanter
Ressourcen. Ziel ist die sukzessive Steigerung der personlichen und beruflichen Belas-
tungsfahigkeit und damit die Vorbereitung fur weiterfihrende berufliche Férdermal3-
nahmen

Einstiegsqualifizierung (EQ)
Zur Vorbereitung auf die Ausbildung wird ein ,verlangertes Praktikum® im Betrieb
durchgefuhrt. Der Ausbildungsbetrieb kann das EQ auf die Ausbildung anrechnen.

Jugendwerkstatt Eltersdorf
Geforderte Berufsausbildung (BaE) zum Holzfachwerker — derzeit sind alle vier Platze
besetzt.

Ausbildung zur Fachkraft fir Kiichen- Mdbel- und Umzugshelfer

Im Rahmen einer geforderten Berufsausbildung (BaE) wird im Sozialkaufhaus der
GGFA dieses Berufshild angeboten — der erste Auszubildende hat im Oktober 2014
begonnen.

Ausbildungsbegleitende Hilfen (abH)

Auszubildende mit schlechten schulischen Leistungen oder anderen betrieblichen
Problemstellungen nehmen an gezieltem Férderunterricht bei einem externen Trager
teil.
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3. Basisdaten
3.1.Basisdaten zu den Leistungsberechtigten im SGB Il (im Bestand)

Ubersicht tber die Entwicklung der SGB II-Bezieher in Erlangen

Aug 10 2.581 3.398 1.395 1.352 2,3% 5,6%
Aug 11 2.383 3.129 1.277 1.365 2,3% 9,1%
Aug 12 2.331 2.968 1.294 1.447 2,4% 4.9%
Aug 13 2420 3.095 1.464 1.465 2,4% 9,2%
Aug 14 2.397 3.144 1.473 1.602 2,6% 5,3%
Sept 10 2.537 3.339 1.395 1.350 2,3% 5,6%
Sept 11 2.340 3.062 1.269 1.330 2,3% 5,1%
Sept 12 2.295 2917 1.276 1.462 2,5% 49%
Sept 13 2.365 3.011 1.435 1474 2,4% 5,1%
Sept 14 2.386 3.138 1.495 1.601 2,6% 5,3%
Okt 10 2.519 3.304 1.398 1.305 2.2% 5,5%
Okt 11 2.332 3.033 1.273 1.340 2,3% 9,0%
Okt 12 2292 2.906 1.287 1.449 2,4% 49%
Okt 13 2.385 3.039 1.449 1.439 2,4% 9,2%
Okt 14 2.369 3.112 1.483 1.559 2,6% 5,3%

Quelle: Auszug aus Alo_Stadt ER_5JVergl_10-14, Amt fiir Statistik Erlan-
gen und Statistik BA.

Die SGB lI-Hilfequote ist das Verhéaltnis der Personen im SGB II-Bezug zu
der Wohnbevdlkerung unter 65 Jahren. Sie ist ein wichtiger Indikator fur die
Hilfebedurftigkeit in der Erlanger Bevélkerung.

Zur Erklarung:

Diese Tabelle gibt den zahlenméaRigen Uberblick iiber die Entwicklung der
wichtigen Personengruppen im SGB II-Bezug und der dazugehérigen Quo-
ten.

Bedarfsgemeinschaften: Familien, Zusammenlebende, Alleinerziehende,
aber auch Alleinlebende. Erwerbsfahige Leistungsberechtigte: dem Grunde
nach dem Arbeitsmarkt zur Verfligung stehend (Voraussetzung min. 3 Std.
tagliche Erwerbsfahigkeit).

Sozialgeldempfanger: in der Regel Kinder unter 15 Jahren oder voriiberge-
hend nicht Erwerbsfahige.
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3.2.Entwicklung der Jugendlichen eLB und der Jugendarbeitslosenquote
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Die Differenz zwischen der gesamten Anzahl der Jugendlichen unter 25 - eLB unter 25 Jahre

und den arbeitslosen Jugendlichen unter 25 erklart sich dadurch, dass - davon Arbeitslose SGB Il
diese Personen dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfiigung stehen (bspw. we- unter 25 Jahre

gen Schulbesuch, Kindererziehung, Malinahmenbesuch etc.) |:|

Zur Erklarung: SGB Il Erlangen

Die Stadt Erlangen zeichnet sich durch eine geringe SGB II-

Jugendarbeitslosigkeitsquote aus. Alle Jugendlichen aus SGB |II-

Bedarfsgemeinschaften werden wie jedes Jahr in der Abgangsklasse der

Mittelschule in das Projekt "Jugend in Ausbildung" eingebunden.

Jugendarbeitslosenquote

3.3.Zu- und Abgange aus dem Leistungsbezug

250
200
150

100

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez Jan Feb Mrz Apr Mai Juni Jul
2013 201320132013 20132013 201320132013 20132013 20132014 2014 2014 2014 2014 2014 2014

Der Uberhang zwischen Zugéngen und Abgangen betragt liber die Zeit von - Zugénge elLB
Januar 2013 bis Juli 2014 eine Minderung von 18 erwerbsfahigen Leis- |:| Abgange eLB
tungsbeziehern (eLB).
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4. Integrationen

4.1.Gesamtdarstellung der Integrationen

Eingliederungsstatistik Januar 2014 bis August 2014

77 42 35 15 Summe Eingliederungen | 24 | 14 | 20 | 1 | 18
o e
1% | 6% | 5% 2% Cgrt‘e;';'bfsr gg"g lederungen | oc | 905 | 39% | 0% | 3%

476 210 | 266 160 Summe Eingliederungen | 120 | 149 | 193 | 7 7

70% | 31% | 39% 23y,  |Anteil aller Eingliederungen | 4aq. | 550 | 280 | 19 | 1%
von 15 bis 65

131 49 82 42 Summe Eingliederungen | 46 | 30 | 51 | 4 0

19% 7% | 12% 6% Anteil allgr Eingliederungen 7% | 4% | 7% | 1% | 0%
von 15 bis 65

684 301 | 383 217 Summe Eingliederungen | 190 | 193 | 264 | 12 | 25
100% | 44% | 56% 309,  |Anteil aller Eingliederungen | 5oo. | ooy | 3995 | 29 | 4%
von 15 bis 65
Quelle: Datenlieferung an BA-Statistik Min  Minijob Exi  Existenz-
Auslander = ohne deutschen Pass TZ Teilzeit grinder
(statistischer Ausweis ab 2014) VZ  Vollzeit Aus Auszubildende

Eingliederungsstatistik Vorjahresvergleich (Volljahre)

Eingliederungen 2013 kumulierte Summe alle Altersgruppen

1044 573 | 411 433 Summe Eingliederungen | 237 | 257 | 412 33 105
100% 55% | 45% 41% 23% | 25% | 39% | 3% | 10%

Eingliederungen 2012 kumulierte Summe alle Altersgruppen

1008 495 | 513 498 Summe Eingliederungen | 197 | 291 | 402 29 89
100% 49% | 51% 49% 20% | 29% | 40% | 3% | 9%

Mig  Migrationshintergrund
(statistischer Ausweis bis 2013)
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4.2.Integrationen nach Branchen

Architektur- und Ingenieurbiiros; technische, physikalische
2 1 1 0,2%
und chemische Untersuchung
Beherbergung 5 1 1 7 1,1%
Einzelhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen) 48 38 86 13,3%
Energieversorgung 4 4 0,6%
Erbringung von Dienstleistg.en der Informationstechnologie 8 8 1,2%
Erbringung von Finanzdienstleistungen 1 1 0,2%
Erbringung von sonst. liberw. persdnlichen Dienstleistungen 6 2 1 9 1,4%
Erbringung von wuts.chaftllchen Dienstleistungen fiir % 13 1 40 6.2%
Unternehmen und Privatpersonen a. n. g.
Erziehung und Unterricht 5 3 4 12 1,9%
Gastronomie 25 43 3 71 11,0%
Gebaudebetreuung; Garten- und Landschaftsbau 69 28 1 98 15,1%
Gesundheitswesen 16 6 22 3,4%
GroRhandel (ohne Handel mit Kraftfahrzeugen) 2 2 0,3%
Handel mit, Instandhaltung und Reparatur von Kfz 3 2 5 0,8%
Heime (ohne Erholungs- und Ferienheime) 9 4 13 2,0%
Herstellung von elektrischen Ausriistungen 1 1 2 0,3%
Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 1 1 0,2%
Herstellung von Metallerzeugnissen 5 5 0,8%
Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln 8 1 9 1,4%
Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen 1 1 0,2%
Herstellung von sonstigen Waren 3 3 0,5%
Interessenvertretungen sowie kirchliche und sonstige religiose 1 1 0,2%
Vereinigungen (ohne Sozialwesen und Sport)
Lagerei sowie Erbringung von sonstigen Dienstleistungen fiir 5 5 10 15%
den Verkehr
Landverkehr und Transport in Rohrfernleitungen 8 4 12 1,9%
Landwirtschaft, Jagd und damit verbundene Tatigkeiten 1 1 0,2%
Mit Finanz-/ Versicherungsdienstleistungen verb. Tatigkeiten 2 2 0,3%
Offentliche Verwaltung, Verteidigung; Sozialversicherung 10 3 13 2,0%
Post-, Kurier- und Expressdienste 5 2 1 8 1,2%
Private Haushalte mit Hauspersonal 4 14 18 2,8%
Rechts- und Steuerberatung, Wirtschaftspriifung 1 1 0,2%
Sonst. freiberufliche, wissenschaftliche u. techn. Tatigkeiten 3 1 4 0,6%
Sozialwesen (ohne Heime) 9 3 12 1,9%
Spiel-, Wett- und Lotteriewesen 1 1 0,2%
Vermittiung und Uberlassung von Arbeitskraften 128 6 134 20,7%
Vorbereitende Baustellenarbeiten, Bauinstallation und
: 3 3 0,5%
sonstiges Ausbaugewerbe
Wach- und Sicherheitsdienste sowie Detekteien 9 9 1,4%
Informationsdienstleistungen 2 1 3 0,5%
Grundstlicks- und Wohnungswesen 1 1 0,2%
Herstellung von chemischen Erzeugnissen 1 1 0,2%
Metallerzeugung und -bearbeitung 1 1 2 0,3%
Werbung und Marktforschung 1 1 0,2%
Vermietung von beweglichen Sachen 1 1 0,2%
Verlagswesen 1 1 0,2%
Reparatur und Installation von Maschinen und Ausriistungen 1 1 0,2%
Forschung und Entwicklung 1 1 0,2%
Herstellung von Textilien 1 1 0,2%
Tiefbau 2 2 0,3%
Herstellung von Mobeln 1 1 0,2%
Erbringung von Dienstleistungen des Sports, der Unterhaltung
1 1 0,2%
und der Erholung
Maschinenbau 1 1 0,2%
Gesamtergebnis 451 184 12 647 100%

Die Differenz zu den Gesamtzahlen resultiert aus nachzutragenden Eingaben.
Hinweis: Der Anteil der Integration in Zeitarbeit betragt 20,7 %.
Durch die Tarifvertrage in der Zeitarbeit wird der Mindestlohn eingehalten.
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4.3.Integrationen nach Berufen

(Innen-)Ausbauberufe 3 3 6 0,9%
Berufe in Finanzdienstleistungen, Rechnungswesen
1 1 0,2%

und Steuerberatung
Berufe in Recht und Verwaltung 8 1 9 1,4%
Berufe in Unternehmensfiihrung und -organisation 23 il 30 46%
Einkaufs-, Vertriebs- und Handelsberufe 14 14  21%
ErZIehur.\g, soziale und hauswirtschaftliche Berufe, 20 15 1 36 5,5%
Theologie
Fiihrerfinnen von Fahrzeug- und Transportgeréaten 13 8 21 3,2%
Gartenbauberufe und Floristik 6 1 7 1,1%
Gebéude- und versorgungstechnische Berufe 11 7 1 19 2,9%
Informatik-, Informations- und o
Kommunikationstechnologieberufe 2 i e
Kunstst_ofﬂ\erstellung und -verarbeitung, Holzbe- und - 10 1 1" 1.7%
verarbeitung
Lebensmittelherstellung und -verarbeitung 24 17 4 6,3%
Lehrende und ausbildende Berufe 4 2 4 10 1,5%
Maschinen- und Fahrzeugtechnikberufe 16 2 18  28%
Mathematik-, Biologie-, Chemie- und Physikberufe 2 2 0,3%
Mechatronik-, Energie- und Elektroberufe 7 1 8 1,2%
Medizinische Gesundheitsberufe 13 2 15  23%
Metallerzeugung und -bearbeitung, Metallbauberufe 54 4 58 8,9%
Nichtmedizinische Gesundheits-, Korperpflege- und 11 3 " 21%
Wellnessberufe, Medizintechnik '
Reinigungsberufe 74 47 121 18,5%
Schutz-, Sicherheits- und Uberwachungsberufe 10 2 12  18%
Technische Forschungs-, Entwicklungs-, 1 1 0.2%
Konstruktions- und Produktionssteuerungsberufe !
Tourismus-, Hotel- und Gaststattenberufe 20 22 4 46 7,0%
Verkaufsberufe 46 28 74 113%
Verkehrs- und Logistikberufe (auRer Fahrzeugfiihrung) 32 15 1 8  74%
Medienberufe 9 9 1,4%
Papi_er- und Druckberufe, technische 3 1 4 0,6%
Mediengestaltung
Rohstoffgewinnung und -aufbereitung, Glas- und

" . 1 1 0,2%
Keramikherstellung und -verarbeitung
Textil- und Lederberufe 1 1 0,2%
Hoch- und Tiefbauberufe 4 4 0,6%
Gesamtergebnis 453 188 12 653 100,0%

Die Differenz zu den Gesamtzahlen ist durch noch nachzutragende Eingaben begriindet.
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4.4 Kennzahlen K2 — Integration und Nachhaltigkeit

Entwicklung der Integrationsquote

35,00
30.00
25,00

20,00
15,00
10,00
5,00
0.00 -

Die Kennzahl K2 misst die Integrationen in den vergangenen zwolf Mona- I Integrat!onsquote ER
I Integrationsquote @

SGBII-Typ Id
[ Integrationsquote @ Bay.
Grof3stadte
] Integrationsquote g Bund
*) vorlaufige Zahlen

ten im Verhaltnis zum durchschnittlichen Bestand an erwerbsfahigen Leis-
tungsberechtigten in diesem Zeitraum.

Entwicklung der Nachhaltigkeitsquote

70,00

60,00 - .
50,00

40,00 = = =
30,00

20,00 =
10,00 -

0,00 -

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sep Okt Nov Dez Jan Feb Mrz
2013 2013 2013 2013 2013 2013 2013 2013 2013 2013 2013 2013 2014 2014 2014

Die Nachhaltigkeitsquote K2E3 (ErganzungsgroRe) misst den Anteil der M Nachhaltigkeitsquote ER
. . . . . o . Nachhaltigkeitsquote

nachhaltigen Integrationen in sozialversicherungspflichtige Beschéftigung @ SGBII-Typ Id

der vergangenen zwolf Monate an allen Integrationen in sozialversiche- [ ] Nachhaltigkeitsquote

rungspflichtige Beschaftigungen in diesem Zeitraum. ] ﬁiiﬁﬁ{gf;ﬁgheote Bund
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5. MalRhahmen

JOBCENTER

STADT ERLANGEN

GGFA.

5.1.Integrationsinstrumente und Mitteleinsatz - Januar bis September 2014

Werkakademie als Eingangsprozess mit Anzahl Platze |Anzahl Teilnehmer EGT 50up Dritte
Bewerbungszentrum (BWZ) nach Bedarf 1898 GGFA 89.937€
Projekt Arbeitssuche (PAS) 24 126 GGFA 106.575 €
Fakt 10 9 GGFA 15576 €
Anzahl Platze |Anzahl Teilnehmer EGT 50up Dritte
Jugend in Ausbildung 60-80 92 GGFA
Last Minute - Nachvermittiung (nur August/September) 15 6 GGFA 10.146 €
Ausbildung zum Holzfachwerker - Juwe Eltersdorf / 4 4 Diakonie/DAA 27088 €
externe abH
Ausbildung zur Fachkraft Kichen-, Mobel- und 3 4 GGFA 2636€
Umzugshelfer
Einstiegsqualifizierung (EQ) 4 9 div. Arbeitgeber 3731€
Azubi-Betreuung 4 2 GGFA 10.997 €
Transit 15 62 GGFA 81.754 €
Stadt
Hauptschulabschluss 10 4 GGFA 43798 € |Erlangen
Cleo 10 17 GGFA 30.050 €
Regierung
offene Ganztagsschule / Eichendorffschule o & GakA 76.429 € |Mfr.
Kompetenzagentur GGFA 96.889 € |BMFSFJIJA

Anzahl Platze

Anzahl Teilnehmer

Dritte

Kajak

40

49

35.788 € [ESF Bayern

Bedarfsgemeinschaftscoachi

40

Anzahl Platze

66

Anzahl Teilnehmer

50up

39.379 € |ESF Bayern

Dritte

Bewerbungszentrum 50plus (BWZ) nach Bedarf 779 GGFA 14.151€
Mini- / Midijob - Coaching 15 34 GGFA 20.158 €
Kreativ- und Profilwerkstatt 28 18 GGFA 67.578 €

Impuls C (Jobcafe, Aktivwochen, Einzelcoachin

120

119.982 €

Anzahl Platze |Anzahl Teilnehmer EGT 50up Dritte
JobAccess 6 10 Access 8.636 € kKA. ESF Bayern
Jobclearing 14 17 Access 9.200 €

ISA nach Bedarf 6 BFW Nbi 6.543 € 6.193 €

Anzahl Platze

Anzahl Teilnehmer

EGT

50up

MigraJob

nach Bedarf

Anzahl Platze

110

Anzahl Teilnehmer

GGFA

EGT

50up

AGH intern Fund- und Bahnhofsfahrrader (Bike)/
Sozialkaufhaus

GGFA

41352 €

25.864 €

AGH extern

GGFA

3.565€

1.470€

Betrieblicher Sozialdienst 25920 € 12.569 €
Anzahl Platze |Anzahl Teilnehmer EGT 50up Dritte

Vermittlungsbudget nach Bedarf k. A. moglich 53419€ 9723€
Eingliederungszuschuss nach Bedarf 20 21521€ 27.353€
Einstiegsgeld nach Bedarf 24 9.664 € 977 €
Berufliche Anpassungsqualifizierungen nach Bedarf 166 Div. Bildungstrager 39.589€ 7.163 €
Reha - MaRnahmen nach Bedarf 10 Div. Bildungstrager 57.852€

Eignungsdiagnostik nach Bedarf 140 Arzt/Psychologe 12374 € 1987 €

Die Anzahl der Teilnehmer pro Platz ist abhéngig von der MalRnahmen-
dauer und den Wiederbesetzungen nach Vermittlungen und MaRnah-

menabbrichen.

Verdopplung der Integrationsmittel:

Trotz der mehr als 50 %-igen Senkung der Eingliederungsmittel bei einer
Reduzierung der SGB Il eLB (erwerbsfahigen Leistungsbezieher) in den
letzten finf Jahren um nur 13 % wird ein zwar reduziertes aber noch breit
aufgestelltes Instrumentenangebot aufgestellt. Das ist moglich durch die
Verdoppelung der Bundesmittel aus dem Bundesprogramm 50plus, kom-

munalen Aufwandszuschiissen, ESF-Mitteln und Eigenerwirtschaftung.
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5.2.Beschéftigungsfelder aktuell besetzter Arbeitsgelegenheiten

1 Freie Wohlfahrtspflege |Helfertétigkeiten, Aushilfsfahrer, etc. 4
2 Gemeinnitzige Vereine |handwerkliche Hilfstétigkeiten, Unterstitzung bei der 0
N Hausmeisterhilfstatigkeiten, Burohilfstatigkeiten, Unterstiitzung bei
3 Stadit Erlangen”) Evaluation v. Nistpla'?zen, etc. ° ° 0
4 Staatliche Schulen Bibliotheks- /Burohilfsarbeiten 1
5 Kirchliche Einrichtungen |Hausmeisterhilfstatigkeiten, Aushilfstatigkeiten, stc. 2
6 GGFA ABR, Helfertatigkeiten 5
7 GGFA ASR BaFa Beschaftigung mit Qualifizierungsanteilen im Bereich 14
(Bahnhofsfahrrader) handwerklicher Anlerntatigkeiten (u.a. Fahrradrecycling)
Gesamt| 26

Ubersicht der Arbeitsgelegenheiten

*) Alle in der Verwaltung der Stadt Erlangen angebotenen Arbeitsgelegen-
heiten wurden vorab vom Personalrat der Stadt Erlangen gepriift und ge-
nehmigt.

6. Finanzen — aktueller Budgetstand der Eingliederungsmittel

Aktueller Budgetstand der in der GGFA eingesetzten Bundesmittel zum 30.09.14

EGT | 1.049.259 € 87.438€| 6768.572¢€ 110.372€ 320.244 €| 43.443¢€ 4%
VWT | 2118.971€ | 165.545€ | 1.474.745€ 15.157 € 644.226 € 0€ 0%
Fiftyuy 878.925¢€ 73.244€| 618.251€ 40.943 € 260.674 € 0€ 0%

inkl. Mittelzufluss durch Ubertrag nicht verbrauchter Bundesmittel aus dem Jahr 2013 im August 2014

Ende August 2014 weist die Budgetbilanz einen Bestand von ca. 43 T€

. - . EGT Eingliederungstitel
noch nicht verplanter Eingliederungsmittel aus. 9 9
Die zusatzlichen freien Mittel ergeben sich groBtenteils aus nicht benétig- VWT Verwaltungstitel
ten zurticklibertragenen Umschichtungsmitteln des Amtes 50. Diese resul-  Fifty up ~ Bundesprogramm

tieren aus dringend benétigten, aber noch nicht besetzten Stellen.

In den laufenden Controllingsitzungen des Jobcenters werden die Mittel
noch nicht berticksichtigten Bedarfen zugeordnet. Das Planziel ist die kom-
plette Verausgabung der Bundesmittel.

Aufgrund der nur noch kurzen Reaktionszeit zum Schluss des Kalenderjah-
res, ist eine vollstédndige Verausgabung der Bundesmittel sehr ambitioniert.

.Perspektive 50+
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7. ALG Il - Langzeitleistungsbezieher
7.1.Struktur des Langzeitleistungsbezuges ALG Il (nach Dauer / Alter)

17 bis unter

25-Jahrige 176 33 6 0 19 3 16 5 16 4 119 21
25 bis 49-

Jahrige 1014 544 18 6 86 42 90 42 97 49 723 405
50-Jahrige

und alter 626 433 3 2 32 19 26 20 40 28 525 364
Gesamt 1.816 1.010 27 8 137 64 132 67 153 81 1.367 790

Quelle: Statistik der Bundesagentur fur Arbeit, Arbeitsmarkt in Zahlen, Langzeitleistungsbezieher (LZB) nach
ausgewahlten Merkmalen, Nirnberg, Juni 2014 (Noch keine aktuelleren Zahlen vorhanden)

Die Tabelle zeigt die Langzeitleistungsbezieher von ALG Il nach Alter und Anzahl der Bezugsmonate. Ebenfalls
dargestellt ist, wie viele Langzeitleistungsbezieher im Juni 2014 arbeitslos waren. Diese stellen nur eine Teil-
gruppe dar. Nicht arbeitslos sind beispielsweise Transferleistungsbezieher, die ergdnzenden Einkommen haben
wie sie unter 6.2 ausfihrlich beschrieben werden. Andere Griuinde fiir die Nichtarbeitslosigkeit sind die Teilnah-
me an AktivierungsmaRnahmen, die Erziehung eines Kindes unter 3 Jahren oder der Schulbesuch.

7.2.Struktur des Langzeitleistungsbezuges nach Erwerbsstatus

Langzeitleistungsbezieher (LZB) Insgesamt

dar. erwerbstatige Alg ll-Bezieher 578 32% 8

dav. abhangig erwerbstatige Alg Il-Bezieher 555 31% 8

dav. Brutto-Einkommen <= 450 € 262 14% 4 15% | 25 | 18% | 11 8% 17 [ 11% | 205 | 15%
1
3

30% | 48 | 35% | 36 271% | 38 | 25% | 448 | 33%
30% | 44 | 32% | 34 26% | 36 | 24% | 433 | 32%

Brutto-Einkommen > 450 bis <=850 € 130 7% 4% 8 6% 6 5% 7 5% | 108 | 8%

Brutto-Einkommen > 850 € 163 9% 1% | 11 8% 17 13% 12 8% | 120 | 9%
selbstandig erwerbstatige Alg Il-Bezieher 26 1% 4 3% 2 2% 4 3% 16 1%

Quelle: Statistik der Bundesagentur fur Arbeit, Arbeitsmarkt in Zahlen, Langzeitleistungsbezieher (LZB) nach
ausgewahlten Merkmalen, Nirnberg, April 2014 (Noch keine aktuelleren Zahlen vorhanden)

7.3.Kennzahl K3 - Veranderung des Bestandes der Langzeitleistungs-
bezieher

2,00

1,00

-4,00

-5,00

B ziBER
B 1718 ¢ SGBII-Typ Id
5 LZLB g Bay. Grof3stadte

Die Kennzahl K3 ist wie folgt definiert: Die Anzahl der LZB im Bezugs-
monat wird ins Verhéltnis zu den LZB im Vorjahresmonat gesetzt.

LZLB g Bund
*) vorlaufige Zahlen
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GGFA

8. Der Leistungsvergleich der Jobcenter nach § 48a
SGB Il

Mit dem § 48a SGB Il wird der Vergleich der Leistungsfahigkeit der Jobcenter auf der
Grundlage der Kennzahlen nach § 51b SGB Il gesetzlich vorgegeben. Dazu werden
die Jobcenter strukturdhnlichen Vergleichstypen zugeordnet, in deren Rahmen der
Leistungsvergleich stattfindet. Ab Januar 2014 ist Erlangen dem Vergleichstyp Id zu-
geordnet, der nahezu ausschlielich aus wirtschaftsstarken Landkreisen aus Baden
Wirttemberg zusammengesetzt ist.

In den statistischen Darstellungen des Jobcenters wird deshalb ergédnzend Bezug auf
die Kennzahlen der Bayerischen GroRRstddte genommen. Die SGB II-Kennzahlen bil-
den ausschlie3lich dynamische Veranderungen ab. Zur Bewertung der Gesamtergeb-
nisse eines Jobcenters ist deswegen der aktuelle Stand der SGB Il-Arbeitslosenquote
und der SGB II-Quote als Bezugswert des Niveaus, auf dem die Veréanderungen statt-
finden, heranzuziehen.

SGB Il Arbeitslosenquote SGB Il Quote
g 12
5
10
4
8
3
=
2 o — N ‘,,,777
e e B B e 2
0 - : - - ~
o,
S & & & & ©
& K & 3 & & s & &
A 0 & ol & c v > &
\(90 Q-é{'& ‘<§b $°<v \*"0 & N é"" \,\& @\’(\L agf‘%o }o"”v Y\o@\o
¢
Stand: Oktober 2014

Erstmals hat sich Regensburgs bei der SGB Il Quote auf den zweiten Platz vor Erlan-
gen gesetzt. Auch Wirzburg ist aktuell gleichauf mit Erlangen. Dieses ganz aktuelle
Ergebnis gilt es auszuwerten und ggf. entsprechende Handlungsschritte abzuleiten.

Weiterhin behauptet sich jedoch Erlangen auf Platz eins bei der SGB Il Quote.

Der Leistungsvergleich besteht aus den drei Kennzahlen K1 bis K3 mit zugeordneten
HilfsgroRen und bildet die Bezugsgrundlage fur die jahrliche Zielvereinbarung des
Jobcenters mit dem Land:

e K1 -Veranderung der Summe der Leistungen zum
Lebensunterhalt (ohne Kosten der Unterkunft)

e K2 -Integrationsquote

e K3-Verdnderung des Bestandes an Langzeitleistungsbezieher

Details sind unter der Webseite des Bundes unter www.sgb2.info zu finden.
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9. Verzeichnis der Abktrzungen

abH
AGH
AMF
AZ
BAE
BgA
BG-Coaching
BMAS
BSD
BWZ
EGT
EGZ
eLB
EQ
ESF
FBW
FK
FM
Guv
KdU
KFA
LfU
MA
MAE
MB
Migrajob

pPAP
PAS
PAV
Siz
SKH
STMAS
TN

TZ-Beschaftigung

u25
VWT
VZA

ausbildungsbegleitende Hilfen
Arbeitsgelegenheiten

Arbeitsmarktfonds

Arbeitszeit

Berufsausbildung in auf3erbetrieblichen Einrichtungen
Betrieb der gewerblichen Art

Coaching von Bedarfsgemeinschaften
Bundesministerium Arbeit und Soziales
Betrieblicher Sozialdienst
Bewerbungszentrum

Eingliederungstitel
Eingliederungszuschuss

Erwerbsfahige Leistungsberechtigte
Einstiegsqualifizierung

Europaischer Sozialfonds

Forderung der beruflichen Weiterbildung
Fahrtkosten

Fallmanagement

Gewinn- und Verlustrechnung

Kosten der Unterkunft

Kommunaler Finanzierungsanteil
Leistung fur Unterkunft

Mitarbeiter
Mehraufwandsentschadigung
Mittagsbetreuung

Beratung von Migrant/innen bei der Anerkennung
auslandischer Abschlisse

Personlicher Ansprechpartner

Projekt Arbeitssuche

Personal- und Arbeitsvermittlung
Selbstinformationszentrum
Sozialkaufhaus

Bay. Staatsministerium fir Arbeit und Sozialordnung
Teilnehmer/in

Beschéftigung in Teilzeit

unter 25-Jahrige

Verwaltungstitel

Vollzeitaquivalent
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KURZFASSUNG

ZusammenArbeit
Inklusion Iin eine gemeinsame Arbeitswelt

Antrag im Rahmen des Programms der Bundesregierung
zur ,intensivierten Eingliederung und Beratung von
schwerbehinderten Menschen*

Antragsteller: Jobcenter Stadt Erlangen

Projektpartner: + Agentur fur Arbeit Furth, Geschaftsstelle Erlangen

» Jobcenter Erlangen-Hochstadt

» ACCESS Integrationsbegleitung gGmbH

 Birke und Partner GmbH, Kommunikationsagentur

+ Soziale Betriebe der Laufer Mihle gGmbH

* Regnitz-Werkstatten gGmbH (Lebenshilfe Erlangen e. V.)

» Lebenshilfe Erlangen-Hoéchstadt (West) e. V. mit INTEC gGmbH
+ WAB Kosbach gGmbH

» wabe e. V. Erlangen mit wabe Erlangen gGmbH



1. Zusammenfassung des Projekts

Das Projekt ,ZusammenArbeit — Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt* (ZUSA) gibt
neue, nachhaltig wirksame Impulse, die bestehenden MalRnahmen zur Férderung arbeit-
suchender schwerbehinderter Menschen mit besonderen Vermittlungshemmnissen so-
wie schwerbehinderter Jugendlicher zu starken. Die Instrumente der aktuellen Gesetz-
gebung werden bericksichtigt und integriert.

Zentrales Anliegen der Projektbeteiligten ist das Ausloten neuer innovativer Wege, nicht
zuletzt durch dialogorientierte Kommunikation und intensive Netzwerkarbeit.

Die Akteure des Projekts ,ZUSA" sind davon Uberzeugt, dass mit sorgsam definierten
Angeboten sogenannte arbeitsmarktferne schwerbehinderte Jugendliche und Erwach-
sene uber Aktivierung, Qualifizierung und intensive Begleitung in sozialversicherungs-
pflichtige Beschaftigungsverhaltnisse gebracht werden kdnnen.

Das Modellprojekt soll entlang klar definierter Zielvorgaben des Projektkonsortiums die
Chancen und Bediirfnisse des regionalen Arbeitsmarkts mit den Anspriichen der Inklu-
sion zusammenbringen. Dazu gehért die offensive und informative Ansprache poten-
Zieller Ausbildungsbetriebe und Arbeitgeber, fur die Inklusion oftmals ein schwer zu fas-
sender Begriff ist. Angestrebt ist ein Wandel in der Wahrnehmung, sodass Inklusion nicht
langer abstrakt bleibt. Leicht zu realisierende Einstiegsszenarien, individuelle Begleitung
und transparente Entscheidungs- und Beratungsstrukturen sollen dafir sorgen, dass
Vorbehalte und Unsicherheiten in der Wirtschaft abgebaut werden. Die Betroffenen sol-
len durch konkrete Teilhabe am Arbeitsmarkt ihre Moglichkeiten und Starken erkennen
und erleben, dass ihre Arbeitsleistung gebraucht wird.

Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt

Schrittweise Realisierung eines inklusiven Arbeitsmarkts durch gezielte Verschrankung von Arbeitnehmer- und
ArbeitgebermalRnahmen.

B Aktionsbereich 1 ,Fit for Job* (Zielgruppe Arbeitsuchende)
M Aktionsbereich 2 ,Job Opening” (Zielgruppe Arbeitgeber)

Alle aufgezeigten MalRnahmen verstehen sich als engagierter Beitrag zur Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention. Darlber hinaus sind sie konsequent gendergemaf}
angelegt und berlcksichtigen die besonderen Anspriiche der Barrierefreiheit. Bei der
Antragserstellung waren Menschen mit Behinderung maf3geblich beteiligt.
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2. Die Projekt-Akteure

Im Konsortium ,ZusammenArbeit — Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt“ haben
sich auf Initiative des Jobcenters Stadt Erlangen und des Jobcenters Erlangen-Hochstadt
und unter Einbeziehung der Agentur fur Arbeit Firth, Geschéftsstelle Erlangen, die mal-
geblichen Akteure in Stadt und Landkreis im Bereich der Arbeitsintegration von Men-
schen mit Behinderung zusammengeschlossen. Die Trager decken mit ihren Angeboten
das grol’e Spektrum unterschiedlicher Arten von Behinderung ab und sind in Teilen
hochspezialisiert in Bezug auf psychische Erkrankungen, Suchthilfe, Kérperbehinderung
und weitere Auspragungen unterschiedlichster Férderbedarfe. Die Expertise der Partner
wurde in der gemeinsam erarbeiteten Antragstellung so geblndelt, dass individuelle For-
derwege fir den Einzelnen gangbar gemacht werden, passgenaue Qualifizierungen und
Praktika in Werkstatten und Betrieben angeboten werden kénnen und das Arbeitgeber-
potenzial der Region fir die Zielgruppe erschlossen werden kann. Damit werden die In-
tegrations- und Inklusionsbemihungen in der Region auf eine qualitativ neue Stufe ge-
hoben, bisherige Einzelaktivitaten in einer strategischen Allianz zusammengefligt und
mit innovativen Neuerungen fur den regionalen Arbeitsmarkt aufgewertet.

Mit dem Antragsteller, dem Jobcenter Stadt Erlangen, arbeiten folgende Organisationen
und Einrichtungen im Modellprojekt am Erreichen der definierten Ziele:
 Agentur fur Arbeit Furth, Geschaftsstelle Erlangen
 Jobcenter Erlangen-Hochstadt
* ACCESS Integrationsbegleitung gGmbH
* Birke und Partner GmbH, Kommunikationsagentur
* Soziale Betriebe der Laufer Muhle gGmbH
* Regnitz-Werkstatten gGmbH (Lebenshilfe Erlangen e. V.)
* Lebenshilfe Erlangen-Héchstadt (West) e. V. mit INTEC gGmbH
* WAB Kosbach gGmbH
» wabe e. V. Erlangen mit wabe Erlangen gGmbH

Auf dieser Basis wird das Netzwerk konsequent entlang der Projektziele erweitert. Im
Vordergrund steht dabei die Integration von Wirtschaftsverbanden (beispielsweise IHK,
HWK), Wirtschaftsunternehmen und Interessensvertretungen der Arbeitnehmerseite
(beispielsweise DGB).

Besonderes Augenmerk liegt darauf, keine Parallelstrukturen zu errichten. Integrations-
amt und Arbeitsagentur sollen im Rahmen des einzurichtenden Beirats intensiv einge-
bunden werden, ebenso weitere wichtige Integrationspartner wie die Psychosoziale Ar-
beitsgemeinschaft (PSAG), der Integrationsfachdienst fir Mittelfranken, die Landesar-
beitsgemeinschaft der Werkstatten fir Menschen mit Behinderung in Bayern (LAG
WfbM) etc.
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Es zeichnet sich bereits eine breite Akzeptanz ab, die sowohl von Seiten der Wirtschaft
als auch von deren vertretenden Verbanden zugesichert wird. Daneben ist die Verstar-
kung der MalRnahmen durch die Unterstitzung des Oberbirgermeisters von Erlangen
und des Landrats von Erlangen-Héchstadt sowie von Organisationen wie dem Medical
Valley e. V. EMN aussichtsreich.

Organisationsstruktur

Konsortium
informiert z. B.

AtntI:‘ag- —) Beirat Integrationsamt
stellung, . Integrationsfachdienst
Jobcenter Stadt ER  jemivnts berat Age?nur far Arbeit Fiirth
steuerung Behindertenbeauftragte
. . Stadt ER,Landkreis ERH
Weiterleitung I f berichten Friedrich-Alexander-
der Fordermittel Universitat

Medical Valley EMN e. V.

ACCESS Austausch
) z. B.
— QOCIT T ENTNER Agentur fiir Arbeit Firth
\ partner Jobcenter ERH
Unter- IHK
stitzung HWK

DGB

. . Stadt Erlangen
Lebegshllfe LebErllas'_lhllfe PR

Birke und Partner Laufer Miihle

Austausch itert z.B.
WAB Kosbach wabe Erlangen > B dliAgl Integrationsamt
9 Netzwerk Integrationsfachdienst
Agentur fur Arbeit Firth
PSAG
LAG WfbM

Folgende Kooperationspartner haben mit einem ,Letter of intent” bereits ihre
Unterstitzung zugesagt:

» Stadt Erlangen, Oberbirgermeister Dr. Florian Janik

» Stadt Erlangen, Personalreferent Thomas Ternes

» Landkreis Erlangen-Hdchstadt, Landrat Alexander Tritthart

» IHK-Geschaftsstelle Erlangen, Knut Harmsen

» Deutscher Gewerkschaftsbund Erlangen/ER-Hd&chstadt, Wolfgang Niclas
* Medical Valley EMN e. V., Prof. Dr. Erich R. Reinhardt

e Der Beck GmbH, Petra Beck

+ ESTW - Erlanger Stadtwerke AG, Wolfgang Geus

» Martin Bauer Group, Martin Wedel
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3. Die Projekt-Ziele

Das Projekt ,ZUSA" richtet sich vorwiegend an eine Personengruppe mit einem beson-
ders hohen Unterstiutzungsbedarf. Deren individuelle und intensive Beratung und Beglei-
tung erfordert qualifiziertes und ausreichend Personal auf Seiten der Projektpartner. ZU-
SA erreicht aber nicht nur die beschriebene Kernzielgruppe. Von dem tragfahigen Netz-
werk, das durch ZUSA entsteht, profitieren letztlich alle Menschen mit Behinderung, die
in der Region auf Arbeitssuche sind. Dies ist auch auf die gezielte Ansprache von Arbeit-
gebern sowie professionelle Offentlichkeitsarbeit zuriickzufiihren, die innerhalb des Pro-
jekts geleistet wird.

250 Aktivierungen und 140 Vermittlungen: BN N\ N\
Ergebnis passgenauer Beratung und Qualifizierung \/ \/ =
240 —
200 —
160 —
200
80 70
40 — 5 -t
0 —
1. Projektjahr 2. Projektjahr 3. Projektjahr
B Aktivierungen Vermittlungen

ZUSA — ZusammenArbeit

Inklusion in eine gemeinsame Arbeitswelt



Im Projektzeitraum werden etwa 250 Menschen mit Schwerbehinderung fur den Arbeits-
markt aktiviert sowie mehr als 700 Arbeitgeber zum ersten Mal kontaktiert. Dartber hi-
naus wird das bestehende Arbeitgebernetzwerk der Projektpartner fiir das Projekt ge-
zielt genutzt. Durch ZUSA entsteht aber vor allem ein Klima der Inklusion, das Gber den
Projektzeitraum hinaus wirkt und perspektivisch eine immer gréRere Personengruppe

erreicht.
Schrittv_veise Realisierur_lg betrieblic_her Inklusion — /\\/\\/
Ergebnis gezielter Arbeitgeberakquise

350
1 320

300 —

250 b | 240

2SS
1 160

150 —

100 —
q 80
J 60

e ] 40 40
7 24 30
” 20
] 10 16
O ’—‘ | | J
1. Projektjahr 2. Projektjahr 3. Projektjahr

I Kontakte/Analysen Praktikumsbetriebe
~ Ausbildungen Beschaftigungsibernahmen
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4. Die MaBnahmen

Im Mittelpunkt der Mallnahmen stehen die konkreten Ansatze, die Menschen maoglichst
schnell und umfassend in Arbeit bringen.

Aktionsbereich 1 ,,Fit for Job“ — Arbeitsuchende

Arbeitnehmeriiber-

Ressourcen und Findung und Praktikum und lassung und Nach- -
Chancen Erprobung Perspektive haltigkeit .
« Standortbestimmung « Qualifizierung in Inte- «Praktikum im Betrieb « Arbeitnehmer- :
. ) . grations- und Sozial- Uberlassung i E
* Biografiearbeit betrieben sowie Werk- Uberleitung in daver : re
e ) i fir M h . 3 : ©
SIEILel o Selillie= ﬁ:ﬁtée:hiﬂgerﬁﬂzc en hafte betriebliche | =
selqualifikationen Anstellung . 7
* berufliches Profiling 1=
8
Diese Arbeitsstrukturen werden auch fiir die Zielgruppe der schwerbehinderten Jugendlichen ' [
intensiv genutzt (Ausbildung): - ¢
i |
Praktikum > Ausbildung > Beschiftigung > 0 .9
.
* Berufswunsch und Fahig- * Organisation * Ansprechpartner fir Arbeit- ! 11
keitsanalyse Zugang und Hilfsmittel nehmer und Arbeitgeber :
» Akquise und Begleitung * Begleitung Ausbildung * Training-on-the-job '
Praktikum und Berufsschule N ) i
« Intervention in Krisen- '
» Auswertung und * Vorbereitung Abschluss situationen 0
Empfehlung und Anschluss :

ierliche personliche Betreuung durch einen individuellen Job-Coach

Daneben soll im Geltungsbereich des Férderantrags ein neues Bewusstsein flir das The-
ma Inklusion geschaffen werden, das sowohl das geeignete Informationsfundament fir
alle Beteiligten legt, als auch den durchaus gewinschten positiven 6ffentlichen Druck auf
die Beteiligten verstarkt und ausibt, um die im Forderprojekt dargelegten Ziele zu errei-
chen und darlber hinaus Uber gangbare Werkzeuge der Inklusion zu verfligen.

Aktionsbereich 2 ,,Job Opening“ — Arbeitgeber

Kontakten > Betriebsanalyse > Arbeitsort Betrieb> Zertifizierung >

» Aktivieren von Arbeit- * Beratung und Identifika- < Einbindung des betrieb- + Durchfihrung einer
gebern fir Beschaftigung  tion von geeigneten lichen Umfelds (Teil-)Zertifizierung
Praktikumsplatzen

» Perspektive Beschafti-
gung

ng einer breiten Arbeitgeberoffentlichkeit
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Das Projekt schafft durchldssige und nachhaltige Strukturen, die sich auf passgenaue
Angebote flr die Zielgruppen der Arbeitsuchenden und die passgenaue Forcierung der
Anspriche der Arbeitgeber konzentrieren. Dabei werden alle bestehenden Angebote in-
tegriert, fur den Projekterfolg bei Bedarf aber auch neu interpretiert.

Ubergeordnete Innovationen:
Die Koordinationsstelle ZusammenArbeit

steht fr Fragen rund um die Inklusion in das Arbeitsleben zur Verfiigung. Sowohl den
Vertretern der Wirtschaft als auch den Menschen mit Behinderung werden von hier aus
die entscheidenden Briicken in die neuen Projekte im Sinne des Foérderantrags, aber
auch in die bestehenden Angebote und Systeme gebaut. Um die Wirtschaftlichkeit des
Vorgehens zu sichern und keine unnétigen Verwaltungsstrukturen zu schaffen, wird die
Koordinationsstelle beim Projektpartner ACCESS Integrationsbegleitung gGmbH, einem
erfahrenen und anerkannten Anbieter entsprechender Leistungen, angedockt. Insbeson-
dere wird von hier aus der Abgleich mit dem Integrationsfachdienst, zu dessen Gesell-
schaftern ACCESS gehdrt, dem Integrationsamt und der Arbeitsagentur gewahrleistet.
Diesen Institutionen wird die Mitgliedschaft im Beirat von ZUSA angetragen.

Die Koordinationsstelle sieht sich zugleich als Katalysator, mit dem die durchgeflhrten
MafRnahmen standig evaluiert und neuartige Qualifizierungsmalnahmen entwickelt wer-
den. Wirtschaftsunternehmen erhalten unburokratisch und auf direktem Weg Informatio-
nen und Unterstlitzung bei der Integration von schwerbehinderten Menschen in ihrem
Betrieb.

Innovationen fiir die Zielgruppe der Menschen mit Behinderung

Mit niedrigschwelligen, ausdauernden und in jeder Hinsicht individuell angepassten Mal}-
nahmen werden Menschen in Arbeit gebracht. Kern dieser MalRnahmen ist der Dreiklang
Aktivieren, Qualifizieren, Integrieren.

Neu ist vor allem das Modell, die bestehenden Strukturen der Werkstétten fur Menschen

mit Behinderung (WfbM) fir die Qualifikation der Zielgruppe in vollig neuer und innova-
tiver Weise zu nutzen.
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Mehrere Projektpartner haben sich bereit erklart,

passgenaue Qualifizierungsangebote in Werkstatten fir Menschen
mit Behinderung

anzubieten, mit denen die Aktivierungsphase erfolgversprechender gestaltet werden
kann. Hintergrund ist auch hier, das bestehende Raster der Angebote zu verfeinern. Zu-
gleich entsteht eine Synergie im System, indem die Werkstatten ihre Kompetenz nutzen
kénnen, um Beschaftigungsverhaltnisse im ersten Arbeitsmarkt vorzubereiten.

In dieser Interpretation sind die Werkstatten nicht Status Quo einer beruflichen Karriere,
sondern Wendepunkt fir eine nachhaltige Beschaftigungsmdglichkeit in der freien Wirt-
schaft.

Im Mittelpunkt des Projekts stehen mehrere neuartige Angebote der Qualifikation. Dabei
werden Unternehmen gewonnen, mit

mehrmonatigen Praktika

einen Einstieg ins Berufsleben zu erleichtern. Die standige Begleitung wahrend des Prak-
tikums, der dauernde Austausch mit den Arbeitgebern und die weitestgehende Anpas-
sung an sich bietende Chancen zeichnet dieses Praktikum aus.

Dieser Ansatz soll daflir sorgen, dass schwerbehinderte Menschen schneller in Betriebe
kommen und langer dort bleiben. Dies erhdht die Chancen deutlich, dass dauerhafte Be-
schaftigungsverhaltnisse geschaffen werden.

Im Einzugsbereich der Antragssteller haben sich bereits einige Unternehmen dazu bereit
erklart, solche Praktika anzubieten (siehe entsprechende ,Letters of Intent“ im Anhang).

Um die begonnene Integration in den Arbeitsmarkt auf keinen Fall abrei3en zu lassen,
konnte die Lebenshilfe Erlangen-Hochstadt mit ihrer Integrationsfirma INTEC gGmbH
daflir gewonnen werden,

gezielte Angebote der gemeinniitzigen Arbeitnehmeriiberlassung

zu entwickeln. Denn die Zeitrdume, in denen die Betroffenen arbeitsmarktnah sind, und
die Mdglichkeiten, den passenden Arbeitsplatz angeboten zu bekommen, stehen einer
nachhaltigen Integration oft im Weg. Das Instrument der Arbeitnehmeriberlassung kann
in diesem Kontext zum Turoffner werden und die Chancen deutlich erhdéhen, eine dauer-
hafte Beschaftigung im ersten Arbeitsmarkt vorzubereiten. Diese Initiative enthalt einen
Pilotcharakter, um einen zuséatzlichen Weg in den ersten Arbeitsmarkt zu eréffnen. Alle
Ergebnisse werden standig evaluiert.
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Innovationen in Richtung Wirtschaftsunternehmen und Organisationen:
Das Inklusionszertifikat

soll der Wirtschaft kiinftig ein Instrument zur Verfigung stellen, das ein Unternehmen als
besonders engagiert im Sinne der Inklusion kennzeichnet und im Wettbewerb herausra-
gend sichtbar macht. Wer sich der Inklusion verpflichtet, leistet einen besonderen sozial-
politischen Beitrag. Zugleich stellt das Zertifikat sicher, dass die Qualitadt der angebote-
nen Arbeitsplatze die Belange der Menschen mit Behinderung bertcksichtigt und sie in
ihren Mdéglichkeiten stetig fordert. Um das Inklusionszertifikat sowohl regional als auch
Uberregional auf eine breite Basis zu stellen, wird bei der Erarbeitung des Kriterienkata-
logs die Einbindung verschiedener Interessensgruppen und Experten angestrebt

Verkniipfung sozialer und wirtschaftlicher Netzwerke

Mit der Kommunikationsagentur Birke und Partner hat das Konsortium von ZUSA einen
Experten fur die zielgruppengerechte Ansprache gewinnen kénnen. Davon profitieren
Wirtschaftsvertreter und schwerbehinderte Menschen gleichermalen: Ob Fachkraf-
temangel, Corporate Social Responsibility oder Leichte Sprache — jede Gruppe hat an-
dere Interessen und Bedurfnisse, die fir eine erfolgsorientierte Kommunikation berick-
sichtigt werden missen.

Der Projektpartner Birke und Partner ist einerseits in Bezug auf die Eingliederung schwer-
behinderter Menschen mit besonderen Vermittlungshemmnissen ,fachfremd“ genug, um
in das Konsortium neue Perspektiven einzubringen, andererseits durch langjahrige Ar-
beit im Bereich Gesundheit und Soziales fir die speziellen Anforderungen dieses Be-
reichs ausreichend sensibilisiert, um einen nachhaltig wirksamen Dialog zum Thema In-
klusion flihren zu kénnen. Nicht zuletzt verfiigt die Kommunikationsagentur Gber gefe-
stigte Zugénge in die Wirtschaft und ein grof3es lokales und regionales Netzwerk aus
Fachmedien, Meinungsbildner_innen und Journalist_innen, das dem Projekt eine Pra-
senz in der Fach- und allgemeinen Offentlichkeit garantiert.
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O 8.4

Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/13-4 Birgermeister- und Presseamt 13/025/2014

Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF): Antrag fur ein Flichtlingsprojekt —
Kofinanzierungsanteil der Stadt Erlangen 2015 - 2018

Beratungsfolge Termin  N/O Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Kenntnisnahme
schuss

Beteiligte Dienststellen
OBM, BM 3, Ref. Il, Koordinationsstelle Birgerschaftliches Engagement

Kenntnisnahme

Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis. Die Verwaltung wird beauftragt, den Antrag fir das
im Sachbericht beschriebene Projekt zu stellen. Sollte die Stadt Erlangen den Zuschlag erhalten,
ist geplant, die notwendigen Haushaltsmittel per Mittelbereitstellung zur Verfigung zu stellen.

. Sachbericht

Aufgrund der kontinuierlichen Zuweisung von Flichtlingen nach Erlangen wurde das Birgermeis-
ter- und Presseamt/SG 13-4 von OBM beauftragt, einen Projektantrag in dem vom Bundesamt fiir
Migration und Flichtlinge Ende Oktober neu aufgelegten Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds
LAMIF zu stellen.

Der neue Fonds umfasst die Forderperiode 2014 bis 2020 und deckt mit seinen Schwerpunkten
"Gemeinsames Européaisches Asylsystem", "Integration von Drittstaatsangehdrigen und legale Mig-
ration" sowie "Ruckkehr" im Wesentlichen die Bereiche ab, die bisher durch den EFF, EIF und RF
gefordert wurden.

Die Antragstellung erfolgt zusammen mit der MP Plus GmbH fir die ,Nationale Prioritat 1 Aufnah-
me- und Asylsysteme” und dem MaRRnahmenbereich "Gewéahrung und Fortentwicklung der an-
gemessenen Aufnahme flr Asylbewerber” fir 36 Monate im Zeitraum 2015 — 2018.

Nach den Vorgaben des Fonds sollen die geplanten MalRnahmen folgende Punkte umfassen:
¢ Malnahmen zur standardisierten Erstorientierung und Vermittlung einfacher deutscher
Sprachkenntnisse
¢ Entwicklung und Umsetzung eines bedarfsorientieren und standardisierten Beratungs- und
Betreuungsprogramms
e Forderung der gesellschaftlichen Akzeptanz

Das Hauptanliegen des geplanten Projektes ist der Aufbau einer koordinierten Betreuung und Be-
gleitung von Fliichtlingen, welches auf die Befahigung zur Eigenstandigkeit von Flichtlingen und
Integration in die stadtische Gesellschaft abzielt. Dabei sollen folgende Ziele verfolgt werden:

ZIEL 1: Aufbau eines ,Netzwerkes Fliichtlingsarbeit”, d.h.
e Einbindung der unterschiedlichen Akteure in eine organsierte und abgestimmte Flichtlings-
arbeit bzw. optimierte Vernetzung mit den Organisationen der Flichtlingsarbeit
e Herstellung von Transparenz, Vernetzung und Koordination der Aktivitaten und Angebote
im Bereich der Fluchtlingsarbeit

ZIEL 2: Aufbau eines Beratungs- und Betreuungsprogramms, d.h.
e Stéarkung und Unterstiitzung der unterschiedlichen Akteure in der Arbeit mit Fliichtlingen
sowie Aufbau neuer Strukturen (z.B. Integrationslotsen)
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ZIEL 3: Forderung der Selbstbeféahigung von Flichtlingen, d.h.
e Unterstitzung der Eigenstandigkeit und damit der selbstbestimmten gesellschaftlichen
Teilhabe von Flichtlingen

ZIEL 4: Forderung der 6ffentlichen Akzeptanz von Flichtlingen, d.h.
e Sensibilisierung der Offentlichkeit

Bis zur Antragstellung werden verschiedene Netzwerkpartner zur Kooperation angefragt u.a.:
ASB, AWO-Flichtlingsbetreuung, Amt 33, vhs Erlangen, GGFA, Bildung Evangelisch, Ehrenamtli-
che Flichtlingsbetreuung in Erlangen E.F.1.E., Auslander- und Integrationsbeirat.

Finanzierung:

Die Zuwendungen aus dem AMIF erfolgen grundsétzlich nur in H6he von 75 % der beantragten
Mittel. Die Stadt Erlangen muss eine Ko-Finanzierung in Héhe von 25 % gewahrleisten, um eine
positive Begutachtung des Antrags zu ermoglichen. Dies bedeutet voraussichtlich einen jahrlichen
Betrag in Hohe von mind. 50.000,- €, die ab 2015 als Sondermittel in den HH eingestellt werden
mussen.

Sollte die Stadt Erlangen den Zuschlag erhalten, ist geplant die notwendigen Haushaltsmittel per
Mittelbereitstellung zur Verfligung zu stellen.

Aktuell wird geprft, ob Mietkosten, Arbeitsplatze und Stundenanteile von Stammpersonal fir die
Ko-Finanzierung anrechenbar sind.

Anlagen:

lll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
IV.Zum Vorgang
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Mitteilung zur Kenntnis

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
1/33/WG022 T.2550 Herr Gerd Worm 332/001/2014

Sachstandsbericht zum Projekt "Umbau und Weiterentwicklung der
Auslanderbehdrde”

Beratungsfolge Termin  N/O Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Kenntnisnahme
schuss

Beteiligte Dienststellen
GME, Amt 20, Amt 11

Kenntnisnahme
Der Bericht der Verwaltung dient zur Kenntnis.

. Sachbericht

Die Etablierung einer Willkommenskultur in der Verwaltung der Stadt Erlangen ist fur die Aus-
landerbehdrde mit einem Umbau sowohl ihrer raumlichen Infrastruktur wie auch ihrer Aufbau- und
Ablauforganisation verbunden. Die Serviceorientierung in den birgerbezogenen Geschaftsprozes-
sen soll erhéht werden und der gesamte Kundenkontakt von einer transparenten, kompetenten
und respektvollen Grundhaltung (Willkommenskultur) gepragt sein.

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 26.09.2013 beschlossen, die Verwaltung mit der Erstellung
eines Konzeptes fir den Umbau der Auslanderbehérde zu beauftragen. Dieses Konzept sollte bis
Oktober 2014 dem Stadtrat vorgelegt werden (vgl. Vorlage 13-2/306/2013). Aufgrund der Komple-
xitat der Ausgangslage und der knappen Zeitvorgabe kann zum jetzigen Zeitpunkt zunachst ein
weit gereifter Zwischenstand prasentiert werden. Zur Erstellung eines Gesamtkonzepts ist noch
das Ergebnis der ab Dezember 2014 durchzufiihrenden Personalbemessung zu beriicksichtigen.
Ein umfassendes Konzept wird voraussichtlich im 2.Quartal 2015 vorliegen.

Unabhangig von der weiteren Projektarbeit werden einzelne Projektergebnisse aus Sicht des
Fachamtes als wesentlich betrachtet. Diese sind:

1.

Es erfolgt die Einrichtung einer Wartezone mit zugehérigen Thekenarbeitsplatzen (,Rezeption®) vor
den Aufzigen im 2. OG des Rathauses. Dort sollen vorgelagerte Standarddienstleistungen er-
bracht und Kurzanliegen (Ausgabe von Aufenthaltstiteln, Antragsformularen, Informationserteilung,
Entgegennahme von Unterlagen) abschlieBend geklart werden. Diese Einrichtung verbessert
maf3geblich die Kundenorientierung in den Geschaftsprozessen der Ausléanderbehdrde und erhoht
die Kapazitaten der nachgelagerten Sachbearbeitung fir komplexere, qualitativ hochwertig zu be-
arbeitende Vorgange. An der Rezeption eingesetztes Personal benétigt erhthte Kommunikations-
und Fachkompetenzen. Erforderlichenfalls werden FortbildungsmafRnahmen in Fach-Englisch und
Kommunikationstrainings durchgefihrt.

2.

In der Auslanderbehdrde wird fir Falle, die eine Ubergreifende Zusammenarbeit oder die Einbin-
dung von externen Kooperationspartnern erfordern, eine neue Organisationseinheit ,Beratungs-
stelle fur Integrationsfragen — BestIn* geschaffen. Unter Integrationsfragen werden dabei alle kom-
plexen Problemstellungen verstanden, die im Zusammenhang mit Zuwanderung und Aufenthalt
von Nicht-Deutschen in Erlangen auftreten. Sie kdnnen im Vorfeld der Einreise beginnen und bis
zur dauerhaften Integration reichen. Gemeint sind explizit aber auch Fragen und Risiken im Kon-
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text der Beendigung des Aufenthalts in Deutschland. Diese Einrichtung tragt zur Nachhaltigkeit der
Integrationsaktivitdten von und fiir Zuwanderer bei. Dariiber hinaus sorgt sie fiir abgestimmte Vor-
gehensweisen zwischen allen am Prozess Beteiligten und tragt zum Imagegewinn der Auslander-

behorde bei.

3.

Zumindest zur Realisierung der unter 1. genannten Wartezone und Rezeption sind bauliche Ver-
anderungen mit der Konsequenz eines erhfhten Raumbedarfs erforderlich. Die Flache der kinfti-
gen Wartezone/Rezeption ist bisher mit Personal der Auslanderbehérde belegt. Fir dessen Unter-
bringung missen Ersatzflachen geschaffen werden. Die Kréfte sollten in den bisherigen Raumen
der Rentenversicherung unterkommen, um eine rdumliche Anbindung an die zustandige Gruppen-
leiterin zu herzustellen.

Vorbehaltlich des Ergebnisses der Personalbemessung sollen in den bisherigen Raumen der Ren-
tenversicherung weiter zwei zuséatzliche Krafte der Beratungsstelle fir Integrationsfragen unterge-
bracht werden.

Eine anderweitige Unterbringung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Rentenversicherung im
Rathaus ist in einem Gesamtraumkonzept fir die weiteren, bereits bekannten Raumbedarfe der
Stadtverwaltung berilicksichtigt.

4.

Seitens GME waren fur erste bauliche Umsetzungsschritte, die bei Zustimmung zum Konzept noch
im zweiten Halbjahr 2015 beginnen kénnten, 150.000,- € zum Haushalt 2015 angemeldet, von Amt
20 jedoch nicht in den Haushalt aufgenommen worden.

Anlagen: Konzept Rezeption; Konzept Beratungsstelle flir Integrationsfragen

lll. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
IV.Zum Vorgang
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O 85

Gesamtkonzept zu Umbau und Weiterentwicklung der Ausldnderbehédrde

Handlungsfeld: Arbeitsablaufe

Teil: Aufgaben und Struktur einer Beratungsstelle fir Integrationsfragen

- Bestln -

A) Vorbemerkung

1) Pramissen

Die Etablierung einer Willkommenskultur in der Verwaltung der Stadt Erlangen steht, so weit
die Auslanderbehérde zur Erreichung dieses Ziels beitragt, in einem Spannungsfeld zwi-
schen traditioneller Offenheit fir gewiinschte Zuwanderung und Anwendung des geltenden
Auslanderrechts. Die Aufgabe einer emphatischen Aufnahme von zuwandernden Menschen
mit mittel- oder langfristiger Bleibeperspektive oder von schutz- und hilfesuchenden Perso-
nen muss im Einklang mit den gesetzlichen Voraussetzungen (u.a.) des Aufenthalts-,
Staatsangehdrigkeits- und Asylverfahrensgesetzes wahrgenommen werden.

An dieser Aufgabe sind auBRer der Abteilung Aufenthalt und EinblUrgerung des Birgeramts
der Stadt Erlangen (Abt. 332) weitere haupt- und ehrenamtliche Institutionen beteiligt. Im
Folgenden werden diese als ,Kooperationspartner bezeichnet. Damit die Aufgaben der Abt.
332 im Sinne einer gelebten Willkommenskultur erflllt werden kénnen, ist die Abt. 332 auf
die Zusammenarbeit mit verschiedenen Kooperationspartnern angewiesen.

Dabei muss die gemeinsame bzw. geteilte Aufgabenerledigung einerseits den individuellen,
mit den personlichen Schicksalen und Lebenslagen der betroffenen Personen verbundenen,
humanitaren Erfordernissen gerecht werden. Andererseits kann sie nur im Rahmen der
rechtlichen Vorgaben, bei zugleich extensiver Ausschopfung von Ermessensspielraumen
zugunsten der Betroffenen, erfolgen. Die Kooperationspartner der Abt. 332 missen, im Sin-
ne einer einvernehmlichen Arbeit an der Etablierung einer Willkommenskultur, diese Pramis-
sen anerkennen, um Integrationsfragen unterschiedlicher Pragung konsensual zu l6sen.

Institutionen, die die vorgenannten Pramissen nicht anerkennen, werden nicht als Kooperati-
onspartner im hier verstandenen Sinn betrachtet. Auf ihre Dienstleistungs- oder Beratungs-
angebote wird die Abt. 332 lediglich auf Nachfrage verweisen.

1) Institutionalisierung

Institutionell wird die Zusammenarbeit in Form einer zu schaffenden ,Beratungsstelle fir In-
tegrationsfragen — Bestin“ verwirklicht. Unter Integrationsfragen werden dabei alle Problem-
stellungen verstanden, die im Zusammenhang mit Zuwanderung nach und Aufenthalt von
Nicht-Deutschen in Erlangen auftreten. Sie kbénnen im Vorfeld der Einreise beginnen und bis
zur dauerhaften Integration reichen. Gemeint sind explizit aber auch Fragen und Risiken im
Kontext der Beendigung des Aufenthalts in Deutschland.

1. Faktische Einbindung

Je nachdem, ob fur das im Einzelfall, fur eine betroffene Person zu l6sende Problem eine
Behdrde, ein Gremium, ein sozialer Aufgabentrager oder etwa eine ehrenamtliche Hilfsorga-
nisation als Kooperationspartner einzubinden ist, missen fur ihn passende Formate und
Prozesse als Instrumente an der Schnittstelle eingesetzt werden.

Aufgrund der Heterogenitat der Kooperationspartner kann nicht erwartet werden, dass die
Bestin grundsétzlich als rAumliche oder organisatorische Verbindung eingerichtet wird. Sie
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wird vielmehr in unterschiedlich intensiven Auspréagungen, beginnend von einer virtuell exis-
tierenden Einheit bis hin zu in einem Geb&aude (auf einem Flur benachbart?) untergebrachten
Kooperationspartnern verwirklicht.

2. Vertragliche Bindung

Unabhangig von der faktischen Anbindung verfolgt die Abt. 332 das Ziel, mit jedem Koopera-
tionspartner eine, dessen individuelle Struktur und Selbstverstandnis berlcksichtigende, Ko-
operationsvereinbarung zu schlief3en. In ihr soll die gemeinsame bzw. geteilte Aufgabenerle-
digung unter den oben dargestellten Pramissen verbindlich beschrieben werden.

Auch die Kooperationsvereinbarungen kénnen, je nach Grad der Ubereinstimmung der Part-
ner in der Anerkennung der festgelegten Pramissen, unterschiedliche Intensitat aufweisen.
Maximal denkbar sind Vereinbarungen zu raumlicher und prozessualer Verzahnung. Minimal
kann eine Vereinbarung zum ,kleinsten gemeinsamen Nenner® (z.B. regelmaRiger Erfah-
rungsaustausch, Verweisberatung) getroffen werden.

1) Flexibilitat und stetige Verbesserung

Der Aufbau einer Bestin zwischen den Beteiligten ist ein lebender Prozess. Mit der Verwirkli-
chung einzelner Kooperationen ist er nicht abgeschlossen. Es kénnen weitere Kooperations-
partner hinzukommen oder einzelne ausscheiden. Die Inhalte der bestehenden Vereinba-
rungen sind laufend auf ihre Umsetzung hin zu tberprifen und ggf. anzupassen.

B) Realisierung

1) Ziele
Zunachst gilt es, die Ubergeordneten (Ober-)Ziele, die durch die Implementierung der Bestin
erreicht werden sollen, zu definieren. Als nachgeordnete Ziele werden die im Einzelfall in der
jeweiligen Kooperationsvereinbarung festgelegten Ziele verstanden.

1. Anwendung des geltenden Rechts

Als ein Oberziel soll die Erflllung des gesetzlichen Auftrags der Abt. 332 angestrebt werden.
Diesem kann, abhangig von der personlichen Situation des betroffenen Kunden, mit Integra-
tionsforderung oder durch Anwendung etwa des Aufenthaltsgesetzes und anderer Normen
nachgekommen werden.

Als Beispiel fur den ersten Fall dient die konsequente Teilnahme an (z.B. Deutsch-
/Integrations-)Kursen. Diese kdnnte in Zusammenarbeit mit der Migrationsberatung der
AWO, mit dem IB, dem BfZ oder dem AIB nachgehalten werden. Hierfur sollen im Zusam-
menwirken der Bestin dem Kunden Vorgehensweisen, die im Vorfeld zwischen Abt. 332 und
dem beteiligten Kooperationspartner abgestimmt werden, aufgezeigt, eventuell mit ihm in
einer Zielvereinbarung festgehalten werden.

Federfihrend liegt die Aufgabe der Nachhaltung von Integrationsbemiihungen bei der Abt.
332. Die Aufgabe wird erfullt durch die Erstellung von Zuweisungsbescheiden in Integrations-
und/oder Deutschkurse. Sie beinhaltet weiter die Erfolgsbeobachtung in Form regelmafiger
Kontakte zum Kurstrdger. Bei sich abzeichnenden Misserfolgen werden die Teilnehmer zu
Gesprachen eingeladen. Diese konnen mit dem Kurstrager oder anderen Kooperationspart-
nern gemeinsam gefuhrt werden.

Zur Realisierung der Aufgabe sind zusatzliche Personalressourcen in der Abt. 332 erforder-
lich.
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In anderen Fallen, etwa bei der Entwicklung von Perspektiven fur einen weiterhin abzusi-
chernden Aufenthalt oder bei einer unvermeidbaren Beendigung des Aufenthalts erfolgen
ebenfalls konsensuale, zielorientierte Beratungsgesprache. Erreicht werden sollen dadurch
kreative Losungen im Interesse der Betroffenen, aber, wo das nicht mehr méglich ist, auch
Transparenz und Verstandnis tber die rechtlichen Moéglichkeiten und Grenzen. Auch in fur
den Betroffenen belastenden Lebenslagen, bis hin zur zwangsweisen Beendigung des Auf-
enthalts, muss auf diese Weise versucht werden, unvermeidbare Mal3nahmen nachvollzieh-
bar zu begrinden und mit Verstandnis und Respekt fur die Notlage der Betroffenen zu voll-
ziehen.

2. Systemerklarung

Weiteres Oberziel ist die Eroffnung von Teilhabechancen am gesellschaftlichen Leben in
Erlangen. Diese sollen im Interesse der Kunden durch die Nutzung von Netzwerken der Bes-
tIn verbessert und durch entsprechende Verweisberatung unterstitzt werden.

Schliel3lich ist das Verstandnis fur die Strukturen und Rahmenbedingungen des Lebens in
Deutschland von groRer Bedeutung fiir den Aufenthalt, weshalb die ,Erklarung des Systems*
weiteres Oberziel der Bestln sein muss. Dies bezieht sich zum Einen auf das Rechtssystem,
aus dem Teilhabeanspriche und Verpflichtungen erwachsen, aber auch auf das gesell-
schaftliche Leben im Allgemeinen.

I1.) Potentielle Kooperationspartner

Grundsatzlich hat die Bestln eine nach oben offene Zahl von mdéglichen Kooperationspart-
nern.

Eine intensivierte Kooperation soll vor allem mit folgenden Partnern betrieben werden:

- Sozialamt

- AWO (Fluchtlingsberatung, Migrationsberatung)

- Internationaler Bund (Jugendmigrationsdienst)

- Auslander- und Integrationsbeirat

- Welcome Center der Friedrich-Alexander-Universitat Erlangen-Nurnberg
- EFIE e. V. (ehrenamtliche Fluchtlingsinitiative Erlangen)
- Ehrenamtliche Flichtlingshelferkreise

- Agentur fur Arbeit

- Jobcenter

- Kirchengemeinden

- Interkulturelle Vereine

- Sprachkurstrager (derzeit VHS, IB, AFIl, BFZ)

Diese Liste ist nicht abschlieRend. Als Kooperationspartner sind z.B. weitere Teilnehmer des
»-Runden Tisches Flichtlinge denkbar®. Beteiligt, wenn auch naturbedingt nicht durch Koope-
rationsvereinbarungen gebunden, sind dartiber hinaus politische Vertreter der Stadt Erlan-
gen, insbesondere OBM und Blrgermeisterinnen bzw. Blrgermeister, Stadtrat, Forderer
sowie lokale Medien und andere Institutionen mit Einfluss auf die offentliche Meinungsbil-
dung. Sie nehmen Einfluss auf geschaftspolitische Ziele der Bestln oder geben ihr Rickhalt
bei der Uberwindung von Risiken und Vermeidung von Konflikten.

Nicht als Kooperationspartner kommen Institutionen in Frage, die

- keinen Dienstleistungs- oder Beratungsauftrag verfolgen,

- deren Zielsetzung anderen Pramissen (s.o. A. |.) folgen,

- die nicht regional im Grof3raum Nurnberg, Firth, Erlangen, Schwabach vertreten sind,

- auf deren Entscheidungsfindung die Abt. 332 keinen Einfluss hat (z.B. Gerichte,
BAMF).
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1) Organisationsformen

Die Organisationsform der Bestln soll unter Ricksichtnahme auf die unterschiedlichen Betei-
ligten individuell gestaltet werden. Dabei werden mehrere Stufen der Zusammenarbeit unter-
schieden.

Die intensivste Form ist ein rAumlicher und prozessualer Verbund, welcher z.B. mit der AWO
und dem AIB angestrebt werden kann.

Abgeschwacht ware die Zusammenarbeit in regelmafigen Jours Fixes, anlassbezogene Ab-
stimmungen im Einzelfall oder lediglich unterjahrige Erfahrungsaustausche denkbar.
Schliel3lich ergeben sich Méglichkeiten, manche Beteiligte als reine Verweispartner zu ge-
winnen.

IV.)  Zusammenarbeit/Prozesse/Instrumente und Risiken

Da die Instrumente und Arbeitsprozesse in Abh&ngigkeit von der Organisationsform und der
Art des jeweiligen Kooperationspartners ermittelt/geschaffen werden mussen, sind hierzu
Abstimmungen mit den jeweiligen Kooperationspartnern erforderlich. Nur zusammen mit den
Partnern konnen die Arbeitsprozesse festgelegt werden. Die konkrete Ausformung bleibt
somit der einzelnen Kooperationsvereinbarung vorbehalten.

In den Verhandlungen zur Kooperationsanbahnung sind ebenfalls die in der Zusammenar-
beit liegenden Risiken zu ermitteln und zusammen mit geeigneten Vermeidungsstrategien
oder Losungs- bzw. Eskalationswegen konkret in den Vereinbarungen zu dokumentieren.
Denkbar ist die Einbindung der Birgermeisterinnen, des Oberbirgermeisters oder einer Har-
tefallkommission bestehend aus Verwaltung, Stadtratinnen und -raten. So kénnte man im
Konfliktfall am Ende zu einer gemeinsamen Haltung der Stadt Erlangen inklusive der Migran-
tenorganisationen kommen und ggf. mit einer Stimme bei der Staatsregierung intervenieren.

Der offensiven Offentlichkeitsarbeit zu den Zielen und zur Aufgabenwahrnehmung der
Bestln kommt eine maRgebliche Bedeutung zu. In enger und vertrauensvoller Zusammenar-
beit mit lokalen und (Uber-)regionalen und Medien und Meinungstragern muss erreicht wer-
den, die Arbeit der Bestin, somit der Abt. 332, somit der Stadtverwaltung im Bereich Aufent-
halt/Integration als Teil des Burgerservice positiv hervorzuheben. Mittel- und langfristig muss
es gelingen, dass die Offentlichkeit dieser Arbeit, gleich welche konkrete Aufgabe betrachtet
wird, Wertschéatzung und Verstandnis entgegenbringt. Erreicht werden kann dieses Ziel etwa
durch Berichterstattung Uber die Etablierung der Bestln, Gber den Abschluss bedeutsamer
Kooperationsvereinbarungen oder tber ausgewahlte, anonymisierte Falldarstellungen in den
Medien. Ebenso bedeutsam sind hierfiir aber auch die Fortsetzung und Intensivierung der
bereits begonnen Gesprache mit Migrantenorganisationen und Unterstiitzern von Flichtlin-
gen.

C) Weiteres Vorgehen und zeitliche Perspektive

Die Realisierung der Bestln ist ein stark politisch gepragter Prozess. Zu seiner Umsetzung
bedarf er deshalb der Freigabe durch die Leitung der Stadt Erlangen und ihrer Verwaltung.
Diese erfolgt voraussichtlich mit Zustimmung des Stadtrats zum Gesamtkonzept ,Umbau
und Weiterentwicklung der Auslanderbehorde®. Die Zustimmung ist voraussichtlich bis zum
Ende des ersten Quartals 2015 zu erwarten. Mit den maRgeblichen, ersten Kooperations-
partnern (AWO, AIB, IB und FAU) soll/kann die Bestin somit frihestens bis Ende des Jahres
2015 zumindest in Form von Kooperationsvereinbarungen realisiert sein.

Vorgesprache sind dennoch mit solchen Kooperationspartnern zu fihren, deren rdumliche
Anbindung an die Abt. 332 denkbar wére (z. B. AWO). Sollten sie sich fiur eine engere An-
bindung aussprechen, wéaren zumindest Raumbelegungsanderungen oder Einbindung in
Terminvergabe-/Aufrufsysteme denkbar, die dann in das Gesamtkonzept einfliel3en mussten.
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(Gesetzlichen Auftrag erfillen

Ry
- Integration °/7/r,b « AWO N\
- Umsetzung des AufenthG . IB
- Lésungswege aufzeigen  AIB
(konsensual) B
* Teilhabechancen eréffnen * Jobcenter
- Nutzung der Netzwerke * EFIE

* Arbeitsamt
* Sprachkurstriger
e, Sytemerkldrung”

.
- Gesetz Beteiligte o

- gesellschaftliches

\ Leben

- Verweisberatung

s A— Prozesse und Instrumente Organisations-
( formen

* Riumlich verbunden
(AWO, AIB)

* kdnnen erst bestimmt
werden, wenn die
Beteiligten und die
Organistationsform(en)
definiert sind.

* Jours Fixes
(regelmaRig)

® Abstimmung im
Einzelfall (bei Bedarf)

* Verweispartner J
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O 85

Gesamtkonzept zu Umbau und Weiterentwicklung der Auslanderbehdrde

Handlungsfeld: Arbeitsablaufe

Einrichtunqg einer Wartezone mit Rezeption

Vorbemerkung:

In einer noch zu schaffenden Wartezone fir ca. 20 Kunden der Abt. 332 der Abt. 332 im 2.
OG, voraussichtlich vor den Aufzugen, soll eine Rezeption eingerichtet werden. Eine
Kinderspielecke ist in die Wartezone integriert.

Die Rezeption soll eine Servicefunktion fir die Kunden und zugleich eine Entlastung fir die
nachgelagerte Sachbearbeitung bewirken.

Die Rezeption erflllt folgende Funktionen:

e Sie ist Erstanlaufstelle fur Neukunden.

e Sie gibt raumliche Orientierung dartiber, an wen und wohin sich Kunden mit ihrem
Anliegen wenden kénnen.

e Sie gibt Auskunft in einfachen Fragen. (z.B.: Wer ist Ansprechpartner in bestimmten
Anliegen? Welche Unterlagen werden fir bestimmte Anliegen grundsatzlich
bendtigt?)

e Sie bearbeitet einfache Vorgange im Sinne einer Kurzanliegensklarung abschlielend.

e Sie regelt die Terminvergabe, erforderlichen Falls den Sofortzugang zum
Sachbearbeiter oder Entscheider.

e Sie sorgt fur eine Verbesserung der telefonischen Erreichbarkeit.

Idealer Weise sollen Bestandskunden, die auf Aufforderung eines Sachbearbeiters zu einem
bestimmten, vorab vergebenen Termin erscheinen, weiterhin die Mdoglichkeit des
Direktzugangs zum Sachbearbeiter haben.

Generelle Kriterien fur Aufgaben an der Rezeption:

Alle Aufgaben, die an der Rezeption erledigt werden kdnnen, missen folgende Kriterien
erfullen:

e Datenschutzvorgaben missen eingehalten werden.

e Wesentliche Infos zum Kunden missen — aul3er bei Erstkontakt — an der Rezeption
verfugbar sein. Hierzu sind IT-Verfahren (e-Akte?) erforderlich.

e Die dort angesetzten Krafte missen Fachkenntnisse und Entscheidungskompetenz
zu den dort angesiedelten Aufgaben haben. Zu viele Weiterleitungen an kompetente
Sachbearbeitung im Back Office sind kontraproduktiv.

e Der Zeitaufwand pro Kundenanliegen sollte im Schnitt maximal 5 Minuten betragen.
Andernfalls werden Wartezeiten unzumutbar.

e Die Aufgabenerledigung muss einen tatsédchlichen Entlastungseffekt fur die
nachgelagerte Sachbearbeitung bewirken, sonst wird die Einrichtung nicht bei den
Mitarbeiterinnen akzeptiert.

o Eine Dokumentation der an der Rezeption erledigten Arbeitsschritte muss fir die
nachfolgende Sachbearbeitung in der Fallakte (Fachverfahren Advis/E-Akte?) durch
die Krafte der Rezeption erfolgen kdnnen.

o Die Aufgaben missen mit technischem Support (gemeinsame Kalender, ggf.
Aufrufsysteme flr die nachgelagerte Sachbearbeitung, IT-Verfahren, e-Akte, ...)
unterstutzt und vereinfacht erledigt werden kdnnen.
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Mogliche Einzelaufgaben der Rezeption (nicht abschlieBend, ggf. auch reduzierbar, je
nach Auswertung erster Analysen nach Einfihrung der Prozesse):

» Zentrale Kundenannahme und Steuerung, Leisten von Orientierungshilfen (auch tber
die Abt. 332 hinaus!);
» Umleitungsrufnummer fir Telefone abwesender oder im Kundengespréch
befindlicher Mitarbeiter/-innen;
Zentrale Terminvergabe;
Im Einzelfall Anmeldung bei Sachbearbeitern, wenn Kunde zum Termin erscheint
(soweit technisch nicht anders losbar);
» Einfache auslanderrechtliche Erstberatung, z.B.:
¢ Anliegensklarung;
e Abgleich, ob Vorgang vorhanden, im Fachverfahren Advis;
o Ggf. Verweis auf zustdndige Sachbearbeiter, an die Kunde sich
wenden muss; idealer Weise mit Terminvergabe, alternativ:
Sofortzugang;
e Hinweise auf regelméRig erforderliche Unterlagen anhand von
Checklisten fur Standardanliegen;
e Vollstandigkeitsprifung fir zum Termin mitgebrachte Unterlagen
(Passguiltigkeit, Visum, Urkunden, Immatrikulationsbescheinigung etc.)
e Ausgabe von Antrégen;
e soweit in der Kurze der Zeit leistbar, auch Verstandnisklarung;

> Ausgabe EAT, bestehend aus folgenden Arbeitsvorgangen:

Ubernahme der angelieferten EAT's von den Sachbearbeitern und alphabetisches Einsortieren, um die
Ausgabe zielgerichtet durchfihren zu kdnnen

\ 274

» Information Uber sog. elD Funktion
»  Zustellung des PIN Briefes
»  Verwaltung PIN/PUK Briefe
>  Andern oder Ausschalten der elD Funktion bei Ausgabe
»  Sperrung der elD Funktion nach der Ausgabe
»  Abanderung PIN nach bereits erfolgter Ausgabe
»  Neusetzen PIN bei Verlust
»  Ausgabe EAT und Dokumentation
»  Nachtragliche Einschalten bzw. Ausschalten der elD Funktion
»  Entwerten AT/EAT
»  Benachrichtigung Abholung EAT
»  Ruckmeldung der abgeschlossenen Vorgangsbearbeitung an zustédndige Sachbearbeiter
> ..
» Ausgabe Ausweis-/Passersatzpapiere
> Bearbeitung des taglichen Datenabgleichs mit der Meldebehérde (An- und
Abmeldungen, Todesfélle, Geburten etc.) und Zuweisung an die Sachbearbeiter;
» Bearbeitung der X-Auslander Anfragen;
» Pflegen der  Wiedervorlage hinsichtlich ~ Ablauf  von Passen und
Aufenthaltsdokumenten; rechtzeitiges Anschreiben der Kunden;
» Beratung und ggf. Verweis an Netzwerkpartner wie AIB, Fluchtlings- und

Migrationsberatung, VHS, Sozialverwaltung, Arbeitsverwaltung, FAU etc.; idealer
Weise mit Terminvergabe fur im Haus befindliche Kooperationspartner (z.B. AWO im
Sinne von ,Best In“);
» Entgegennahme Staatsangehdrigkeits-Entlassungsbescheinigung (z.B. bei Tirken);
» Ausgabe EinbUrgerungszusicherung;
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Personelle und organisatorische Uberlegungen:

Die Rezeption muss dauerhaft mit mindestens 2 Kréften besetzt sein. Sinnvoll wére es, die
Serviceeinheit zu folgenden Zeiten zu besetzen:

Montag: 08.00 Uhr bis 18.00 Uhr
Dienstag: 08.00 Uhr bis 15.30 Uhr
Mittwoch: 08.00 Uhr bis 15.30 Uhr
Donnerstag: 08.00 Uhr bis 15.30 Uhr
Freitag: 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr

> Die Serviceeinheit soll nicht nur zu den Offnungszeiten der Auslanderbehorde,
sondern zu den oben genannten Zeiten mit Personal besetzt sein. Dies ist zum Einen
deswegen erforderlich, weil die Serviceeinheit als Zentrale Telefonanlaufstelle auch
auRerhalb der Offnungszeiten der Auslanderbehorde fungieren und Termine
vergeben/bzw. einfache Fragen beantworten soll. Zum Anderen kénnen einige der
0.g. Tatigkeiten nur auflerhalb des Parteiverkehrs von den in der Serviceeinheit
angesiedelten Mitarbeitern erledigt werden.

» Die Serviceeinheit soll die Terminvergabe zentral steuern. Dazu ist es erforderlich,
dass diese Zugriff auf die Kalender/Terminibersichten aller Mitarbeiter hat. Die
Terminblécke missen so vergeben werden, dass ausreichend Zeit fur die
Sachbearbeitung verbleibt. Zudem sollten bei der Terminvergabe immer auch
Zeitpuffer eingeplant werden, in denen unvorhersehbare, dringende Anliegen erledigt
werden koénnen. Zudem muss den Mitarbeitern die Mdoglichkeit verbleiben,
eigenstandig Zeitfenster zu blocken, die fir eine Terminvergabe gesperrt bleiben, um
ausreichende Flexibilitat bei der eigenen Aufgabenerledigung zu behalten.

» Die Mitarbeiter in der Serviceeinheit missen in der Lage sein, die Besucheranliegen
konkret zu erfragen, die Dringlichkeit des Anliegens einzuordnen und die
Kundenstrome effizient zu steuern.

> Die Mitarbeiter in der Serviceeinheit mussen hoflich, freundlich, belastbar,
interkulturell aufgeschlossen sein und tber hohe Sozialkompetenz verfigen. Zudem
mussen diese zumindest Uber gute Englischkenntnisse verfiigen.

» Dazu benttigen diese grundlegende Kenntnisse des weiten Spektrums des
Auslanderrechts und verfiigen idealerweise bereits Uiber Praxiserfahrung.

» Die speziellen Anforderungen an diese Téatigkeit missen ihren Niederschlag auch in
der Stellenbewertung finden. D.h. entsprechend motiviertes und qualifiziertes

Personal wird nur fir diese Aufgabe nur zu bekommen sein, wenn die Stellen
adaquat bewertet werden.

Stadt Erlangen, Amt 33 / Abt. 332 - Aufenthalt und Einburgerung; 09. September 2014
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O 9.1

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/42 Stadtbibliothek 42/007/2014

Zwischenbericht des Amtes 42; Budget und Arbeitsprogramm 2014 - Stand
30.09.2014

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
Bildungsausschuss 22.10.2014 O Gutachten mehrheitlich angenommen
Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

Das Budget und Arbeitsprogramm 2014 — Stand: 30.09.2014 — wird zur Kenntnis genommen.

Die unter Punkt 3.3 des Zwischenberichtes aufgefiihrten Konsolidierungsvorschléage zur Verringe-
rung eines maoglichen Defizits werden beschlossen.

Die unter Punkt 4.3 des Zwischenberichtes aufgefiihrten Vorschlage zur Einhaltung des Arbeits-
programmes werden beschlossen bzw. mit der Verschiebung der in der Anlage aufgefiihrten Arbei-
ten in das néchste Haushaltsjahr besteht Einverstandnis.

. Begrundung

Die Haushaltssperre bewirkt, dass die Stadtbibliothek ihr Defizit von 47.265 € nicht wesentlich
abmildern kann. Das Defizit besteht aus folgenden Grinden (Details s. Anlage ,Budget und Ar-
beitsprogramm 2014*) und ist bis Ende 2014 hochgerechnet:

- Personalkosten im Sachkostenbudget: ca. 20.000 €

- Mehraufwand fur Haltestelle Huttendorf: ca. 2.000 €

- Mehraufwand fiir Ersatzfahrer Fahrbibliothek: bisher 3.165 €
- Einnahmertickgang Tageseinnahmen: 8.000 €

- Haushaltssperre: 14.100 €

Ohne die Haushaltssperre wirde das Defizit 33.165 € betragen.
Die allgemeine Kostensteigerung der letzten Jahre (2014: 4.640 € - nicht-steuerbare Mehrkosten,

s. Punkt 3.1.6 von ,Budget und Arbeitsprogramm 2014") sind im aktuellen Defizit nicht berlcksich-
tigt.

Anlagen: Budget und Arbeitsprogramm 2014 — Stand 30.09.2014 — des Amtes 42
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lll. Abstimmung
Beratung im Gremium: Bildungsausschuss am 22.10.2014

Protokollvermerk:

Der Ausschuss hat Uber die Einzelpunkte im Antrag separat abgestimmt.

Das Budget und Arbeitsprogramm wurde einstimmig angenommen.

Hinsichtlich der Konsolidierungsvorschlage wurden die Vorschlage ohne 3.3.1 (Kiirzung des Medi-
enetats) mit 7:4 Stimmen angenommen.

Die Vorschlage zur Einhaltung des Arbeitsprogrammes wurden einstimmig angenommen.

Ergebnis/Beschluss:
Das Budget und Arbeitsprogramm 2014 — Stand: 30.09.2014 — wird zur Kenntnis genommen.

Die unter Punkt 3.3 ohne 3.3.1 (Kirzung des Medienetats) des Zwischenberichtes aufgefihrten
Konsolidierungsvorschlage zur Verringerung eines maglichen Defizits werden beschlossen.

Die unter Punkt 4.3 des Zwischenberichtes aufgefiihrten Vorschlage zur Einhaltung des Arbeits-
programmes werden beschlossen bzw. mit der Verschiebung der in der Anlage aufgefiihrten Arbei-
ten in das néchste Haushaltsjahr besteht Einverstandnis.

gez. Pfister gez. Dr. Rossmeissl
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O gu%get und Arbeitsprogramm 2014 Stand: 30. September 2014
Amt: 42 Bezeichnung: Stadtbibliothek

1. Budgetabrechnung 2013 (Vorjahr)
Hat das Budget 2013 negativ abgeschlossen?

X Nein

[] va
Vorschlag der Kédmmerei zum Verlustvortrag Euro
Vom Stadtrat beschlossener Verlustvortrag Euro

2. Budget und Arbeitsprogramm 2014

Wie wird das Budget aus heutiger Sicht unter Einbeziehung von Verlustvortrdgen und Haushaltssperren am
Jahresende voraussichtlich abschlieBen?
[] wie im Plan vorgesehen

L] besser als geplant, und zwar voraussichtlich um circa Euro
XI schlechter als geplant, und zwar voraussichtlich um circa 25.000( Euro

3. Sind Ereignisse / Entwicklungen eingetreten oder absehbar, die die Einhaltung des Budgets gefidhrden?

] Nein
Xl Ja

3.1 Welche sind das?

Personalkosten im Sachkostenbudget: ca. 20.000 Euro
- Mehrarbeit bzw. Uberstunden inkl. Sozialversicherungsbeitrage der Mitarbeiter
311 Ferienarbeiter inkl. Sozialversicherungsbeitrage
o - FSJ-Kultur inkl. Fahrtkosten zu den Seminaren und Fortbildungen
- Ehrenamtliche Mitarbeiter (Auslagen fir Fahrtkosten Bus-/Bahnticket oder Parkgebiihren)
- Reisekostenabrechnungen der Mitarbeiter bei Aus-/Fortbildung und Dienstreisen

Mehraufwand fir Haltestelle HGttendorf: ca. 2.000 Euro
3.1.2  Uberstunden des Busfahrers (Stunden nicht im PK-Budget eingestellt), deshalb stundenweise
Beschaftigung eines Ersatzfahrers

Mehraufwand fir Ersatzfahrer Fahrbibliothek wegen Krankheit: bisher 3.165 Euro -

ik 314 Euro/Tag fur Fahrer

3.1.4 Einnahmerickgang Tageseinnahmen: ca. 8.000 Euro

3.1.5 Haushaltssperre 14.100 Euro

(Nicht steuerbare Mehrkosten: 4.640 Euro) — bisher durch Einnahmesteigerungen abgefedert
- Mehrkosten fiir die Zustellung der Zeitschriften und Zeitungen (340 Euro/Jahr)

- Mehrkosten fiir gestiegenes Briefporto ab 2014 (160 Euro/Jahr)

- Mehrkosten durch Umstellung auf Telefonflatrate (1.200 Euro/Jahr)

- Mehrkosten durch Druckerkonsolidierung und neue Kopiergerate (850 Euro/Jahr)

- Neue Gesetzliche Grundlage ab 2014 Uber Betreiberabgabe ,VG-Wort" (170 Euro/Jahr)

- Mehrkosten fiir die Unterbringung der Fahrbibliothek / Miete fir Garage (800 Euro/Jahr)

- Mehrkosten fiir die Reinigung der Fahrbibliothek / Neuausschreibung (1.120 Euro/Jahr)

3.1.6

3.2 Welche finanziellen Auswirkungen haben sie?

3.2.1 Voraussichtliche Mehrkosten | 47.265‘ Euro

3.2.2 Gegenfinanzierung:

| ‘ Euro
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Budget und Arbeitsprogramm 2014 Stand: 30. September 2014

3.3 Folgende MaBnahmen werden ergriffen, um den Budgetrahmen einhalten zu kénnen:

3.3.1 Kirzung des Medienetats
Erwartete Einsparung | 10.000‘ Euro

3.3-2  Kirzungen in Sach-/Fachbereichen auf Sachkonten
Erwartete Einsparung | 4.000‘ Euro

3.3.3 Verlangerung des StraBenbasars (ber drei Tage
Erwartete Einsparung | 3.400‘ Euro

Mehreinnahmen bei Rechnungs- und Bescheid-Stellung (Medien werden
3.3.4 vermehrt Uber den Rickgabeautomaten abgegeben und Geblihren nicht
entrichtet)

Erwartete Einsparung | 4.865‘ Euro

4. Sind Ereignisse / Entwicklungen eingetreten oder absehbar, die die Einhaltung des Arbeitsprogramms
gefédhrden?

1 Nein
X Ja

4.1 Welche sind das?
4.1.1 Verschiebung der bewilligten halben Bibliothekspadagogik-Stelle aufgrund der Haushaltssperre auf 2015

4.1.2 Verschiebung der Auswertung der Organisationsuntersuchung von Ende Juni auf Ende Dezember 2014

4.1.3

4.1.4

4.2 Welche Auswirkungen auf das Arbeitsprogramm haben sie?

Thema | (Organisationsuntersuchung) und ein Teil von Thema IV (Weiterfihrung der MaBnahme
»aanztagsschule und Bibliothek®) wird nicht abschlieBend erfillt werden kdnnen.

4.3 Folgende MaBnahmen werden ergriffen:

Die MaBnahmen missen auf das Jahr 2015 verschoben werden. Im Arbeitsprogramm 2015 wird eine
Fortschreibung der Arbeitsschwerpunkte vorgenommen.

5. Fortbildungscontrolling

Anzahl der Beschaftigten, die bis zum Stichtag 30.09.2014 an externen*, aus

dem Amtsbudget finanzierten** Fortbildungen teilgenommen haben
* gemeint sind Fortbildungen auBerhalb der Stadteakademie und nicht stadtinterne Fortbildungen,
wie z. B. die Teilnahme an speziellen Fachschulungen, aber auch Fachkongresse

** auch anteilig bezahlte Fortbildungen 27
Budgetaufwendungen fiir Fortbildungen (Stichtag 30.09.2014) 10.110 Euro
Datum: 02.10.2014 Bearbeitet von:Frau Reimann T. 2281/Herrn Heil T. 2976 Amit: 42
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O 9.2

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/43 43/006/2014

Zwischenbericht des Amtes 43;
Budget und Arbeitsprogramm 2014 - Stand 30.09.2014

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
Bildungsausschuss 22.10.2014 O Gutachten einstimmig angenommen
Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen
20

. Antrag

Das Budget und Arbeitsprogramm 2014 — Stand: 30.09.2014 — wird zur Kenntnis genommen.

Die unter Punkt 3.3 des Zwischenberichtes aufgefiihrten Konsolidierungsvorschlage zur Vermei-
dung eines maoglichen Defizits werden beschlossen.

. Begriindung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Einhaltung des Budgetrahmens

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

MalRnahmen einleiten, Wege finden, um mit den bewilligten Budgetmitteln auszukommen.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

siehe Anlage ,,Budget und Arbeitsprogramm 30 09 2014"

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

- entfallt -

Anlagen:

Budget und Arbeitsprogramm 2014 — Stand 30.09.2014 — des Amtes 43
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lll. Abstimmung
Beratung im Gremium: Bildungsausschuss am 22.10.2014

Ergebnis/Beschluss:
Das Budget und Arbeitsprogramm 2014 — Stand: 30.09.2014 — wird zur Kenntnis genommen.

Die unter Punkt 3.3 des Zwischenberichtes aufgefiihrten Konsolidierungsvorschlage zur Vermei-
dung eines maoglichen Defizits werden beschlossen.

mit 11 gegen 0 Stimmen

gez. Pfister gez. Dr. Rossmeissl
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O gugget und Arbeitsprogramm 2014 Stand: 30. September 2014

Amt: 43

Bezeichnung: Volkshochschule

1. Budgetabrechnung 2013 (Vorjahr)

Hat das Budget 2013 negativ abgeschlossen?

] Nein

[] Ja
Vorschlag der Khmmerei zum Verlustvortrag Euro
Vom Stadtrat beschlossener Verlustvortrag Euro

2. Budget und Arbeitsprogramm 2014

Wie wird das Budget aus heutiger Sicht unter Einbeziehung von Verlustvortragen und Haushaltssperren am
Jahresende voraussichtlich abschlieBen?
[] wieim Plan vorgesehen

[ ] besser als geplant, und zwar voraussichtlich um circa Euro
140.000,00

X schlechter als geplant, und zwar voraussichtlich um circa (ohne Beriicksichtigung| Euro
Pkt. 3.1.4)

3. Sind Ereignisse / Entwicklungen eingetreten oder absehbar, die die Einhaltung des Budgets gefahrden?

] Nein
X Ja

3.1 Welche sind das?

3.1.1 Mittelsperre in 2014 (entspricht 74.300,00 Euro)

Sachkostenbudget wird fiir Personalkosten eingesetzt (ca. 35.000,00 Euro)

3.1.2

4300047 (pad. MA f. vhs club INTERNATIONAL) = 12.300,00 Euro p. a.

4300085 (SB Sprachen) - 8.900,00 ab 01.07.2014

4300055 (OPM Gesundheit, 5 h/wtl.) = 2.500,00 ab 01.07.2014

430S100 (SB Anordnungswesen, 9 h/wtl., zunachst bis 31.07.2015) - 5.000,00 ab 01.07. bis 31.12.2014
Anordnung von Mehrarbeit

Anmerkung: Dariiber hinaus finanziert die vhs Erlangen seit dem 01.07.2013 vollumfanglich nachfolgende
Personalkosten aus dem Sachkostenbudget: SB Integrationskurse/Koordinationsstelle - 26.900,00 Euro p. a.
(bis 30.06.2013 lediglich Ubernahme von 10 h/wtl. aus dem SKB)

Aktualisierung der Personalkostenbudgetierung zum Haushaltsjahr 2014 (ca. 30.000,00 Euro p. a.)

Vertretung der Hausverwaltung/Medienwarte (z. B. wg. Krankheit, Kur), Personal Reinigung, Brennarbeiten >
bisher Finanzierung aus Mittelbereitstellung Personalkostenbudget auf Grund der bis 31.12.2013 gdiltigen
Regeln flir Personalkostenbudgetierung

Ubertragung von Restmitteln aus dem Personalkostenbudget ins nachste HHjahr (70/30 %-Regelung)

Eigene vhs-Lehrkiiche fehlt

(vhs ist nur ,Gast"“ in einer Schulkiliche, die nahezu vollumfanglich von der Schule im Ganztagesbetrieb genutzt wird) >

3.1.4  Kursangebot im Erndhrungsbereich kann nicht vollumfanglich angeboten werden - Teilnehmerentgelte fehlen >
héhere Raummieten und Reinigungskosten (ca. 15.000,00 Euro p. a.) > evil. Kosten fir die Anschaffung einer eigenen
vhs-Lehrkiiche (ca. 100.000,00 Euro)

3.2 Welche finanziellen Auswirkungen haben sie?
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Budget und Arbeitsprogramm 2014 Stand: 30. September 2014

3.2.1 Voraussichtliche Mehrkosten | siehe oben‘ Euro

3.2.2 Gegenfinanzierung:

Entnahme aus der Budgetricklage! | siehe oben‘ Euro

3.3 Folgende MaBnahmen werden ergriffen, um den Budgetrahmen einhalten zu kénnen:

3.3.1 Entnahme aus der Budgetriicklage!

Erwartete Einsparung | ‘ Euro
3.3-2

Erwartete Einsparung | ‘ Euro
31353

Erwartete Einsparung | ‘ Euro
3.34

Erwartete Einsparung | ‘ Euro
3.3.5

Erwartete Einsparung | ‘ Euro

4. Sind Ereignisse / Entwicklungen eingetreten oder absehbar, die die Einhaltung des Arbeitsprogramms
gefahrden?

X Nein
[l Ja

4.1 Welche sind das?

411 z. B. Die Aufarbeitung unerledigter Teilprojekte erweisen sich als extrem zeitaufwéndig.

4.2 Welche Auswirkungen auf das Arbeitsprogramm haben sie?

4.3 Folgende MaBnahmen werden ergriffen:

5. Fortbildungscontrolling

Anzahl der Beschaftigten, die bis zum Stichtag 30.09.2014 an externen*, aus

dem Amtsbudget finanzierten** Fortbildungen teilgenommen haben
* gemeint sind Fortbildungen auBerhalb der Stadteakademie und nicht stadtinterne Fortbildungen,
wie z. B. die Teilnahme an speziellen Fachschulungen, aber auch Fachkongresse

** auch anteilig bezahlte Fortbildungen 17
Budgetaufwendungen fiir Fortbildungen (Stichtag 30.09.2014) 4.000,00 Euro
Datum: 30.09.2014 Bearbeitet von: Brigitte Hofmann Amt: 43
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O 9.3

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/I452/ETC Herr Thomas Engelhardt 452/006/2014

Zwischenbericht des Amtes 452;
Budget und Arbeitsprogramm 2014 - Stand 31.10.2014

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Kultur- und Freizeitausschuss 12.11.2014 O Gutachten
Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

Antrag

Die Entwicklung des Budgets und Arbeitsprogramms 2014 — Stand 28.10.2014 — wird zur Kenntnis
genommen.

Der unter Punkt 3.3 des Zwischenberichtes aufgefihrte Konsolidierungsvorschlag — Verschiebung
einer Ausstellung — zur Vermeidung eines Defizits wird beschlossen.

Mit der Verschiebung der Ausstellung ,ABC des Sammelns® in das n&chste Haushaltsjahr besteht
Einverstandnis.

Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Um das zu erwartende Defizit des Stadtmuseums zu verhindern, soll die Ausstellung ,ABC des
Sammelns” in das nachste Haushaltsjahr verschoben werden.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Im Sommer 2014 war davon auszugehen, dass das Budget mit einem erheblichen Defizit ab-
schlieBen wird. Vor allem aus diesem Grund wurde beschlossen, die Ausstellung ,ABC des
Sammelns* erst 2015 zu zeigen. Die Verschiebung ins nachste Haushaltsjahr kam auch den
Winschen des Kooperationspartners (Kustos der Universitditssammlung) entgegen. Auf diese
Weise konnte flr 2014 ein Betrag von ca. 30.000 € eingespart werden.

Eine positive Wende gab es bzgl. der Machbarkeitsstudie fiir das Pinolihaus. Hier wurden im
Finanzhaushalt 100.000 € fur die Einrichtung Museumsquartier gesperrt. Durch diese Sperrung
ist dem Museum ein Zuschuss des Bay. Landesamtes fur Denkmalpflege von 10.000 € ent-
gangen. Mittlerweile hat sich im Zusammenhang mit der geplanten Machbarkeitsstudie zur
Museumserweiterung eine neue Fdérderung ergeben. In Zusammenarbeit mit dem Stadtmuse-
um hat Amt 61 bei der Regierung von Mittelfranken, Stadtebauférderungsprogramm, Aktive
Zentren, einen Zuschussantrag gestellt, (ber den positiv entschieden wurde. Das Projekt mit
MaRRnahmekosten in Hohe von 35.700 € wird mit 21.400 € bezuschusst. Die Machbarkeitsstu-
die kann daher noch 2014 in Auftrag gegeben werden.

3. Prozesse und Strukturen
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(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

siehe Anlage ,Budget und Arbeitsprogramm 2014, Stand 28.10.2014"

4. Ressourcen

(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: €
Sachkosten: €
Personalkosten (brutto): €
Folgekosten €
Korrespondierende Einnahmen €

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen:

bei IPNr.:

bei Sachkonto:
bei Sachkonto:
bei Sachkonto:
bei Sachkonto:

~Budget und Arbeitsprogramm 2014, Stand 28.10.2014"

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift

VI.Zum Vorgang
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O gfﬁget und Arbeitsprogramm 2014 Stand: 31. Oktober 2014

Amt: 452 Bezeichnung: Stadtmuseum

1. Budgetabrechnung 2013 (Vorjahr)

Hat das Budget 2013 negativ abgeschlossen?

X Nein

] Ja
Vorschlag der KdAmmerei zum Verlustvortrag Euro
Vom Stadtrat beschlossener Verlustvortrag Euro

2. Budget und Arbeitsprogramm 2014

Wie wird das Budget aus heutiger Sicht unter Einbeziehung von Verlustvortrdgen und Haushaltssperren am
Jahresende voraussichtlich abschlieBen?
X wie im Plan vorgesehen

[] besser als geplant, und zwar voraussichtlich um circa Euro

Euro

[ schlechter als geplant, und zwar voraussichtlich um circa

3. Sind Ereignisse / Entwicklungen eingetreten oder absehbar, die die Einhaltung des Budgets gefahrden?

] Nein
X Ja
3.1 Welche sind das?

3.1.1 Haushaltssperre / fehlende Finanzierbarkeit der Ausstellung ,ABC des Sammelns”: 30.000 €

3.1.2
3.1.3
3.14

3.15

3.2 Welche finanziellen Auswirkungen haben sie?

3.2.1  Voraussichtliche Mehrkosten | ‘ Euro

3.2.2 Gegenfinanzierung:

| 0‘ Euro

3.3 Folgende MalRhahmen werden ergriffen, um den Budgetrahmen einhalten zu kénnen:
3.3.1 Verschiebung der Ausstellung ,ABC des Sammelns*

Erwartete Einsparung | ca. 30.000---‘ Euro
3.3-2

Erwartete Einsparung | ‘ Euro
3.3.3

Erwartete Einsparung | ‘ Euro
3.34

Erwartete Einsparung | ‘ Euro
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Budget und Arbeitsprogramm 2014 Stand: 31. Oktober 2014
335

Erwartete Einsparung | ‘ Euro

4. Sind Ereignisse / Entwicklungen eingetreten oder absehbar, die die Einhaltung des Arbeitsprogramms
gefahrden?

Nein
X Ja

4.1 Welche sind das?
4.1.1 Die Ausstellung ,ABC des Sammelns* kann erst 2015 gezeigt werden.

4.1.2
4.1.3
41.4
4.1.5

4.2 Welche Auswirkungen auf das Arbeitsprogramm haben sie?
Siehe oben

4.3 Folgende MaRBnahmen werden ergriffen:

5. Fortbildungscontrolling

Anzahl der Beschéftigten, die bis zum Stichtag 28.10.2014 an aus dem
Amtsbudget finanzierten Fortbildungen teilgenommen haben: 1

Budgetaufwendungen fir Fortbildungen (Stichtag 28.10.2014): 224 Euro

Datum: | 31.10.2014 Bearbeitet von: Hr.. Engelhardt / Fr. Bitter Amt: 452
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O 9.4

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
Ref.IV/47/sao Anke Steinert-Neuwirth 47/001/2014

Zwischenbericht 47/Kulturprojektbtro (alt)
Budget und Arbeitsprogramm 2014 - Stand 30.09.2014

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Kultur- und Freizeitausschuss 12.11.2014 O Gutachten
Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

Das Budget und Arbeitsprogramm 2014 des Kulturprojektbiros — Stand: 30.09.2014 — wird zur
Kenntnis genommen.

Mit der unter Punkt 3.2 des Zwischenberichtes aufgefiihrten Gegenfinanzierung zur Reduzierung
des Defizits besteht Einverstandnis.

. Begrundung

Im Zuge der Neuorganisation der Amter 41 und 47 wurde vereinbart, die Budgets der Amter 41
und Kulturprojektbiiro bis zum Jahresende in seiner bis zum 31.08.2014 gultigen Struktur getrennt
abzubilden. Der vorliegende Zwischenbericht bezieht sich auf die Budgetentwicklung im dritten
Kontraktjahr des Kulturprojektbiros.

In das laufende Haushaltsjahr 2014 wurde gemaf der Kontraktregeln das kumulierte Defizit von
2013 in HO6he von insgesamt 38.329,85 EUR als Verlust lGbertragen (setzt sich zusammen aus:
Defizit 2012 i. H. v. 14.233,76 und Defizit 2013 i. H. v. 24.096,09 EUR). Hinzu kommt, wie der An-
lage zu entnehmen ist, dass das Budget 2014 in H6he von voraussichtlich ca. 63.000 EUR auf-
grund von nicht steuerbaren Mehrkosten und unvorhergesehene Mindereinnahmen zusatzlich ne-
gativ belastet wird. Die Haushaltssperre in Héhe von 45.900 EUR hinzugerechnet wird das bereits
bestehende Defizit nochmals zusatzlich erhéhen. Die unter Punkt 3.2.2 aufgefiihrte Gegenfinanzie-
rung reduziert das zu erwartende Defizit wiederum um ca. 70.000 €.

Im Zwischenbericht zum Stand 31.05.2014 wurde dargelegt, dass der Fachbereich zum damaligen
Zeitpunkt aufgrund der konkreten Programmplanungen und damit verbundenen Zusagen von
Sponsoren und bewilligten Fordermitteln Uber keine Steuerungsmoglichkeiten mehr verfiigte, um
den Budgetrahmen einhalten zu kénnen, bzw. das zu erwartende Defizit reduzieren zu kénnen.
Zum Stand 30.09.2014 ist das Arbeitsprogramm 2014 des ehemaligen Kulturprojektbiros — seit
1.9.2014 Abteilung 471/Festivals und Programme im Veranstaltungsbereich bereits weitgehend
erfullt.

Anlagen: Anlage:

Budget und Arbeitsprogramm — Stand 30.09.2014 — des Amtes 47/Kulturprojektbiro (alt)
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[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift

VI.Zum Vorgang
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O gfjﬂ'get und Arbeitsprogramm 2014 Stand: 30. September 2014
Amt: 47 (alt) Bezeichnung: Kulturprojektbiiro (alt)

1. Budgetabrechnung 2013 (Vorjahr)

Hat das Budget 2013 negativ abgeschlossen?

[l Nein
X Ja

Vorschlag der KdAmmerei zum Verlustvortrag 38.329,85 |Euro
38.329,85

kumulierter Verlustvortrag
aus 2012 und 2013; gemaR
Kontraktvereinbarung

Vom Stadtrat beschlossener Verlustvortrag Euro

2. Budget und Arbeitsprogramm 2014

Wie wird das Budget aus heutiger Sicht unter Einbeziehung von Verlustvortrdgen und Haushaltssperren am
Jahresende voraussichtlich abschlieBen?
[] wie im Plan vorgesehen

[] besser als geplant, und zwar voraussichtlich um circa Euro
X] schlechter als geplant, und zwar voraussichtlich um circa ohne Zurechnung
HH-Sperre: 101.000 €

mit Zurechnung
HH-Sperre: 147.000 €

Euro

3. Sind Ereignisse / Entwicklungen eingetreten oder absehbar, die die Einhaltung des Budgets gefahrden?

[l Nein
X Ja

3.1 Welche sind das?

3.1.1 Kumulierter Verlustvortrag (2012 + 2013) belastet das aktuelle Budget i. H. v. 38.300 €

diverse nicht steuerbare Mehrkosten:

Mietkostenerh6hungen
u. a. Heinrich-Lades-Halle, Raume Universitat, Redoutensaal -> Mehrkosten ca. 5.000,00 €

Infrastruktur/Technik/EDV
Zusatzkosten EDV bei Festivals/KommualBit, Veranstaltungssicherheit -> Mehrkosten ca. 5.000,00 €

Personalkostenerh6hungen
Tariflicher Anstieg Hilfskrafte, Internes Personal — Theater Erlangen -> Mehrkosten ca. 7.500,00 €

3.1.2

Geschaftskosten
Porto, Nachhaltige Beschaffung, KSK -> Mehrkosten ca. 2.500,00 €

GESAMT: 20.000,00 €

Unvorhergesehene Mindereinnahmen i. H. v. 43.000 €, obwohl berechtigt erwartet, da beantragt und/oder
3.13  in Aussicht gestellt, div. Absagen von Sponsorenanfragen

Haushaltsperre i. H. v. 45.900 € (,Bemessungsfehler” bei den 5% Einsparung, da im Budget von 471 in
2014 Mittel in H6he von 115.000 € lediglich verwaltet werden, tGiber die 471 jedoch nicht entscheidet und

3.1.4 verfugt (Mittel Kunstwettbewerb Rothelheimpark, Buchprojekt Stadtmuseum, Mittel Ref. IV und Mittel
Metropolregion)

3.15

3.2 Welche finanziellen Auswirkungen haben sie?
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Budget und Arbeitsprogramm 2014 Stand: 30. September 2014

ohne Zurechnung

N HH-Sperre: 101.000 €
3.2.1  Voraussichtliche Mehrkosten . Euro
mit Zurechnung

HH-Sperre: 147.000 €

3.2.2 Gegenfinanzierung:

- Rucklagen 471: erwartet ca. 10.000 € (kalk. Personalkostengutschrift im 4.
Quartal)

- Ausfallbirgschaft i. H. v. 19.999 € ist beantragt

- HFPA-Beschluss vom 4.12.2013: Bereinigung Personalkostendefizit bis zu
40.000 € 69.999 | Euro

3.3 Folgende MaRBnahmen werden ergriffen, um den Budgetrahmen einhalten zu kénnen:

3.3.1

Erwartete Einsparung | ‘ Euro
3.3-2

Erwartete Einsparung | ‘ Euro
3.3.3

Erwartete Einsparung | ‘ Euro
3.34

Erwartete Einsparung | ‘ Euro
3.35

Erwartete Einsparung | ‘ Euro

4. Sind Ereignisse / Entwicklungen eingetreten oder absehbar, die die Einhaltung des Arbeitsprogramms
gefahrden?

XI  Nein — Arbeitsprogramm weitgehend erfilllt, aber negatives Ergebnis

] Ja

4.1 Welche sind das?
4.1.1

4.1.2
4.1.3
41.4

4.1.5

4.2 Welche Auswirkungen auf das Arbeitsprogramm haben sie?

4.3 Folgende MaRnahmen werden ergriffen:

5. Fortbildungscontrolling

Anzahl der Beschéftigten, die bis zum Stichtag 30.09.2014 an externen*, aus

dem Amtsbudget finanzierten* Fortbildungen teilgenommen haben

* gemeint sind Fortbildungen auRerhalb der Stéadteakademie und nicht stadtinterne Fortbildungen,
wie z. B. die Teilnahme an speziellen Fachschulungen, aber auch Fachkongresse

** auch anteilig bezahlte Fortbildungen 65/205
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Budget und Arbeitsprogramm 2014 Stand: 30. September 2014
Budgetaufwendungen fur Fortbildungen (Stichtag 30.09.2014) 371,80 Euro

Steinert-Neuwirth, Anke
Hofgraff, Franziska

Datum:

30.09.2014 Bearbeitet von: Amt: 47
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O 10

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/zV/11 Personal- und Organisationsamt 11/036/2014

Stellenausschreibungen ohne Hinweis auf Privat-PKW,;
Fraktionsantrag der Grinen Liste Nr. 257/2014

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

I. Antrag
1. In Stellenausschreibungen der Stadt Erlangen wird grundsatzlich — wie bisher — nur auf An-
forderung der Dienststellen das Erfordernis Fiihrerschein bzw. die dienstliche Nutzung von

Privat-Kfz aufgenommen.
2. Der Grine Liste Fraktionsantrag Nr. 257/2014 vom 22.10.2014 ist damit bearbeitet.

II. Begrindung
Die bisherige Praxis wird beibehalten.
Anlagen: Fraktionsantrag

. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 10

Fraktionsantrag gemaf § 28 GeschO

Eingang: 22.10.2014

Antragsnr.: 257/2014

Verteiler: OBM, BM, Fraktionen
Zust. Referat: Klarung in RB

mit Referat:

Griine Liste Rathausplatz 1 91052 Erlangen

Herrn
Oberblrgermeister
Dr. Florian Janik
Rathausplatz 1
91052 Erlangen

Stadtratsfraktion

Rathausplatz 1, 91052 Erlangen
Zimmer 130

tel 09131/862781 fax 09131/861681
e-mail: buero@gl-erlangen.de
http://www.gl-erlangen.de

Blrozeiten:
Mo 10-12, 14-18 Di, Mi 10-12 Do 10-14

Erlangen, den 23.10.2014

Antrag: Stellenausschreibungen ohne Hinweis auf Privat-Pkw

Sehr geehrter Herr Oberblirgermeister,

in Stellenausschreibungen der Stadt Erlangen wird manchmal die Nutzung von eigenen

Kraftfahrzeugen fiir Dienstfahrten als ,wiinschenswert” oder sogar als Voraussetzung

festgeschrieben.

Wir beantragen:

In den Stellenausschreibungen der Stadt Erlangen werden grundsatzlich nicht mehr

ein Fuhrerschein und/oder die Nutzung von eigenen Fahrzeugen verlangt.

Ausnahmen gibt es nur auf Antrag des Fachamts.

Mit freundlichen GriBen

gez. Wolfgang Winkler

.t~

F.d.R: Wolfgang Most
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O 11

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/zV/11 Personal- und Organisationsamt 11/037/2014

Verlangerung der Befristung der Offnungszeit im Amt fiir Soziales, Arbeit und
Wohnen

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Sozial- und Gesundheitsausschuss 11.11.2014 O Gutachten

Sozialbeirat 11.11.2014 O Gutachten
Haupt-, Finanz- und Personalaus- 1911.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen
Referat V, Amt 50

. Antrag

Die befristete Verkiirzung der Offnungszeit am Donnerstag um zwei Stunden im Amt fir Soziales,
Arbeit und Wohnen wird bis 30.06.2015 verlangert.

Abt. 501 hat bis zu diesem Zeitpunkt zu folgenden Zeiten fur den Publikumsverkehr gedffnet:
Montag: 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr

Dienstag: 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr
Mittwoch: geschlossen
Donnerstag:  8:00 Uhr bis 12:00 Uhr
Freitag: 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr
Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Durch erhebliche Personalfluktuation, vakante Planstellen und der Einarbeitung von neuen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern entstand beim vorhandenen Personal eine Mehrbelastung.
Um diese zu mildern und eine geordnete Sachbearbeitung weiterhin zu gewahrleisten, wurde
in der Sitzung des HFPA vom 25.06.2014 beschlossen, die Offnungszeit befristet vom 01.07.
bis 31.12.2014 um zwei Stunden am Donnerstag zu reduzieren.

Es konnten noch nicht alle Planstellen in der Sachbearbeitung der Abt. 501 wieder besetzt
werden. Aus diesem Grund soll die befristete Reduzierung der Offnungszeit am Donnerstag
vorerst beibehalten werden.

Die Einschrankung der Offnungszeiten im Zeitraum 01.07. bis 31.12.2014 hat ergeben, dass
die Birgerinnen und Birger keine Einschréankungen im Service erfahren haben.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Durch die Verlangerung der reduzierten Offnungszeiten soll aus Griinden der Personalfiirsorge
eine Entlastung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einerseits und eine zligige Bearbeitung
von Antragen andererseits erreicht werden.
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3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden nicht benétigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen:
[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 12

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/13-2/2014 Birgermeister- und Presseamt 13-2/043/2014

Geschaftsordnung 2014 fur den Erlanger Stadtrat;
Anderungen der Geschaftsordnung vom 25.09.2014
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 27.11.2014 O Beschluss

19.11.2014 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen
Amt 30

Antrag

1. 8 2 Nr. 8 der Geschéaftsordnung fur den Stadtrat Erlangen vom 25.09.2014 wird wie folgt ge-
fasst:
,<die Entscheidung tber die Ablehnung, Niederlegung, Abberufung eines Ehrenamtes
(Art. 19 GO)“

2. In 8 12 Nr. 5 der Geschéftsordnung werden die Worte ,Vorsitz und 11 Mitglieder” durch ,Vorsitz

und 10 Mitglieder” ersetzt.
3. Die Anlage 1 der Geschéftsordnung flir den Erlanger Stadtrat (Stand 07.11.2014, Anlage 1)
wird beschlossen.

Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Die Geschéftsordnung wird an die aktuelle Rechtslage und die Beschlisse der konstituieren-
den Sitzung am 5. Mai 2014 angepasst. Bei der Beschlussfassung der Geschaftsordnung
(GeschO) am 25. September 2014 wurden die im Antrag genannten Sachverhalte nicht be-
ricksichtigt.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

1. In 8 2 GeschO sind verschiedene dem Stadtrat kraft Gesetzes vorbehaltene Aufgaben ge-
nannt. Unter Nr. 8 war bisher die Entscheidung tber die Ablehnung, Niederlegung, Abberu-
fung eines Ehrenamtes aus wichtigem Grund (Art. 19 Abs. 3 und 4 GO) genannt. Durch
die Anderung des Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes (GLKkrWG) ist zwischenzeitlich
ein wichtiger Grund fur die Ablehnung von bestimmten Ehrenéamtern nicht mehr erforder-
lich. Zusatzlich wurde Art. 19 der Gemeindeordnung geandert, Absatz 4 wurde gestrichen,
Absatz 3 wurde inhaltlich verandert. Durch die Beschlussfassung wird die Geschaftsord-
nung an die rechtliche Situation angepasst.

2. In der konstituierenden Sitzung am 5. Mai 2014 wurde beschlossen, dass sich der Kultur-
und Freizeitausschuss aus der Vorsitzenden und 10 Mitgliedern zusammensetzt. Verse-
hentlich wurde bei der Beschlussfassung am 25. September 2014 als Mitgliederzahl 11
Mitglieder genannt.
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3. Um Zustandigkeiten klarzustellen und Missverstandnisse bei der Umsetzung auszuschlie-
Ben wird Anlage 1 der Geschaftsordnung bei ,Abmahnungen” und ,Einleitung von Diszipli-
narmaflnahmen” geandert. Die Referatshezeichnung von OBM/ZV wird ebenfalls richtigge-
stellt. Die Anderungen sind in der Anlage 1 zu dieser Beschlussvorlage fett markiert.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)
Der Stadtrat beschliet iiber die Anderungen der Geschéftsordnung.

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: 500 € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
X sind vorhanden im Budget auf Kst 130090/KTr 11110013/Sk 581101
[] sind nicht vorhanden

Anlage 1: Anlage 1 zur Geschaftsordnung fiir den Stadtrat Erlangen

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 12

1. Zustandigkeit und Delegationsbeschliisse vom 05.05.2014

(Art. 43 Abs. 2i. V. m. Art. 39 Abs. 2 GO)
2. Delegation von Zustandigkeiten der Obersten Dienstbehdrde nach dem Beamten-
recht und analoge Anwendung auf das Tarifrecht

1.1 Delegation von Zustandigkeiten nach der GO

Anlage 1 neu

Stand: 07.11.2014

Personalangele- Stadtrat Haupt-, Finanz- | Oberbur- Korreferat | Personal- und
genheiten und Personal- germeister | fir Perso- | Organisati-
ausschuss nal, Orga- | onsamt
nisation
und
eGovern-
ment
Beamtinnen/Beamte
e Einstellun- Ab A 15 oder | Begutachtend ab A 13 und Bis A 13 (QE 3)
gen/Ernennungen Referats-, A 15 A 14 (QE 4)
e Befdrderungen Amts-, 2.
e Abordnun- Werkleitung
gen/Versetzungen bzw. weitere
zu/von einem ande- | Werkleitung
ren Dienstherren und Schullei-
e Beendigung von tungen
Beamtenverhaltnis-
sen
¢ Ruhestand
Beschaftigte nach dem
TVoD
e Einstellungen (be- Ab EG 15 Begutachtend ab EG 13 und Bis EG 12
fristet + unbefristet) | oder Refe- EG 15 EG 14 Bis S 18
e Hohergruppierun- rats-, Amts-,
gen 2. Werklei-
e Versetzungen tung bzw.
° Abordnungen weitere Wer-
kleitung und
Schulleitun-
gen
Kindigungen Ab EG 15 Begutachtend ab EG 13 und EG 9 bis Bis EG 8
oder Refe- EG 15 EG 14 EG 12 is 'S 08
rats-, Amts-, S 09 b Bis
2. Werklei- c18 1S
tung bzw.
weitere Wer-
kleitung und
Schulleitun-
gen
Seite 1 von 3
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2.2 Delegation von Zustandigkeiten der Obersten Dienstbehdrde nach dem Beamtenrecht
und analoge Anwendung auf das Tarifrecht.

Personalangele- Stadtrat Haupt-, Finanz- | Oberbur- Korreferat | Personal-und
genheiten und Personal- germeister | fir Perso- | Organisati-
ausschuss nal, Orga- | onsamt
nisation
und
eGovern-
ment

Genehmigung von

e Arbeitszeitande- Ab A 15 Bis A 14
rungen bzw. EG 15 Bis EG 14

e Altersteilzeit oder Refe- .

e Nebentatigkeiten | rats-, Amts-, Bis S 18

e Beurlaubungen 2. Werklei-

e Elternzeit tung bzw.

o Teilzeitwahrend | Weltere Wer-
der Elternzeit kleitung und

e Umsetzungen Schulleitun-

Beamten- und Ta- | 9€"

rifrecht
Sonstige Zustandigkeiten der obersten Dienstbehorde z. B.
Berufung in das Beam-
tenverhéaltnis

e auf Probe .

A 13 und Bis A 13 (QE 3)
(8 4 Beamtensta- A 14 (QE 4)
tusgesetz)

e auf Lebenszeit
(Art. 25 BayBG)

e Untersagung der | Ab A 15 A 13 und Bis A 13 (QE 3)
Fihrung der__ bzw. EG 15 A 14 (QE 4) Bis EG 12
Dienstgeschafte oder Refe-

. A EG 13 und .
e Freistellungenim | rats-, Amts-, EG 14 Bis S 18
Tarifbereich 2. Werklei-
tung bzw.
weitere Wer-
kleitung und
Schulleitun-
gen
Aussagegenehmigun- Alle
gen
Versagung der Aussa- Ab EG 15 Bis EG 14
gegenehmigung .
(Tarifbeschaftigte) Bis S 18
Rechtsbehelfe bei Ab A 15 A9bisAl1l4 | BisA9(QE?2)
Bsgéi::gﬁ%%?; ::;Vﬁétn nach Votum E'\()DEE 43; und nach Votum der
9 g der Beurtei- Beurteilungs-
lungskommis- | nach Votum | kommission
sion der Beurtei-
lungskom-
mission

Rechtsbehelfe bei
Beihilfesachen; soweit
gesetzlich vorgesehen

Rechtsabteilung fir alle Besoldungs- und Entgeltgruppen. Die Bearbeitung von
Rechtsbehelfen kann aus Grinden des Datenschutzes nicht dem Oberbirgermeister
(= Dienstvorgesetzter) und nicht der Personalverwaltung Ubertragen werden.

Rechtsbehelfe Woh-
nungsfursorgemittel-
angelegenheiten; so-
weit gesetzlich vorge-
sehen

Die fur Amt 23 zustandige Referatsleitung fur alle Besoldungs- und Entgeltgruppen.
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Weiterbeschaftigung
Uber die gesetzliche

Altersgrenze hinaus Ab A 15 Begutachtend ab A 13 und Bis A 13 (QE 3)

bzw. EG 15 A 15 bzw. EG 15 A 14 (QE 4) Bis EG 12
oder Refe- EG 13 und _

rats-, Amts-, EG 14 Bis S 18
2. Werklei-
tung bzw.
weitere Wer-
kleitung und
Schulleitun-
gen

Abmahnungen Ab A 15 Ab EG 15 EG 13 bis Bis EG 12
bzw. EG 15 EG 14 Bis S 18
oder Refe-
rats-, Amts-,
2. Werklei-
tung bzw.
weitere
Werkleitung
und Schul-
leitungen

MzK

Einleitung Disziplinar- Ab A 15 Ab A 15 A 13 bis Bis A 13 (QE 3)
verfahren bzw. EG 15 A 14 (QE 4)
oder Refe-
rats-, Amts-,
2. Werklei-
tung bzw.
weitere
Werkleitung
und Schul-
leitungen

MzK

Anordnung von Dienst | Die fiir das jeweilige Amt zustéandige Referats- bzw. 1. Werkleitung werden erméchtigt
zu ungiinstigen Zeiten im Rahmen der gesetzlichen und tariflichen Regelungen Dienst an Sonn- und Feierta-
geman § 6 der Arbeits- | gen und zu Nachtzeiten anzuordnen.

zeitverordnung

Personalangelegenheiten von grundsatzlicher Bedeutung, sofern sie nicht laufende Angele-
genheiten des Oberblrgermeisters sind, obliegen der Zustandigkeit des Haupt-, Finanz- und
Personalausschusses.

Der Oberbiurgermeister und die Referatsleitung fur Personal, Organisation, Brand- und
Katastrophenschutz werden erméchtigt, ihre Befugnisse weiter zu delegieren oder einzeln
zu bevollmachtigen.

Unberuhrt bleibt die Unterschriftsbefugnis des Oberbtrgermeisters fir alle Schreiben und
Verfiigungen aufgrund von StR-Beschlissen, sowie Vertrags- und Statusangelegenheiten
von Referenten, Amtsleitungen, 2. bzw. weiteren Werkleitungen, Schulleitungen sowie Er-
nennungs- und Beférderungsurkunden.
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O 13

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
GGFA GGFA 11/024/2014/1

Arbeitsmarktprogramm 2015 - Jobcenter Erlangen
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Sozialbeirat 11.11.2014 O Gutachten
Sozial- und Gesundheitsausschuss 11.11.2014 O Gutachten

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

I. Antrag
Dem endgiiltigen Arbeitsmarktprogramm 2015 — Stand November 2014 - des Jobcenters wird zu-

gestimmt.

II. Begrindung

Anlagen: Arbeitsmarktprogramm 2015

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 13 Sabr ereaneen GGIFA,

Arbeitsmarkt Programm 2015

JOBCENTER
STADT ERLANGEN

Ziele und Zielgruppen
MalRnahmen und Mitteleinsatz

November 2014
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sorenimcen GGFA,

Inhaltsverzeichnis

VI.

Vorbemerkung

Rahmenbedingungen

Statistische Grundlagen

Zielgruppenstatistik

Finanzielle Rahmenbedingungen

Zusétzliche Integrationsmittel
Entwicklungsschritte zum Arbeitsmarktprogramm
Lokale Ziele

Ziele auf Bundes- und Landesebene

Ziele des kommunalen Jobcenters
Konzeptionelle Ziele fur 2015

MalRnahmen und Instrumente

Angebote und MafRnahmen fir bestimmte Zielgruppen
Zielgruppenibergreifende Angebote nach indiv. Bedarfslage
Notwendige aber nicht finanzierbare Malinahmen
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l. Vorbemerkung

Das Arbeitsmarktprogramm 2015 wurde als Entwurf in den SGA und HFPA im Okto-
ber 2014 eingebracht. Die aus den Ruckmeldungen erhaltenen Anregungen wurden
in die nun aktuelle Version eingebracht. Diese liegt nun ebenfalls mit aktuellerem
Datenstand dem SGA zur Begutachtung und dem HFPA zur Beschlussfassung im
November 2014 vor.

. Rahmenbedingungen

Statistische Grundlagen

Die SGB ll-Arbeitslosenquote befindet sich in Erlangen auf einem relativ niedrigen
Niveau. Nach einem leichten Anstieg im Jahr 2014 kann im Herbst 2014 sogar ein
Ruckgang der SGB Il Arbeitslosen verzeichnet werden.

Der Erlanger Arbeitsmarkt bietet viel Potential fur qualifizierte Arbeitskréafte. Aufgrund
der geringen Industriearbeitsplatze im Helfer- und Anlernbereich ist ein deutlich ge-
ringeres Potential fir SGB Il Langzeitarbeitslose vorhanden.

Die Zielgruppe der Langzeitleistungsbezieher befindet sich in Verstetigung bis leich-
ten Erh6hung und bedarf einer besonderen Aufmerksamkeit.

5,0%

4,5%

4,0% -

3,5%

xi\ - —+— Arbeitlosenquote

——t A Erlangen gesamt
NN AN A N
W/ VW

SGB Il Erlangen
—==Jugendarbeitlosen
quote Erlangen
1,5% - . P Y gesamt

—= Jugendarbeitlosen
quote
SGB Il Erlangen

3,0%

2,5%

Arbeitslosenquote
SGB Il Edangen

1,0%

0,5%
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Aug Okt Dez Feb Apr Jun Aug Okt Dez Feb Apr Jun Aug Okt Dez Feb Apr Jun Aug Okt

M1 11 11 12 12 12 12 12 12 13 13 13 13 13 13 14 14 14 14 14

Anm.: der starke Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit ab August ist saisonbedingt (Schulabgénger vor
Ausbildungsaufnahme, Ubertritte in weiterfihrenden Schule, MaRnahmenaufnahme etc.)

Weitere statistische Details sind im Jobcenterbericht der GGFA zu finden, der im
SGA vom 08.07.14 und im HFPA vom 23.07.14 mit dem Fokusthema Menschen im
SGB Il Bezug aufgelegt wurde. Der Jobcenterbericht fir den SGA am 11.11.14 und
den HFPA am 19.11.14 enthalt neben den aktuellen Statistiken das Fokusthema
Jugendliche im SGB |l Bereich.
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Zielgruppenstatistik
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Finanzielle Rahmenbedingungen

Regulére Mittel aus dem SGB Il Bundeshaushalt

Nach den massiven Kirzungen der letzten drei Jahre von 49% der Eingliederungs-
mittel (vor Umschichtung), ist im Jahr 2014 ein Niveau erreicht, das auch in 2015
fortgeschrieben wird. Die Zahl SGB Il Empfanger hat sich im 0.g. Zeitraum um nur
durchschnittlich 12% reduziert.

Erfreulicherweise konnten die Budgetansatze im Vergleich zum Entwurf des Arbeits-
marktprogramms vom September 2014 leicht erhdht werden. Durch die bundesweit
leicht gesunkene Zahl der erwerbsfahigen Leistungsberechtigten kann aller Voraus-
sicht nach das kommunale Jobcenter der Stadt Erlangen mit einer kleinen Erhéhung
der Eingliederungsmittel rechnen. Dazu kommen Restmittel aus dem Jahr 2014, die
bundesweit verteilt werden.

Ausreichende Ausstattung des Verwaltungs-, Betreuungs- und Vermittlungs-
bereichs

Im Jobcenter der Stadt Erlangen besteht dariiber Einvernehmen, dass der behordli-
che Bereich fachlich geleitet mit ausreichend Personal ausgestattet sein muss. Es
besteht der Anspruch, dass dem SGB Il Antragsteller sowohl ein zuigig und fachlich
korrekter Leistungsgewahrungsprozess, als auch entsprechend ausreichende perso-
nelle Unterstiitzung bei der Aktivierung und Integration in den Arbeitsmarkt Giber das
Fallmanagement und die Personalvermittlung gewahrt wird.

Fur die Finanzierung dieser Rahmenbedingungen ist das Verwaltungsbudget bei
weitem nicht ausreichend. Die Kosten- und Tarifsteigerungen der letzten Jahre sind
weitgehend unberticksichtigt geblieben. Der Bund lasst ausdriicklich die Umschich-
tung von Eingliederungsmittel in den Verwaltungskostenbereich zu.

Darlber hinaus werden die beiden Maflinahmen, ,Kajak fiir Alleinerziehende® und

.Bedarfsgemeinschaftscoaching” unter dem Ansatz des spezialisierten Fallmanage-
ments ESF gefordert und kofinanziert aus dem Verwaltungstitel.
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Verwaltungstitel (VWT) Plananahme 2.874 T€
Ausgabereste VWT aus 2014 100 T€
Zwischensumme 2.974 T€
plus Umschichtung aus EGT 1.023 T€
VWT PlangroRe Gesamt 3.997 T€
Eingliederungstitel (EGT) Plananahme 1.920 T€
Ausgabereste EGT aus 2014 93 T€
Zwischensumme 2.013T€
minus Umschichtung in VWT 1.023 T€
Zur Verfugung stehender EGT 990 T€
plus 5% Uberplanung 49 T€
EGT- PlangrofRe Gesamt 1.039 T€

Die endgiltige Mittelzuweisung erfolgt per Eingliederungsmittelverordnung bis zum
Jahresende Zum Vergleich: im Jahr 2014 standen insgesamt 987 T€ EGT Mittel zur
Verfugung.

Zusatzliche Integrationsmittel

Die finanzielle Unterausstattung der Eingliederungsmittel wird durch folgende zusatz-
liche Mittel aufgestockt:

- Kommunale Mittel 208 T€
- Perspektive 50 plus 860 T€
- Drittmittel 176 T€
- Eigenerwirtschaftung der GGFA 70 TE
- Eigenmittel der GGFA 40 T€

Summe 1.354 T€

Somit stehen insgesamt 2,4 Mio. € zur Finanzierung eines Arbeitsmarktprogrammes
zur Verflgung. In dem MaRnahmenkatalog sind nicht die kompletten EGT Mittel ver-
plant. Als Option verbleiben bleiben 37 T€, falls der Inklusionsantrag keinen Zuschlag
erhalt, bzw. wenn aufgrund rechtlicher Anderungen Aktivitaten in Richtung der Erwei-
terung eines Sozialen Arbeitsmarktes aufgenommen werden kénnen.

Entwicklungsschritte zum Arbeitsmarktprogramm

Die in der Graphik dargestellten Faktoren und Einflussgrofien missen hierbei zu-
sammengefihrt werden. Die langjahrigen Erfahrungen der kommunalen Tochter
GGFA geben dazu die fachliche Grundlage.

Methodisches Vorgehen GGFA

‘ Analyse der Zielgruppen und deren Bedarfe H Arbeitsmarktanalyse und Potentiale ‘

. | ! |

‘ Ableitung der Integrationsstrategien und Instrumente ‘

| Lokale Ziele und Zielgruppen |

Bundes- und Landesziele ‘

l Jobcenterziele

‘ Finanzielle Rahmenbedingungen ‘

: !

| Priorisierungen und Justage des Instrumentensettings im lokalen Dialog |

! |

‘ ERGEBNIS: Instrumentenportfolio Arbeitsmarkprogramm 2015 ‘
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Lokale Ziele

Aktivierung und Integration der besonderen Zielgruppen im SGB Il:

e Jugendliche, Altere (iber 50 und Alleinerziehende

e Langzeitleistungsbezieher und Aufstocker mit Einkommen

e Menschen mit Behinderung oder von Behinderung bedrohte
e SGB lI-Bezieher mit Migrationshintergrund

Erweiterung des Angebotes eines Sozialen Arbeitsmarktes

Ziele auf Bundes- und Landesebene

Ziele im Rahmen der Zielvereinbarung nach §48a SGB I

o Senkung der Kosten zum Lebensunterhalt K1 (Pauschalziel ohne Zielgrolie)
o Steigerung der Integrationsquote K2 (2014 Status Quo Erhalt)
o Reduktion des Langzeitleistungsbezugs K3 (2014 Reduzierung um 0,5%)

Die Ziele fur 2015 werden mit dem Land im Dezember 2014 ausgehandelt. Im SGA
und im HFPA des neuen Jahrs wird die dann abgeschlossene Zielvereinbarung vor-
gestellt.

Die Errichtung von Jugendberufsagenturen
Ziel im Koalitionsvertrag der Bundesregierung

Die Jugendberufsagenturen gelten als wegweisende Instrumente, um die Zusam-
menarbeit zwischen den Rechtskreisen des Sozialgesetzbuchs Il (Grundsicherung),
[l (Arbeitsforderung) und VIII (Kinder- und Jugendhilfe) zu verbessern. Sie sollen alle
an der beruflichen Integration beteiligten Institutionen organisatorisch zusammenfas-
sen und auf diese Weise sicherstellen, dass junge Menschen schnell und sicher un-
terstlitzt werden und niemand verloren geht. Zitat ,BIBB Good Practice Center 2014

Der Bund selbst macht keine inhaltliche festen Vorgaben und stellt keine zusétzli-
chen Mittel zur Verflgung. Es sind ausschlieBlich die Akteure vor Ort gefragt, dieses
Rahmenkonzept mit Leben zu fillen. Durch die bereits jetzt vernetzten und abge-
stimmten Aktivitdten des Jugendamtes im Rahmen der Jugendberufshilfe, des Stra-
tegischen Ubergangsmanagements, JAZ e.V., der Agentur fur Arbeit, der Mittelschu-
len und Berufsschule, und den Angeboten aus dem GGFA Jobcenterbereich und des
GGFA Tragerteils werden wesentliche Ziele dieses Konzeptes abgebildet und fur
2015 weiterentwickelt.

Die Tragerkonstruktion der GGFA AOR bietet dazu mit ihrem behordlichen Teil im
Jobcenter und ihrem Trégerteil sehr gute rechtskreisibergreifende Entwicklungs- und
Umsetzungsmaglichkeiten.

Ziele des kommunalen Jobcenters

e Erneut mindestens 1000 Integrationen im Jahr 2015 (Details siehe Mafl3nah-
menkatalog)

e Maximaler und bedarfsgerechter Einsatz und Ausschépfung der Bundes-
mittel zur Eingliederung

e Vermittlung aller aushildungsfahigen Jugendlichen in eine Ausbildung
e Bedarfsdeckende MalRnahmenangebote fur alle noch nicht ausbildungsféahi-
gen Jugendliche

e Weiterentwicklung und Erweiterung der Angebote im Ubergang Schule - Be-
ruf in Zusammenarbeit mit der ,Stabstelle Strategisches Ubergangsma-
nagement” und dem Jugendamt bei folgenden rechtskreisiibergreifenden
MaRnahmen - passend ins Rahmenkonzept Jugendberufsagentur:

- Ampel-Konzept an Mittelschulen zur Schulabgangssteuerung
- Jugend starken im Quartier
- Berufsvorbereitungsklasse
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e Einbeziehung der Erlanger Trager fur besondere Zielgruppen:

- Jugendwerkstatt Eltersdorf fur auRerbetriebliche Ausbildungsplatze
- Externe Trager fir Arbeitsgelegenheiten
- Projektantrag zur intensivierten Eingliederung und Beratung von schwer-
behinderten Menschen mit folgenden Projektpartnern:
e  Agentur fur Arbeit Flrth
Jobcenter Erlangen-Hdchstadt
Access Integrationsbegleitung
Lebenshilfe Erlangen
Soziale Betriebe der Laufer Muhle
Regnitz-Werkstatten der Lebenshilfe Erlangen
Intec gGmbH der Lebenshilfe Erlangen-H6chstadt
WAB Kosbach, Wabe e.V.
Birke und Partner (Projektkoordination / Redaktion Férderantrag)

e Sicherung der Drittmittelakquise (Beteiligung ESF-Bundesprogramme, ESF
Bayern, Bundesprogramm fir arbeitsmarktferne Langzeitarbeitslose)

Konzeptionelle Ziele fur 2015

Vertiefung der bereits sehr guten Zusammenarbeit mit kommunalen Trégern aus den
Bereichen der psychosozialen Beratung, der Drogen-, Sucht-, Jugend- und Familien-
beratung, der Schuldnerberatung und der Kinderbetreuung. Es ist das Ziel, ein ge-
meinsam abgestimmtes kommunales Konzept zu entwickeln.

1.  MalRnahmen- und Instrumente

Die MalRnahmen und Instrumente beruhen auf den rechtlichen Méglichkeiten die das
SGB Il mit seinen Zeilen vorgibt. Die nahezu 10 jahrige Erfahrung der GGFA AR in
der Konzeption und Realisierung von SGB Il MaBnahmen, die selbst oder von Dritten
durchgefuhrt wurden, bilden die Basis des folgenden MalRhahmenkataloges. Die
MaflRnahmen und Instrumente gliedern sich in folgende zwei Bereiche:

Angebote und MalRnhahmen fiir bestimmte Zielgruppen

- Alle Neukunden und Kunden mit Integrationspotential

- Jugendliche und junge Erwachsene (U25)

- Alleinerziehende /Bedarfsgemeinschaften

- Menschen mit Behinderung oder psychischer Beeintrachtigung
- Altere ab 50

- Migrantinnen und Migranten

- Arbeitsmarktferne Langzeitleistungsbeziehende

Zielgruppenubergreifende Angebote nach individueller Bedarfslage

- Vermittlungsbudget §44

- Eingliederungszuschuss

- Einstiegsgeld

- Berufliche Anpassungsqualifizierungen
- Reha-Malinahmen

- Eignungsdiagnostik

Notwendige, aber nicht finanzierbare Malinahmen

- Niederschwellige tagesstrukturierende MaRnahmen altersoffen fur Langzeit-
leistungsbezieher.

- Zurverfugungstellung eines deutlich htheren Angebots von Arbeitsgelegen-
heiten als wesentliches Angebot eines Sozialen, bzw. inklusiven Arbeits-
marktes.
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Angebote flr besondere Zielgruppen

Zielgruppe
Alle Neukunden und Kunden mit Integrationspotential geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MaRnahmen Platze |Aktivierung |Integration
Steigerung der Anzahl und der Nachhaltigkeit der V\{erkakademlg. . S nach
. - ) Eingangsgesprache mit Profiling fur 500
Integrationen in Erwerbsarbeit Bedarf
Neukunden
. Bewerbungszentrum nach .
Ziele 2015 Unterstitzung im Bewerbungsprozef3 Bedarf 1500 siehe oben
- Neukunden mit Arbeitsmarktpotential unmittelbar Projekt Arbeltssuc','he (PAS?
: S : Bewerbungsunterstiitzung bei der .
nach einem Profiling in den Vermittlungsprozess . L 24 200 siehe oben
N Arbeitssuche als 6-wdchige
fuhren u
PrasenzmafRnahme
- 1000 Integrationen im Jahr 2015 Berufliche
- davon 100 Integrationen in Ausbildung Anpassungsqualifizierungen diverse
- Einbindung des Fallmanagements zur Steigerung |individuelle Qualifizierungsangebote (z.B. | nach | siehe unten | .
der Integrationen Fachkraft fur Sicherheit, Altenpflegehelfer, |gedarf| Alle Kunden siehe oben
Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeforderung,
etc.) Externe Trager
Bestandskunden Personalvermittiung 157
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 228 T EUR (Eingliederungtitel=EGT) 1700 657
+215 T EUR (Verwaltungstitel=VWT)

* die geplanten Aktivierungen und Integrationen basieren auf Schéatzwerten der Ergebnisse aus 2013 und dem Stand der Ergebnisse zum 30.09.2014.
Zielgruppe

Jugendliche und junge Erwachsene (u25) geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MaRnahmen Platze | Aktivierung | Integration
Jugend in Ausbildung
Vermittlung in Ausblldupg aus 60-80 100
. . . Abgangsklassen der Mittelschulen und
Verstetigung und Weiterentwicklung der .
Forderangebote fur junge Menschen (u25) Altbewerber // GGFA Verbundprojekt
Jugendwerkstatt Eltersdorf
gefdrderte Ausbildung Holzfachwerker 4 2 2
Externer Trager
Ausbildung zur Fachkraft
Ziele 2015 fur Kiichen-, Mébel- und Umzugshelfer im 1pro 3 2
Sozialkaufhaus Jahr
- Keiner darf verloren gehen CLEO
- Vermittlung aller ausbildungfahigen Jugendlichen |MaZnahme fir psychisch belastete 15 19 5
in Ausbildung Jugendliche
- Ausbildungmdglichkeiten fur besonders be- Last Minute
nachteiligte Jugendliche verstetigen und Nachvermittlung in Ausbildung der
ausbauen; Durchschnittlich sechs bis acht Schulabgénger im SGB II-Rechtskreis (nur| 15 15 5
geforderte Ausbildungsplatze (BaE)/Jahr werden [August/September)
eingerichtet
- Erhalt, Verstetigung und Ausbau sinnvoll Hauptschulabschluf
aufeinander abgestimmter Forderangebote fir Betreuung und Unterricht zum Nacholen
. . . N 15 35 0
besonders benachteligte Jugendliche im der externen Prifung
Ubergang Schule - Beruf
- Weiterentwicklung der Kooperation mit der Jugend Starken im Quartier
Jugendhilfe und der Stabsstelle Strategisches Kooperation mit Jugendhilfe zur 100 134 25
Ubergangsmanagement zur Angebotsentwicklung |rechtskreisunabhéngigen Férderung
im Sinne der Jugendberufsagentur benachteiligter Jugendlicher
. Berufsvorbereitungsklasse
- Fortfuihrung des Angebotes zum Nachholen des Verbundprojekt mit Jugendhilfe und 20 20-40 15
Hauptschulabschlusses
Berufsschule
- Einwerben von Férdermitteln tber Transit
Arbeitsmarktfonds, ESF Bayern und berufsvorbereitende MaRnahme 20 60 20
Bundesprogramme
Einstiegsqualifizierung (EQ)
Praktikum im Ausbildungsbetrieb 4 8 4
Externe Betriebe
ausbildungsbegleitende Hilfen (abH)
.. 4 4 0
Externe Trager
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 227 T EUR (EGT) + 118 T EUR (kommunale Mittel) +
163 T EUR (BMFSF/JA) + 32 T EUR (Eigenmittel) + 45 T EUR (VWT) AL L
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Zielaruppe
Alleinerziehende und Bedarfsgemeinschaften geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MaRnahmen Platze [ Aktivierung | Integration
Kajak Erlangen
Coaching fur Alleinerziehende 40 50 6
Steigerung der Integration und Senkung des |Bedarfsgemeinschaftscoaching
Bestands von Langzeitleistungsbeziehenden |Coaching fir Bedarfsgemeinschaften zur
. N 40 75 14
Verbesserung der Arbeitsmarktnahe und
Beschéaftigungsaufnahme
Ziele 2015
- Nachhaltige Férderung Alleinerziehender.
Verbesserung der Teilhabemdglichkeit durch
Forderung der lebens- und berufspraktischen
Kompetenzen mit dem Ziel nachhaltig und stabil
einer Beschéftigung nachgehen zu kénnen.
Entwicklung arbeitsmarktrelevanter Flexibilitat.
(Kajak)
- Erhéhung von Integrationsmaglichkeiten in der
Forderung Langzeitarbeitsloser durch Fallarbeit mit
der gesamten Familie. (Bedarfsgemeinschaft)
- Fortsetzung der beiden Angebote nach dem
31.03.2015 durch Beteiligung am ESF Bayern
2014-2020
oraussichtlicher Mitteleinsatz: 67,5 T EUR (Europaischer Sozialfond = ESF) + 143 T EUR (VWT 125 20
Zielaruppe
Menschen mit Behinderung oder psychischer Beeintrachtigung geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MafRnahmen Platze [ Aktivierung | Integration
JobAccess (Access)
Angebot fur behinderte max
Langzeitarbeitslose zur Forderung der 20 ' 6 2
beruflichen Integration (bis 31.03.2015)
Verstetigung und Weiterentwicklung Externer Trager
zielgruppengenauer Angebote zur Jobclearing (Access)
Verbesserung der Integrationsfahigkeit 4-monatige Statusiberprifung und
Perspektivenentwicklung fir den 18 18 0
Arbeitsmarkt / Einzelfallberatung und
Coaching (2-3 Durchlaufe)
Externer Trager
In Planung: Inklusionsantrag Erlangen
Ziele 2015 (Laufzeit 01.03.2015 - 31.03.2018)
Externe Trager
- Aktivierung von 50 psychisch Beeintrachtigten,
Behinderten oder von Behinderung bedrohten
Menschen bei Mal3nahmetragern mit
Zielgruppenaffinitat
- Ubergang von 20 SGB II-Kunden mit fraglicher
Erwerbsfahigkeit in adaquate Hilfesysteme —
Sozialgeld SGB 11, SGB XII
- Fachliche Ziele: Strategieentwicklung zur
Integration (z.B. fur Kunden mit GdB), Erlernen
einer arbeitsmarkttauglichen Tagesstruktur,
Berufswegeplanung, berufliche Neuorientierung,
krankheitsangepasste berufliche Perspektiven
entwickeln
- Beteiligung am Programm der Bundesregierung
zur Intensivierten Eingliederung und Beratung von
schwerbehinderten Menschen (Inklusionsantrag
Erlangen)
- Sicherung der bestehenden Angebote
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 35 T EUR (EGT) + 1,6 Mio Inklusion fir die gesamte Region 24 2
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Zielgruppe
Altere / ab 50-jahrige geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MaRnahmen [Platze [ Aktivierung [Integration
Fortschreibung der Integrationen von 133 und [MaBnahmen fiir arbeitsmarktnahe Kunden
damit zur Senkung des Bestandes an Bewerbungszentrum 50plus — nach
Langzeitarbeitslosen beitragen Vermittiungsunterstiitzung Bedarf 350 0
arbeitsmarktnaher Kunden
Mini-/Midijob
Ziele 2015 Coaching zur Ve_rmi_ttlungsur?.terstijtzung 15 30 6
von Personen mit eingeschrankter
Leistungsféhigkeit
- Integrationen in sozialversicherungspflichtige Zielgruppenspezifische nach
Arbeitsverhaltnisse / Zielvereinbarung BMAS: 133 . . 120
) Arbeitsvermittiung Bedarf
Integrationen
MaRnahmen zur Unterstiitzung der
Arbeitsaufnahme -
Eingliederungszuschuss, nach | siehe unter siehe oben
Vermittlungsbudget, Einstiegsgeld, Bedarf| Alle Kunden
Kurzqualifizierung
Externe Trager
MaRnahmen fir arbeitsmarktferne Kunden
- Aktivierungen von arbeitsmarktfernen Kunden Jobcafe
durch modulare Aktivierungsangebote / offenes Angebot fir Gesundheit, nach
Zielvereinbarung BMAS: 160 Kunden werden mit  |Ehrenamt und Jobrecherche Bedarf 160 3
mindestens 25 Stunden pro Jahr und pro Kunde
aktiviert
Aktivwochen
Gruppenangebot zur Entwicklung 120 120 0
eigenstéandiger Teilhabe
- Vorbereitung der Uberfilhrung der 50plus- AGH Fund- und Bahnhofsfahrrader
Ansétze in das Regelgeschaft ab 2016 und das Besetzung durch 50plus inkl BSD 7 17 2
neue ESF-Programm fiir Langzeitarbeitslose
AGH extern - Besetzung durch 50plus 3 6 1
Einzelcoaching (Sozialscout) nach
bedarfsorientierte individuelle Begleitung |Bedarf 40 2
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 860 T EUR (Sonderprogramm Perspektive 50 plus) 723 134
Zielaruppe
Migrantinnen und Migranten geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MaRnahmen Platze [ Aktivierung | Integration
Sonderprojekt Migrajob
Beratung zur Anerkennung auslandischer 75
Sicherung der Aktivierung und Eingliederung |Berufsabschliisse
von Migrantinnen und Migranten Integrationskurse und
nach
berufsbezogene Sprachkurse 92
« Bedarf
Externe Trager
generelle Inklusionsstrategie:
Ziele 2015 aII_e angebotgpen MaRnahmen sind fur
Migranten gedffnet
Intern wie Externe Trager
- Erhéhung der Integrationen durch Anerkennung
auslandischer Berufsabschlisse
- Fortfihrung der Strategie den Anteil von
Migranten in allen MaRnahmeangeboten zu
stabilisieren bzw. zu erhéhen und individuelle
Unterstiitzungs-leistungen anzubieten
- Unterstiitzung des Besuchs von
berufsbezogenen Sprachkursen
- Akquirierung von Bundesmitteln zur Fortsetzung
der Beratungstatigkeit im bisherigen Umfang
- Kooperation und Zusammenarbeit mit den
mal3geblichen Akteuren der Migrationssozialarbeit
und Migrantenselbstorganisationen vertiefen
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 35 T EUR (Bundesprogr. IQ-Netzwerk) + 8 T EUR (Eigenmittel) 92
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Zielgruppe
arbeitsmarktferne Langzeitleistungsbeziehende geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MafRnahmen Platze [ Aktivierung | Integration
Verstetigung und geringer Ausbau der Anzahl |AGH Fund- und Bahnhofsfahrrader 9 23 3
der Arbeitsgelegenheiten (AGH) AGH Sozialkaufhaus 5-6 23 4
AGH Externe Einsatzstellen
Ziele 2015 (bei zwei Platzen mit Betreuung vor Ort 18 20 2
geplant)
- Hinfuhrung an den Arbeitsmarkt, Erkennen von Betrieblicher SOZIaIdI?nSt (BSP) ) .
N ap s . Betreuung der AGH- Teilnehmer in den 15 siehe oben 0
Fertigkeiten und Fahigkeiten, Inklusion . .
Einsatzstellen intern
- Ausbau des Platzangebotes bei externen
Tragern besonders fir Frauen im
Langzeitleistungsbezug
- Beteiligung am neuen ESF-Bundesprogramm fiir
arbeitsmarktferne langzeitarbeitslose
Leistungsberechtigte im SGB |1
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 191 T EUR (EGT) 66 9
Zielgruppenubergreifende Angebote nach individueller Bedarfslage
Zielgruppe
Alle Kunden geplant*
Arbeitsmarktpolitischer Schwerpunkt MaRnahmen (nur Externe Trager) Platze [ Aktivierung | Integration
Vermittlungsbudget nach §44
Leistungen zur Anbahnung oder Aufnahme
einer sozialversicherungspflichtigen KA. moglich 0
Steigerung der Anzahl und der Nachhaltigkeit |Beschéftigung (z.B. Bewerbungskosten, o
der Vermittlungen in Erwerbsarbeit Fahrtkosten,...) c
Q
Eingliederungszuschuss g 1
Lohnkostenzuschuss fiir Arbeitgeber c
Einstiegsgeld 2
Ziele 2015 Zuschuss fur Leistungsberechtigte bei § 23
Arbeitsaufnahme oder Selbststandigkeit o
Berufliche §
- Kundengerechter und wirtschaftlicher Einsatz der A.npass.u n.g.squa||f|2|erungen 2
. diverse individuelle S
Instrumente Vermittlungsbudget, e ot
- e Qualifizierungsangebote (z.B. & 178 0
Eingliederungszuschuss, Einstiegsgeld und P . S
Berufliche Anpassungsqualifizierungen Sprachkurse, Fachkraft fir Sicherheit, 8
Altenpflegehelfer, Fahrerlaubnis zur -
Fahrgastbeférderung, etc.) g
Reha-MaBnahmen <
individuelles Angebot fir Reha-Kunden in 6 5
Einzelfallférderung
Eignungsdiagnostik 0
Uberprufung der Arbeitsfahigkeit
Existenzgrindungsberatung 40 4
Voraussichtlicher Mitteleinsatz: 322 T EUR (Eingliederungtitel) 224 42%*

* die geplanten Aktivierungen und Integrationen basieren auf Schatzwerten der Ergebnisse aus 2013 und dem Stand der Ergebnisse zum 30.09.2014.
** diese Integrationen sind bereits in den Neukunden der Werkakadmie und den Bestandskunden der Arbeitsvermitllung enthalten

Gesamtzahlen der Integrationen und Aktivierungen im Vergleich

Aktivierung Integration
Gesamtzahl der Integrationen in 2015 (geplant) 3744 1000
im Vergleich in 2014 (Stand 31.08.2014) 3464 684
in 2013 3164 1044
in 2012 2663 1008

Steigerungen der Aktivierungen durch Werkakademie und Bewerbungszentrum
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V. Schlussbetrachtungen

Auch fir das Jahr 2015 kann ein noch viele Zielgruppen erreichendes Arbeits-
marktprogramm aufgelegt werden. Die finanziellen Einschnitte bei den Bundesmit-
teln lassen jedoch komplexe und kostenintensive Maf3nahmen im weiteren Umfang
nicht mehr zu.

Ein wichtiger Hebel fur eine bessere finanzielle Ausstattung wéare die Benachteili-
gung aufzuheben, die durch den Verteilalgorithmus der Eingliederungsmittel (regio-
naler Problemdruckindikator) zu Lasten der Bundeslander mit geringen SGB Il Zah-
len entsteht.

Die von der Bundesministerin Frau Andrea Nahles beim Tag der Jobcenter am
16.09.2014 in Berlin angekundigte Initiative zur Inklusion von sehr marktfernen
arbeitsfahigen SGB Il Beziehern wird mit gro3en Erwartungen begleitet. Diese be-
sondere Zielgruppe macht in Erlangen einen grof3en Anteil bei den SGB Il Empfan-
ger aus. Ein inklusiver Arbeitsmarkt muss mit zusatzlichen Mitteln und einer SGB I
Gesetzesreform ausgestattet werden, wenn dieser ein tragfahiges Instrument wer-
den soll.

Pravention zur Vermeidung des SGB Il Bezugs ist ein wesentlicher Programm-
punkt. Dazu gehdren die Bildungs- und Teilhabeaktivitaten der Sozialhilfeverwal-
tung, wie die trageriibergreifenden Aktivitaten der GGFA im Ubergang Schule Be-
ruf. Dies in Zusammenarbeit mit dem Jugendamt, JAZ ev., dem strategischen
Ubergangsmanagement, den Mittelschulen, der Berufsschule und der Agentur fiir
Arbeit. Auch wenn die im Koalitionsvertrag vorgesehene Jugendberufsagentur in
Erlangen sich nicht raumlich an einer Stelle befindet, werden die bereits vorhande-
nen und fur 2015 vorgesehenen Jobcenter und GGFA Aktivitdten wesentliche An-
gebote einer Jugendberufsagentur darstellen.

Das Problem der Langzeitarbeitslosigkeit kann nur durch vernetztes lokales Han-
deln in der Stadt und in der unmittelbaren Metropolregion bewaltigt werden:

e Der Arbeitskreis mit Akteuren aus Stadt und Landkreis, entstanden zur Er-
stellung eines Projektantrags fur ein Inklusionsprojekt, hat den Anspruch
langfristig an dem gemeinsamen Ziel zu arbeiten, rechtskreistiberbegrei-
fend Menschen mit Behinderung in den Arbeitsmarkt zu fuhren.

e Wenn die sehr notwendige und wiinschenswerte Initiative fir einen inklusi-
ven sozialen Arbeitsmarkt kommen sollte, wird die Umsetzung nur unter
Einbindung aller kommunalen Partner und karitativen Einrichtungen maog-
lich sein.

e Der Runde Tisch zur nachhaltigen Reduzierung der Langzeitarbeitslosig-
keit im Arbeitsagenturbezirk Furth wird eine gute Plattform darstellen, in ei-
nem vernetzten Kontext aktiv zu werden und gemeinsame Programme zu
finden. Das kommende ESF Bundesprogramm flir Langzeitarbeitslose, das
mit Betriebsakquisiteuren und Coaches auf die direkte Integration in den
Arbeitsmarkt zielt, hat das Potential einen Teil unserer 50plus Integrations-
kompetenz in die ndchsten Jahre zu fuhren.

e Fir 2016 ff ist vorgesehen, die Angebote des 50plus Projektes fiir die Ziel-
gruppe der Langzeitarbeitslosen altersoffen zu 6ffnen. Die neuen Raume in
der Alfred Wegenerstral3e konzentrieren die Beratungs- und Vermittler BU-
ros auf einem Flur, mit Jobcafe und kleinem Werkstattbereich und sind
hervorragend fir diese Aufgabenstellung geeignet.
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sorenimcen GGFA,

Verzeichnis von SGB Il - Abktrzungen

abH
AGH
AMF
AVGS
AZ
BAE
BgA
BG-Coaching
BMAS
BSD
BWz
CLEO
EGT
EGZ
eLB
EQ
ESF
FBW
FK
FM
GdB
Guv
HFPA
Kdu
KFA
LfU
MA
MAE
MB
Migrajob

pPAP
PAS
PAV
Sz
SKH
STMAS
TN
TZ
u25
VWT
VZA

ausbildungsbegleitende Hilfen
Arbeitsgelegenheiten

Arbeitsmarktfonds

Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein
Arbeitszeit

Berufsausbildung in auf3erbetrieblichen Einrichtungen
Betrieb der gewerblichen Art

Coaching von Bedarfsgemeinschaften
Bundesministerium Arbeit und Soziales
Betrieblicher Sozialdienst
Bewerbungszentrum

Coaching fur lernen, erleben, organisieren
Eingliederungstitel
Eingliederungszuschuss

Erwerbsfahige Leistungsberechtigte
Einstiegsqualifizierung

Europdischer Sozialfonds

Forderung der beruflichen Weiterbildung
Fahrtkosten

Fallmanagement

Grad der Behinderung

Gewinn- und Verlustrechnung

Haupt-, Finanz- und Personalausschuss
Kosten der Unterkunft

Kommunaler Finanzierungsanteil
Leistung flr Unterkunft

Mitarbeiter
Mehraufwandsentschadigung
Mittagsbetreuung

Beratung von Migrant/innen bei der Anerkennung
auslandischer Abschlusse

Personlicher Ansprechpartner

Projekt Arbeitssuche

Personal- und Arbeitsvermittlung
Selbstinformationszentrum
Sozialkaufhaus

Bay. Staatsministerium fur Arbeit und Sozialordnung
Teilnehmer/in

Beschéaftigung in Teilzeit

unter 25-Jahrige

Verwaltungstitel

Vollzeitaquivalent

Bo/205

Arbeitsmarktprogramm 2015




O 14.1

Sitzungsvorlage Mittelbereitstellung

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
Vi/24 Amt fir Gebaudemanagement 242/037/2014

Mittelbereitstellung zugunsten Amt 52 fur IP-Nr. 424F.400 Neubau Burger-,
Begegnungs- und Gesundheitszentrum (BBGZ)

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung

Sportausschuss 04.11.2014 O Gutachten einstimmig angenommen
Bauausschuss / Werkausschuss fur
den Entwéasserungsbetrieb

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

18.11.2014 O Gutachten

19.11.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
20, 52
Die Zustimmung zur Mittelbereitstellung wird erteilt!
gez. I.V. Knitl 30.10.2014

Unterschrift Referat Il

. Antrag

Die Verwaltung beantragt nachfolgende tberplanmé&Rige Bereitstellung von Mitteln:

Erhéhung der Auszahlungen um

IP-Nr. 424F.400 Kostenstelle 520090 Produkt 4241 150.000 € fur

Neubau Burger-, Begeg- Allgemeine Kostenstelle Leistungen flr sonstige Sachkonto 035202

nungs- und Gesundheits- | Amt 52 Sporteinrichtungen Zugange Gebaude, Aufb.

zentrum (BBGZ) u. Betriebsvor. v. Sport-
u. FZA

Die Deckung erfolgt durch Einsparung

IP-Nr. 366C.404 Kostenstelle 240090 in Hohe von 150.000 € bei
Generalsanierung Fran- Allgemeine Kostenstelle Produkt 3662 Sachkonto 032202
kenhof, 1.BA mit Sing- Amt 24 Leistungen fur Jugendein- | Zug. Gebaude, Aufb. u.
und Musikschule richtungen Betriebsvor. v. soz. Ein-

richtg.

. Begrindung

1. Ressourcen

Die in 2014 bendttigten Kassenmittel bei der MalRnahme Neubau Birger-, Begegnungs- und Ge-

sundheitszentrum (BBGZ) Ubersteigen den diesjahrigen Haushaltsansatz. Zur Begleichung der

Forderungen/Preisgelder aus dem Realisierungswettbewerb und den Planungsleistungen des Ar-
chitekten ist daher eine zuséatzliche Mittelbereitstellung in 2014 mit Ansatzkorrektur in 2015 in H6-

he von 150.000 EUR notwendig.

Die vorgesehene Deckung zur Vorfinanzierung stammt aus der Mafnahme IP-Nr. 366C.404 Gene-
ralsanierung Frankenhof, 1. BA mit Sing- und Musikschule. Hier werden die vorhandenen Mittel fur
2014 aufgrund der verschobenen Wettbewerbsauslobung in diesem Jahr nicht vollstandig abflie-

Ben und erst in 2015 bendtigt.
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Zur Durchfuhrung des Leistungsangebots/der Ma3nahme sind nachfolgende Investitions-, Sach-
und/oder Personalmittel notwendig:

Fur den Verwendungszweck stehen im Sachkostenbudget (Ansatz) zur Verfi- €
gung

Im Investitionsbereich stehen dem Fachbereich zur Verfligung (Ansatz) 300.000,00 €
Es stehen Haushaltsreste zur Verfigung in Hohe von 195.751,06 €
Bisherige Mittelbereitstellungen fir den gleichen Zweck sind bereits erfolgt in - €
Hohe von

Summe der bereits vorhandenen Mittel 495.751,06 €
Gesamt-Ausgabebedarf (inkl. beantragter Mittelbereitstellung - zuséatzlicher 645.751,06 €

Bedarf fur Auftrage, die 2014 kassenwirksam werden)

Die Mittel werden benétigt [ auf Dauer
X] einmalig fiir das Haushaltsjahr 2014

Nachrichtlich:

Verfligbare Mittel im Budget zum Zeitpunkt der Antragstellung €
[] Das Sachkonto ist nicht dem Sachkostenbudget zugeordnet.

Verflugbare Mittel im Deckungskreis €
X Die IP-Nummer ist keinem Budget bzw. Deckungskreis zugeordnet.

2. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Temporare Mittelumschichtung von IP-Nr. 366C.404 Generalsanierung Frankenhof, 1. BA mit
Sing- und Musikschule zugunsten IP-Nr. 424F.400 Neubau Blrger-, Begegnungs- und Gesund-
heitszentrum (BBGZ) in Hohe von 150.000 EUR.

3. Programme/Produkte/Leistungen/Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

4. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme/Leistungsangebote erbracht werden?)

Mittelbereitstellung fur 1B-Nr.424F.400
Neubau Burger-, Begegnungs- und Gesundheits-zentrum (BBGZ):

Die fur 2014 zur Verfiigung stehenden Haushaltsmittel reichen zur Begleichung der Forderungen
aus dem Architektenwettbewerb und der Bearbeitung der Objektplanung bis zur Leistungsphase 2
nicht aus.

Begriundung: Zur Bearbeitung der Antragstellung im Stadtebauférderprogramm ,Soziale Stadt"
erfolgte umgehend nach Beschluss des Wettbewerbs und anschlieendem VOF-Verfahren die
Beauftragung der Vorplanung beim Architekten. Aufgrund dieser kurzfristigen Bearbeitung werden
nun Mittel bereits im laufenden Jahr benétigt, die bei der Aufstellung des Haushaltsplans erst in
2015 vorgesehen waren und dort auch aufgefiihrt sind.

Deckung aus IP-Nr. 366C.404
Generalsanierung Frankenhof, 1. BA mit Sing- und Musikschule 217E.401:

Die Wettbewerbsauslobung hat sich ins Jahr 2015 verschoben, der Mittelbedarf verlauft entspre-
chend. Die nun im laufenden Jahr vorhandenen Mittel werden daher nicht vollstdndig ausgegeben
und kénnen als Zwischenfinanzierung zur Verfligung gestellt werden. Um dann jedoch den Wett-
bewerb und auch den entsprechenden Mittelabfluss in 2015 nicht zu behindern, missen die Mittel
im n&chsten Jahr der MalRnahme Frankenhof wieder zur Verfigung gestellt werden.
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Anlagen:

Abstimmung

Beratung im Gremium: Sportausschuss am 04.11.2014

Ergebnis/Beschluss:

Die Verwaltung beantragt nachfolgende tUberplanméRige Bereitstellung von Mitteln:

Erhéhung der Auszahlungen um

IP-Nr. 424F.400
Neubau Burger-, Begeg-
nungs- und Gesundheits-
zentrum (BBGZ)

Kostenstelle 520090
Allgemeine Kostenstelle
Amt 52

Produkt 4241
Leistungen fir sonstige
Sporteinrichtungen

150.000 € fur
Sachkonto 035202
Zugange Gebaude, Aufb.
u. Betriebsvor. v. Sport-
u. FZA

Die Deckung erfolgt durch Einsparung

IP-Nr. 366C.404
Generalsanierung Fran-
kenhof, 1.BA mit Sing-
und Musikschule

Kostenstelle 240090
Allgemeine Kostenstelle
Amt 24

in H6he von

Produkt 3662

Leistungen flr Jugendein-
richtungen

150.000 € bei
Sachkonto 032202
Zug. Gebaude, Aufb. u.
Betriebsvor. v. soz. Ein-
richtg.

mit 11 gegen 0 Stimmen

gez. Lender-Cassens
Vorsitzende

gez. Klement
Berichterstatter

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 14.2

Geschéftszeichen:
VI/61

Sitzungsvorlage Mittelbereitstellung

Verantwortliche/r:

Amt f. Stadtentwicklung u. Stadtplanung

Beschaffung eines terrestrischen 3D-Laserscan-Systems

Beratungsfolge

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus-

Termin

schuss / Werkausschuss EB77

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

schuss

Beteiligte Dienststellen

20

11.11.2014 O Gutachten

O/N Vorlagenart

19.11.2014 O Beschluss

Die Zustimmung zur Mittelbereitstellung wird erteilt!

Antrag

Vorlagennummer:
612/003/2014

Abstimmung

einstimmig angenommen

gez. Beugel 3.11.2014.

Unterschrift Referat |1

Die Verwaltung beantragt nachfolgende Uber-/auRerplanmafige Bereitstellung von Mitteln:
Erhohung der Aufwendungen/Auszahlungen um

IP-Nr. 511.K359
Fahrzeuge und Geréte
(Vermessung)

Kostenstelle 610090
Allgem. KST Amt 61 (Amt
f. Stadtentwicklung u. -
planung)

Produkt 51100061

Amt 61: Leistungen fir
Raumordnung und Landes-
planung/Stadtplanung

70.000 € far

Sachkonto 072002
Zugénge Technische
Anlagen

Die Deckung erfolgt durch Einsparung/Mehreinnrahme

35.000 € bei
Kostenstelle 613090 Produkt 57110061 Sachkonto 531301
Allgem.KST Abt. Ver- Amt 61: Leistungen fiir Wirt- | Zuschiisse an Zweckver-
kehrsplanung schaftsférderung bande (Ifd. Zwecke)
35.000 € bei
Produkt 51100061

Kostenstelle 613090
Allgem.KST Abt. Ver-
kehrsplanung

Amt 61: Leistungen fur
Raumordnung und Landes-
planung/Stadtplanung

Sachkonto 543222
Aufwendungen fur sonsti-
ge Beratungsleistungen

. Begrindung

1. Ressourcen

Zur Durchfuhrung des Leistungsangebots/der MalBRnahme sind nachfolgende Investitions-, Sach-
und/oder Personalmittel notwendig:

Fur den Verwendungszweck stehen im Sachkostenbudget (Ansatz) zur Verfi-

gung

Im Investitionsbereich stehen dem Fachbereich zur Verfligung (Ansatz)

Es stehen Haushaltsreste zur Verfligung in H6he von

Bisherige Mittelbereitstellungen fir den gleichen Zweck sind bereits erfolgt in

Hohe von
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Summe der bereits vorhandenen Mittel 1.500 €
Gesamt-Ausgabebedarf (inkl. beantragter Mittelbereitstellung) 71.500 €

Die Mittel werden benétigt [ auf Dauer
X] einmalig (Vergabe noch 2014; Leistungserbringung
vorrausichtlich 2015 -> Haushaltsrest erforderlich)

Nachrichtlich:

Verfugbare Mittel im Budget zum Zeitpunkt der Antragstellung €
[] Das Sachkonto ist nicht dem Sachkostenbudget zugeordnet.

Verfugbare Mittel im Deckungskreis €
[ ] Die IP-Nummer ist keinem Budget bzw. Deckungskreis zugeordnet.

2. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Anlass fir die Beschaffung ist die vorgesehene Dokumentation und Neuvermessung der Erlanger
Kelleranlagen am Burgberg (16 Keller mit ca. 21 km Lange) in Zusammenarbeit mit dem Bayeri-
schen Landesamt flr Denkmalpflege.

Die Aufgaben der Vermessung in der Abteilung 612 sind breit gestreut und vielfaltig. Sie umfassen
Bestandsaufnahmen in Lage und Hohe fir Planungszwecke und Bestandserfassung (Gebaude,
Stralen, Wohngebiete), Absteckungen (Stralenachsen, Kanale), Aufnahme von Kanalschachten
zum Aufbau des Kanalkatasters, jahrliche Messungen zur Setzungs- bzw. Massenermittlung zwei-
er Mulldeponien, Einschneiden von Schnurgeristen, (Fein-) Nivellements, Aufbau und Pflege ei-
nes eigenen Lage- und Hohenfestpunktnetzes, Erstellung von Bestandsplanen, etc..

Zur Erfullung dieser Aufgaben werden bisher eine Tachymeter-Totalstation Trimble S6 (Baujahr
2008) mit Robotik-Ausstattung, ein GNSS-System Trimble R8 (Baujahr 2008) sowie ein Digitalni-
vellier Trimble DiNi 12 eingesetzt.

Zur Ergénzung, Erweiterung und Kombination des Gerate- und Dienstleistungsspektrums soll ein
terrestrisches 3D-Laserscan-System (TLS-System) angeschafft werden.

3. Programme/Produkte/Leistungen/Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Zur detaillierten Vermessung und Dokumentation der Kelleranlage am Burgberg ist ein leistungs-
fahiges terrestrisches 3D-Laserscan-System sowie erforderliches Zubehér und Auswerte- und Be-
arbeitungssoftware erforderlich.

Weitere Anwendungsfelder des 3D-Laserscan-Systems wurden bei diversen stadtischen Dienst-
stellen und Eigenbetrieben abgefragt. Diese sind u.a. Innenaufnahmen von Gebauden, Raumen
und Bauwerken, Fassadendokumentation und die Erfassung von StralBenrdumen. Als Ergebnisse
werden Schnitte und Profile, Flachen- und Volumenermittlungen sowie die Ableitung von 3D-
Modellen erwartet, in die wiederum Planungen eingearbeitet und plastisch dargestellt werden kén-
nen. Auch im Hinblick auf die Planung der StUB ergeben sich somit umfangreiche Anwendungs-
felder.

4. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme/Leistungsangebote erbracht werden?)

Die externe Vergabe der Vermessung und Dokumentation der Kelleranlage am Burgberg wirde
die Anschaffungskosten des Systems Ubersteigen. Der wirtschaftliche Einsatz des 3D-Laserscan-
Systems ist zudem durch die o0.g. vielfaltigen Einsatzmdglichkeiten gegeben. Einnahmesteigerun-
gen bei Auftragserteilung von den Eigenbetrieben und auch von externen Auftraggebern sind zu
erwarten. Personelle Ressourcen, das erforderliche vermessungstechnische Knowhow und grund-
satzliche Kenntnisse zur Anwendung der Auswertesoftware sind im Sachgebiet 612.1 vorhanden;
das System kann daher nach kurzer Einweisung und Schulung voll eingesetzt werden.
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Anlagen:

lll. Abstimmung

Beratung im Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 am

11.11.2014

Ergebnis/Beschluss:

Die Verwaltung beantragt nachfolgende uber-/auf2erplanmaiige Bereitstellung von Mitteln:
Erhohung der Aufwendungen/Auszahlungen um

IP-Nr. 511.K359
Fahrzeuge und Geréte
(Vermessung)

Kostenstelle 610090
Allgem. KST Amt 61 (Amt
f. Stadtentwicklung u. -
planung)

Produkt 51100061

Amt 61: Leistungen fir
Raumordnung und Landes-
planung/Stadtplanung

70.000 € fur

Sachkonto 072002
Zugange Technische
Anlagen

Die Deckung erfolgt durch Einsparung/Mehreinnrahme

35.000 € bei
Kostenstelle 613090 Produkt 57110061 Sachkonto 531301
Allgem.KST Abt. Ver- Amt 61: Leistungen fiir Wirt- | Zuschiisse an Zweckver-
kehrsplanung schaftsférderung bande (Ifd. Zwecke)
35.000 € bei
Produkt 51100061

Kostenstelle 613090
Allgem.KST Abt. Ver-
kehrsplanung

Amt 61: Leistungen fur
Raumordnung und Landes-
planung/Stadtplanung

Sachkonto 543222
Aufwendungen fur sonsti-
ge Beratungsleistungen

mit 14 gegen 0 Stimmen

gez. Dr. Janik
Vorsitzende/r

gez. Weber
Berichterstatter/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 14.3

Sitzungsvorlage Mittelbereitstellung

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/50/VOA T. 2249 Amt fur Soziales, Arbeit und Wohnen 50/023/2014

Mittelbereitstellung zur Vermeidung eines absehbaren, gré3eren Defizits im
Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
Sozialbeirat 11.11.2014 O Gutachten einstimmig angenommen
Sozial- und Gesundheitsausschuss 11.11.2014 O Gutachten einstimmig angenommen
Haupt-, Finanz- und Personalaus- 1911.2014 O Gutachten

schuss

Stadtrat 27.11.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

Die Zustimmung zur Mittelbereitstellung wird erteilt!
gez. Beugel 10.11.2014.

Unterschrift Referat Il

Sollte sich im Zuge der Budgetabrechnung erweisen, dass die Mittelbereitstellung nicht in voller
Hohe erforderlich gewesen ware, werden die Ubersteigenden Mittel eingezogen.

I. Antrag
Zur Vermeidung eines absehbaren, groReren Defizits im Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes
— bedingt durch von Anfang an zu knapp kalkulierte Haushaltsansatze bei weitestgehend gesetz-
lich verbindlich geregelten Leistungspflichten — beantragt die Verwaltung eine Gberplanmafige
Bereitstellung in Hohe von 2 Millionen Euro fir das Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes.

Erhéhung der Aufwendungen um

Sachmittelbudget | Kostenstelle 500090 Produkt 31190050 2.000.000 €
Amt 50 Allgemeine Kostenstelle Amt 50: Leistungen fir die
Amt 50 Verwaltung der Sozialhilfe | sachkonto 533961
(Grundsicherung) Weitere soziale Leis-
tungen

Die Deckung erfolgt durch Mehreinnahmen bei

in Hohe von 2.000.000 €
Gewerbesteuer Kostenstelle 202090 Produkt 61110020 Sachkonto 401301
Allgem. KST Abt. Gemein- | Amt 20: Steuern, allgem. | Gewerbesteuer
desteuern Zuweisungen, Umlagen

II. Begrindung
Wie in einer Vorlage fur den SGA am 04.06.2014 ausfuhrlich erlautert bestehen die Ausgaben aus
dem Sachmittelbudget des Sozialamtes (Gesamtausgabevolumen in 2014: ca. 42,68 Millionen
Euro) zu ca. 97 % aus gesetzlichen Pflichtleistungen. Ein grof3er Teil dieser Ausgaben (mehr als
70 % wird der Stadt vom Bund, vom Land oder vom Uberértlichen Sozialhilfetrager wieder ganz
oder teilweise erstattet (Gesamteinnahmevolumen 2014: ca. 32,73 Millionen Euro). Angesichts
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dieser weitgehend verbindlichen Ausgaben- und Einnahmenstrukturen und angesichts der schon
damals erwartbaren Fallzahlensteigerungen waren die Haushaltsansatze 2014 fur das Sozial-
amtsbudget nach Auffassung des Fachamtes von Anfang an zu knapp bemessen. Von Seiten der
Kammerei wurde deshalb bereits in der Aufstellungsphase fiir den Haushalt 2014 die Prifung ei-
ner ergdnzenden Mittelbereitstellung fir das Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes angeregt,
falls die tatsachliche Entwicklung gegen Ende des Jahres 2014 diese Vermutung der insgesamt
unzureichenden Mittelausstattung bestétigen sollte.

Eine Durchsicht des Sachmittelbudgets zum Stand 04.11.2014 bestétigt tatsachlich diese Vermu-
tung der von Anfang an unzureichenden Mittelausstattung. Dabei ist — beschréankt allein auf grofe-
re Posten — im Detail auf folgende Entwicklungen, bzw. auf folgende sich erkennbar abzeichnende
Lucken hinzuweisen:

e Im Bereich der Sachausgaben fur die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
(Produkt 3116), die zu 100 % aus dem Bundeshaushalt erstattet werden, sind die planma-
Bigen Einnahmen um 300.000 € hoher als die Ausgaben angesetzt — und damit um
300.000 € zu hoch angesetzt.

¢ Im Bereich der Kosten der Unterkunft fir SGB || Empfanger (Produkt 3212) zeigt der Ver-
gleich der tatséachlichen Ausgaben aus den ersten neun Monaten 2014 mit dem gleichen
Zeitraum des Jahres 2013, dass wir im gesamten Jahr 2014 mit UberplanmaRigen Ausga-
ben in Hohe von ca. 350.000 € zu rechnen haben.

¢ Im Bereich der Arbeitslosengeld Il- Zahlungen (Produkt 3124), dass zu 100 % aus dem
Bundeshaushalt erstattet wird, wurde von der KAmmerei die im vergangenen Frihjahr ver-
flgte haushaltswirtschaftliche Sperre durch eine Absenkung des Ausgabeansatzes um
500.000 € umgesetzt. Da der Einnahmeansatz unveréndert geblieben ist, wird sich hier
zwangslaufig ein Defizit von 500.000 € einstellen.

¢ Im Bereich der Bildungs- und Teilhabeleistungen (Produkte 3126, 3451, 3459) hat sich der
Freistaat Bayern nach wie vor nicht dazu durchringen kdnnen, eine sachgerechte und den
jeweiligen Ausgaben entsprechende Weiterverteilung der Erstattungsmittel des Bundes an
die bayerischen Kommunen sicherzustellen (Stichwort: ,Paragraphenbremse®). In der Fol-
ge wird die Stadt Erlangen — aufgrund der nach wie vor steigenden Ausgaben fir Bildungs-
und Teilhabeleistungen — im laufenden Haushaltsjahr einen Einnahmeausfall von geschatz-
ten 520.000 € verkraften mussen.

e Im Bereich der Hilfen fur Asylbewerber (Produkt 3131), die vom Freistaat Bayern zu 100 %
erstattet werden, weist der Zwischenstand des Budgets zum 04.11.2014 zwar noch ein De-
fizit von mehr als 1,2 Millionen Euro auf. Da die Erstattungen durch das Land jedoch noch
nicht abschlieRend beantragt sind, aber diese Erstattungen erfahrungsgeman ziigig geleis-
tet werden, geht die Verwaltung davon aus, dass in diesem Bereich zum Jahresende sich
kein nennenswertes Defizit zeigen wird. Dariiber hinaus kénnen auch evtl. nach dem Jah-
reswechsel eingehende Erstattungszahlungen noch nachtraglich zu Gunsten des Haus-
halts 2014 verbucht werden.

¢ Im Bereich der sog. freiwilligen Leistungen (Produkte 3151-1, 3311, 3511, 3517 und 4121)
sind in der Zwischenbilanz zum 04.11.2014 einige gréRere Ausgaben in H6he von ca.
230.000 € noch nicht verbucht, deren Auszahlung jedoch in den letzten Tagen veranlasst
wurde.

e Das gleiche gilt flr den Bereich der Verfligungswohnungen (Produkt 3154-2), wo in den
letzten Tagen Ausgaben Uber ca. 100.000 € ausgezahlt wurden, die in der Zwischenbilanz
des Budgets zum 04.11.2014 noch nicht verarbeitet sind.

In der Summe ergibt sich aus diesen gréReren Positionen eine Gesamtsumme von 2,0 Millionen
Euro, um die das Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes erkennbar zu niedrig ausgestattet war.
Ohne Mittelnachbewilligung wiirde sich also allein aus diesen Positionen am Jahresende ein Defi-
zit von 2 Millionen Euro ergeben. Die Verwaltung bittet deshalb — einmalig fir 2014 — um eine
nachtragliche Mittelnachbewilligung fir das Sozialamtsbudget in Héhe von 2 Millionen Euro.
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Anlagen:

Abstimmung

Beratung im Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss am 11.11.2014

Ergebnis/Beschluss:

Zur Vermeidung eines absehbaren, groReren Defizits im Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes
— bedingt durch von Anfang an zu knapp kalkulierte Haushaltsansatze bei weitestgehend gesetz-

lich verbindlich geregelten Leistungspflichten — beantragt die Verwaltung eine Gberplanmafige
Bereitstellung in Hohe von 2 Millionen Euro fir das Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes.

Erhéhung der Aufwendungen um

Sachmittelbudget
Amt 50

Kostenstelle 500090
Allgemeine Kostenstelle
Amt 50

Produkt 31190050

Amt 50: Leistungen fir die
Verwaltung der Sozialhilfe
(Grundsicherung)

2.000.000 €

Sachkonto 533961
Weitere soziale Leis-
tungen

Die Deckung erfolgt durch Mehreinnahmen bei

Gewerbesteuer

Kostenstelle 202090
Allgem. KST Abt. Gemein-
desteuern

in Hohe von

Produkt 61110020
Amt 20: Steuern, allgem.
Zuweisungen, Umlagen

2.000.000 €

Sachkonto 401301
Gewerbesteuer

mit 12 gegen 0 Stimmen

gez. Dr. Preul3
Vorsitzende/r

gez. Vierheilig
Berichterstatter/in

Beratung im Gremium: Sozialbeirat am 11.11.2014

Ergebnis/Beschluss:

Zur Vermeidung eines absehbaren, groReren Defizits im Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes
— bedingt durch von Anfang an zu knapp kalkulierte Haushaltsansatze bei weitestgehend gesetz-

lich verbindlich geregelten Leistungspflichten — beantragt die Verwaltung eine Uberplanmafige
Bereitstellung in Hohe von 2 Millionen Euro fir das Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes.

Erhéhung der Aufwendungen um

Sachmittelbudget | Kostenstelle 500090 Produkt 31190050 2.000.000 €
Amt 50 Allgemeine Kostenstelle Amt 50: Leistungen fir die
Amt 50 Verwaltung der Sozialhilfe | sachkonto 533961
(Grundsicherung) Weitere soziale Leis-
tungen
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Die Deckung erfolgt durch Mehreinnahmen bei

in Hohe von 2.000.000 €
Gewerbesteuer Kostenstelle 202090 Produkt 61110020 Sachkonto 401301
Allgem. KST Abt. Gemein- | Amt 20: Steuern, allgem. | Gewerbesteuer
desteuern Zuweisungen, Umlagen
mit 2 gegen 0 Stimmen
gez. Dr. Preul gez. Vierheilig
Vorsitzende/r Berichterstatter/in
IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 15

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/50/VOA T. 2249 Amt fur Soziales, Arbeit und Wohnen 50/013/2014

EinfUhrung eines Erlangen Passes

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
Sozialbeirat 02.10.2014 O Einbringung zur Kenntnis genommen
Sozial- und Gesundheitsausschuss 02.10.2014 O Einbringung zur Kenntnis genommen
Sozialbeirat 11.11.2014 O Gutachten

Sozial- und Gesundheitsausschuss 11.11.2014 O Gutachten

Haupt-, Finanz- und Personalaus- 1911.2014 © Gutachten

schuss

Stadtrat 27.11.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

1. Nach personeller Besetzung der neu zu schaffenden Erlangen Pass-Stelle im Sozialamt wird fr
bedurftige Burgerinnen und Birger der Stadt Erlangen ein Erlangen Pass ausgegeben. Dadurch
soll den beguinstigten Personen eine leichtere Inanspruchnahme von Vergiinstigungen, sowie eine
leichtere Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen Leben in Erlangen ermdglicht werden.

2. AuRere Gestaltung des Erlangen Passes und begiinstigter Personenkreis: wie im Sachbericht
dargestellt

3. Der Erlangen Pass biindelt bestehende Verglinstigungen bei der Benutzung stadtischer Einrich-
tungen und bei stadtischen Veranstaltungen. Dies gilt auch hinsichtlich der von der Stadt Erlangen
bezuschussten OPNV-Tickets. Es wird Aufgabe der kiinftigen Erlangen Pass-Stelle sein diese An-
gebote im Gesprach mit den stadtischen Amtern auszuweiten und dariiber hinaus im Verhand-
lungswege weitere Vergiinstigungen fur Erlangen Pass-Inhaber bei Geschaften und bei Privatver-
anstaltern zu erreichen. Uber weitere Vergunstigungen und ErmaRigungen fiir Erlangen Pass-
Inhaber seitens der Stadt, bzw. zu Lasten des stadtischen Haushalts entscheidet der Stadtrat.

4. Es wird weiter Aufgabe der neuen Erlangen Pass-Stelle sein, sich durch entsprechende Wer-
bemalinahmen um eine mdglichst intensive Nutzung und Inanspruchnahme des Erlangen Passes
zu bemuhen, sowie Ubersichtliches Informationsmaterial Gber die, durch den Erlangen Pass ver-
mittelbaren ErmaRigungen und Verginstigungen bereitzustellen.

5. Ein weiteres Ziel ist neben dem Sozialtarif fir OPNV-Abonnements mit dem Erlangen Pass auch
einen Sozialtarif fir Einzelfahrkarten in Zusammenarbeit mit den ESTW zu ermdglichen.

6. Uber die erforderlichen Personalressourcen von zwei Planstellen (1-mal A9, 1-mal A7) und den
Sachmitteln (20.000 Euro) wird im Zuge der Haushaltsberatungen entschieden. Die Antrage wer-
den von der Verwaltung in die Beratungen eingebracht.

100/205

Seite 1 von 4



II. Begrindung
1. Bisherige MaBnahmen zur Armutsbek&mpfung in Erlangen

Die bisherigen Bemuhungen der Stadt zur Armutsbek&dmpfung umfassten folgende MaRnahmen
und sind vor allem auf den Erwerb von Qualifikationen, die den Zugang zum Arbeitsmarkt erleich-
tern, ausgerichtet. (freiwillige Schulbeihilfe seit 2007, kostenloses Mittagessen in Schulen und
Kita's seit 2008, Griindung des Sonderfonds gegen Armut und Obdachlosigkeit in Erlangen seit
2010, organisieren einer besonders intensiven Inanspruchnahme von Bildungs- und Teilhabeleis-
tungen seit 2011, Modellversuch Lernforderung seit 2012, OPNV-ErmaRigung seit 2013)

2. Einfihrung des Erlangen Passes

Der Erlangen Pass erganzt diese Leistungen und ist auf die Teilhabe der Menschen am gesell-
schaftlichen Leben der Stadt ausgerichtet. Die Ausgabe eines Erlangen Passes soll zum einen den
Nachweis der Berechtigung erleichtern, bestimmte ErméafRigungen und Vergiunstigungen in An-
spruch nehmen zu kénnen. Das Vorzeigen eines handlichen Erlangen Passes ist einfacher in der
Handhabung, als den jeweiligen Sozialleistungsbescheid vorzeigen zu missen. Zum anderen ist
mit der Ausgabe eines Erlangen Passes zu erwarten, dass gerade wegen dieser erleichterten
Handhabung die entsprechenden Vergunstigungen haufiger als bisher von den berechtigten Per-
sonen in Anspruch genommen werden. Dadurch wird bedurftigen Personen in der Stadt Erlangen
eine intensivere Teilnahme und Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und sportlichen Leben
in der Stadt ermdglicht.

3. Berechtigte Personengruppen

Zum Erhalt eines Erlangen Passes sollten folgende Personengruppen berechtigt sein:

e ALG Il Bezieher (ca. 4.600 Personen)

e Empfanger von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, 4. Kapitel SGB XIlI
(derzeit ca. 550 Personen)

o Empfanger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt, 3. Kapitel SGB XII (derzeit ca. 70
Personen)

e Wohngeldempfanger (derzeit ca. 600 Personen)

e Empfanger von Kinderzuschlag nach § 6a BKGG (liberwiegend gleichzeitig Wohngeldemp-
fanger)
Asylbewerber (derzeit ca. 600 bis 700 Personen)

e Empfanger von Kriegsopferfursorge (derzeit 1 Person)

4. Gestaltung des Erlangen Passes

Nach dem Vorschlag der Verwaltung — und in Anlehnung an Format und Gestaltung der in den
Nachbarstadten gebrauchlichen Nirnberg Passe und Firth Passe — sollte auch der Erlangen Pass
ein kleines, handliches Format haben und auf Karton gedruckt sein (ein Gestaltungsvorschlag in
Originalgrol3e ist als Anlage beigefiigt). Vor der Ausgabe ist durch die Erlangen Pass-Stelle Name,
Anschrift, Geburtsdatum und Geltungsdauer auf dem Erlangen Pass einzutragen. Da der Erlangen
Pass kein Passbild enthalten soll, ist er generell nur zusammen mit einem giiltigen Ausweisdoku-
ment nutzbar. Die Gultigkeitsdauer des Erlangen Passes sollte generell mit der Geltungsdauer des
jeweiligen, zu Grunde liegenden Sozialleistungsbescheides Ubereinstimmen — max. jedoch ein
Jahr. Die Ausgabe des Erlangen Passes erfolgt generell kostenfrei. Eine Ausstellung eines Zwei-
texemplars, z.B. bei Verlust, erfolgt nicht.
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5. Notwendigkeit einer zentralen Erlangen Pass-Ausgabestelle

Um einer Mehrfachausgabe oder um Missbrauch vorzubeugen, ist es notwendig die Ausgabe
samtlicher Erlangen Passe zentral zu registrieren.

Daruber hinaus ist mit dem Konzept des Erlangen Passes die Notwendigkeit umfangreicher Aktivi-
taten zur Bewerbung des Erlangen Passes, zur Akquirierung neuer und zusatzlicher Ermafigun-
gen und Vergunstigungen bei 6ffentlichen und privaten Anbietern, zur Erstellung von umfangrei-
chem Informationsmaterial Gber die bestehenden Erméafigungen und Verginstigungen, zur haus-
haltstechnischen Verbuchung anfallender Kosten, zur Erstellung von Statistiken sowie zur Bericht-
erstattung tber Umfang und Entwicklung der Inanspruchnahme des Erlangen Passes fiir die stad-
tischen Gremien verbunden.

Dies alles ist nur leistbar, wenn eine neue, zentrale Erlangen Pass-Stelle eingerichtet und mit dem
notwendigen Personal ausgestattet wird.

6. Erforderliche Ressourcen

Nach Auffassung der Verwaltung erfordert eine solche zentrale Passausgabestelle die Einrichtung
von zwei Planstellen (1-mal A9, 1-mal A7), die Einrichtung von zwei Arbeitsplatzen sowie ange-
messene Sachkosten (geschéatzt: 20.000 €). Fir die bereits bisher bestehenden Ermafigungen
und Verginstigungen bei stadtischen Einrichtungen und stadtischen Veranstaltungen sind keine
zusatzlichen Haushaltsmittel erforderlich, da diese bereits bisher von den jeweiligen Amtsbudgets
getragen werden. Neue Ermafigungen und Angebote werden auch zunachst aus den jeweiligen
Amterbudgets getragen. Die bereits bisher geltenden OPNV ErmaRigungen sind durch das beste-
hende Amtsbudget des Sozialamtes abgedeckt.

Anlagen: 1. Muster Erlangen-Pass
2. Auflistung der bisherigen Verginstigungen fiir bedirftige Personen bei stadti-
schen Einrichtungen und Veranstaltungen

Abstimmung
Beratung im Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss am 02.10.2014

Ergebnis/Beschluss:

1. Nach personeller Besetzung der neu zu schaffenden Erlangen Pass-Stelle im Sozialamt wird fur
bedurftige Burgerinnen und Burger der Stadt Erlangen ein Erlangen Pass ausgegeben. Dadurch
soll den begtinstigten Personen eine leichtere Inanspruchnahme von Verglnstigungen, sowie eine
leichtere Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen Leben in Erlangen erméglicht werden.

2. AuRere Gestaltung des Erlangen Passes und begiinstigter Personenkreis: wie im Sachbericht
dargestellt

3. Der Erlangen Pass biindelt bestehende Verglinstigungen bei der Benutzung stadtischer Einrich-
tungen und bei stadtischen Veranstaltungen. Dies gilt auch hinsichtlich der von der Stadt Erlangen
bezuschussten OPNV-Tickets. Es wird Aufgabe der kiinftigen Erlangen Pass-Stelle sein diese An-
gebote im Gesprach mit den stadtischen Amtern auszuweiten und dariiber hinaus im Verhand-
lungswege weitere Verginstigungen fur Erlangen Pass-Inhaber bei Geschaften und bei Privatver-
anstaltern zu erreichen. Uber weitere Vergunstigungen und ErmaRigungen fiir Erlangen Pass-
Inhaber seitens der Stadt, bzw. zu Lasten des stadtischen Haushalts entscheidet der Stadtrat.

4. Es wird weiter Aufgabe der neuen Erlangen Pass-Stelle sein, sich durch entsprechende Wer-
bemaflinahmen um eine mdglichst intensive Nutzung und Inanspruchnahme des Erlangen Passes
zu bemuhen, sowie Ubersichtliches Informationsmaterial Gber die, durch den Erlangen Pass ver-
mittelbaren ErmaRigungen und Verginstigungen bereitzustellen.
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5. Ein weiteres Ziel ist neben dem Sozialtarif fiir OPNV-Abonnements mit dem Erlangen Pass auch
einen Sozialtarif fir Einzelfahrkarten in Zusammenarbeit mit den ESTW zu erméglichen.

6. Uber die erforderlichen Personalressourcen von zwei Planstellen (1-mal A9, 1-mal A7) und den
Sachmitteln (20.000 Euro) wird im Zuge der Haushaltsberatungen entschieden. Die Antrage wer-
den von der Verwaltung in die Beratungen eingebracht.

zur Kenntnis genommen

gez. Dr. Preul3 gez. Vierheilig
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

Beratung im Gremium: Sozialbeirat am 02.10.2014

Ergebnis/Beschluss:

1. Nach personeller Besetzung der neu zu schaffenden Erlangen Pass-Stelle im Sozialamt wird fur
bedurftige Burgerinnen und Burger der Stadt Erlangen ein Erlangen Pass ausgegeben. Dadurch
soll den begtinstigten Personen eine leichtere Inanspruchnahme von Verginstigungen, sowie eine
leichtere Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen Leben in Erlangen erméglicht werden.

2. AuRere Gestaltung des Erlangen Passes und begiinstigter Personenkreis: wie im Sachbericht
dargestellt

3. Der Erlangen Pass biindelt bestehende Verglinstigungen bei der Benutzung stadtischer Einrich-
tungen und bei stadtischen Veranstaltungen. Dies gilt auch hinsichtlich der von der Stadt Erlangen
bezuschussten OPNV-Tickets. Es wird Aufgabe der kiinftigen Erlangen Pass-Stelle sein diese An-
gebote im Gesprach mit den stadtischen Amtern auszuweiten und dariiber hinaus im Verhand-
lungswege weitere Vergiinstigungen fur Erlangen Pass-Inhaber bei Geschéaften und bei Privatver-
anstaltern zu erreichen. Uber weitere Vergiinstigungen und ErmaRigungen fur Erlangen Pass-
Inhaber seitens der Stadt, bzw. zu Lasten des stadtischen Haushalts entscheidet der Stadtrat.

4. Es wird weiter Aufgabe der neuen Erlangen Pass-Stelle sein, sich durch entsprechende Wer-
bemaflinahmen um eine mdglichst intensive Nutzung und Inanspruchnahme des Erlangen Passes
zu bemuhen, sowie Ubersichtliches Informationsmaterial Uber die, durch den Erlangen Pass ver-
mittelbaren ErmaRigungen und Verginstigungen bereitzustellen.

5. Ein weiteres Ziel ist neben dem Sozialtarif fir OPNV-Abonnements mit dem Erlangen Pass auch
einen Sozialtarif fur Einzelfahrkarten in Zusammenarbeit mit den ESTW zu ermdglichen.

6. Uber die erforderlichen Personalressourcen von zwei Planstellen (1-mal A9, 1-mal A7) und den
Sachmitteln (20.000 Euro) wird im Zuge der Haushaltsberatungen entschieden. Die Antrage wer-
den von der Verwaltung in die Beratungen eingebracht.

zur Kenntnis genommen

gez. Dr. Preul3 gez. Vierheilig
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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PLZ/Ort

Geburtsdatum Gilltig bis

205

Der Erlangen-Pass ist nur giiltig in Verbindung mit dem Personalausweis, Pass,
Kinder- oder Schiilerausweis. Der Erlangen-Pass ist nicht iibertragbar.
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Vergunstigungen

Stadtkdmmerei
e Hundesteuer; Antrag auf Teilerlass (max. 50%)
¢ Verglnstigung ab Monat Antragstellung; jedes Jahr neuer Antrag erforderlich
e mtl. 4 €/ max. 48 €
e SGB Il 0. SGB Xll Leistungen, sowie Personen die einkommensmaRig gleichstehen

Kunstpalais
¢ Kinder unter 6 Jahre, Begleitpersonen behind. Menschen ,B* freier Eintritt
e Kinder 6 — 14 Jahre 1 Euro
e Jugendliche 14 — 18 Jahre, Schiler/Studenten (Ausweis) 2 Euro
e SGB I, SGB XlI, Wohngeld, Asylbewerber,
Berufsaushildungsbeihilfe, Bundesausbildungsférderungsgesetz 2 Euro
e Senioren ab 65 Jahre, behinderte Menschen ab 70% Behinderung 2 Euro
e Familie mit 1 Erwachsener und beliebig Kindern bis 18 Jahre 4 Euro
¢ Familie mit 2 Erwachsenen und beliebig Kindern bis 18 Jahre 8 Euro
e Jahreskarte (fir Gruppe ErméRigung 2 Euro) 12 Euro

Stadtteilzentren und Abenteuerspielplatze

Stadt.

Vortrage 3-5 € (Ermafigung 30-60% =)

Kurse bis zu 100 € (ErmaRigung 20%)
Konzerte 10-17 € (Ermafigung 20%)

Schiler, Studenten, SGB I, SGB XII,
begriindete Einzelfalle, (Rentner generell nicht)

Sing- und Musikschule

Musikschulentgelt
mind. 1 Kind angemeldet, Ermafigung ab
o zweites Kind 34%
0 drittes Kind 50%
o viertes Kind 55%
o fiunftes Kind 100%
monatliches Einkommen unterhalb doppelter Regelsatz SGB Il, SGB XIlI
o auf Antrag ErméaRigung 25%, 50%, 75%, 100%
Schiler, Studenten, Auszubildende
o ErmaRigung 20%
Bildungsgutscheine werden angenommen
Jahrliche Verwaltungszuschlag (20€ pro Kind) immer zu entrichten
(keine ErmaRigung, kein Bildungsgutschein)

Stadtbibliothek

Jahresgebihr Kinder u. Jugendliche bis 18 Jahre kostenfrei
Jahresgebiihr Schiler, Studenten, SGB II, SGB XII,
Wohngeld, Asylbewerber, BAf6G, Berufsausbildungsbeihilfe 8 Euro

Veranstaltungen: individuelle Preisfestlegung,
ermafigte Preise flr 0.g. Personengruppe
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Volkshochschule

e Kurse, Veranstaltungen
e ermaligter Betrag fur SGB II, SGB XII, Wohngeld,
Berufsausbildungsbeihilfe, Bundesausbildungsférderungsgesetz,
Asylbewerber, FSJ, FOJ, BFD, Au-pair ca. 56 Euro

Theater

e Kauf von Theaterkarten
e ermaliigte Betrage
o0 Kategorie 1: 13,5 €
o0 Kategorie 2: 11,50 €
o Kategorie 3: 9,00 €
o Kategorie 4: 3,00 €
0 Garage: 7,00 €
e SGB I, SGB XII, Asylbewerber, Schwerbehinderte und deren Begleitung

Stadtmuseum
e Kinder bis 6 Jahre freier Eintritt
e Kinder zwischen 6-14 Jahren 1 Euro

¢ Jugendliche 14-18, Schiler, Studenten, Senioren ab 65,
behinderte Menschen ab 70% Behinderung, SGB I, SGB XII,
Wohngeld, Berufsausbildungsbeihilfe, Asylbewerber

Bundesausbildungsforderungsgesetz 2,50 Euro
Familie mit 1 Erwachsener und beliebig Kindern bis 18 Jahre 4 Euro
e Familie mit 2 Erwachsenen und beliebig Kindern bis 18 Jahre 8 Euro

Kulturprojektbiro

e Personengruppe: Schiiler, Studierende, Azubis, BFD, FSJ, FOJ, SGBII,
SGB XIl, Asylbewerber, Schwerbehinderte ab 50% + Begleiter

¢ Figurentheater-Festival
0 Normalpreis 5-24 € (durchschnittlich 32,09 % Ermafigung = ca. 3,40€-16,30€)
o Festivalkarte 9,90 € (20% = 7,92 €)
0 Aktiv-Card-Inhaber 50%

o Poetenfest
0 Normalpreis 5-10 € (durchschnittlich 21,34 % Ermafigung = ca. 3,93 €-7,87 €)
0 Aktiv-Card-Inhaber 50%

e Comic-Salon
o Normalpreis Tageskarte: 9 €/ Dauerkarte 24 €

o Kinder unter 6 Jahre freier Eintritt
o Kinder 6-14, Tageskarte 6 €
Schwerbehinderte (ab 50%) + Begleitperson Dauerkarte 16 €

0 Aktiv-Card-Inhaber 50%

o Weitere Abendveranstaltungen
o0 Normalpreis 6-15 € (durchschnittlich 31,67 % Ermafigung = ca. 4,10€-10,25€)
0 Aktiv-Card-Inhaber 50%

Stadtjugendamt
¢ ErmaRigung bei Gebiihren fur Kindergarten fir bedirftige Blrger
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Sportamt

SGB II, SGB Xll, Schiller ab 18 Jahren, Studenten, Azubis, Schwerbehinderte
Einzelkarte 3,30 € (Normalpreis 3,80 €)

Zehnerkarte 28 € (Normalpreis 33 €)

25er Karte 65 € (Normalpreis 75 €)

Saison 75 € (Normalpreis 100 €)
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
M/EB77 N/EB77 EB77/002/2014/1

Baumal3ihahme EB 77: Neubau Verwaltungsgebaude mit Sozialtrakt und Pforte mit
Winterdienstbiro, Vorentwurf nach DA-Bau 5.4
Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus-
schuss / Werkausschuss EB77

Bauausschuss / Werkausschuss fur
den Entwasserungsbetrieb

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 27.11.2014 O Beschluss

11.11.2014 O Gutachten angenommen mit Anderungen
18.11.2014 O Gutachten

19.11.2014 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen
242, Amt 20 (Kenntnisnahme)

Antrag

1. Der Vorentwurfsplanung fir den Neubau eines Verwaltungsgebdudes mit Sozialtrakt und
einer Pforte mit Winterdienstbiiro zur Nutzung durch den EB 77 und zwei zusétzlichen
Stockwerken auf dem Verwaltungsgebaude zur gesamtstadtischen Nutzung auf dem Be-
triebsgelénde des EB 77 wird zugestimmt.
Sie soll der Entwurfsplanung zugrunde gelegt werden. Die weiteren Planungsschritte sind
zu veranlassen.

2. Im Wirtschaftsplan 2014 sind Finanzmittel von 2.656.000,- € enthalten. Der EB 77 meldet
die zusatzlich bendtigten Mittel von 2.646.000,- € im Wirtschaftsplan 2015 an.

3. Amt 24/GME wird beauftragt, die zuséatzlichen geschaffenen Flachen im 2. und 3. OG nach
Fertigstellung zum noch festzulegenden Mietpreis dauerhaft anzumieten.

Begrundung
1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

= Erneuerung der bautechnisch maroden und energetisch unzureichenden Gebaude Verwal-
tungsaltbau und Sozialtrakt.

= [Integration des Sachgebietes 773-1 Grinplanung in Raumlichkeiten auf dem Betriebsgel&n-
de des EB 77.

= Optimierung des Raumkonzeptes unter Beachtung arbeitsrechtlicher Vorgaben.

= Gewahrleistung einer effizienten Verwaltung im EB 77.

= Schaffung zusétzlicher Biiroflachen (500 m® mit ca. 30 Arbeitsplatzen) auf 2 Stockwerken zur
gesamtstadtischen Nutzung.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)
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3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

3.1 Ausgangssituation

Die Verwaltungsanteile des EB 77 sind auf dem Betriebsgelande in der Stintzingstr. 46/46a auf
zwei Gebaude verteilt. Wahrend bei Geb&aude A (Baujahr: 1991) kein Baubedarf besteht, ist der
Verwaltungsaltbau, (Gebdude B, Baujahr: 1961) in einem baulich und energetisch schlechten
Zustand (vgl. MaRnahmenliste Energiewende), und es besteht organisatorischer Anderungsbe-
darf (Anordnung und Zuschnitt der Birordume). Aufgrund der veralteten und maroden Bausub-
stanz ist eine Sanierung unwirtschaftlich und nicht sinnvoll.

AuRBerdem ist das Sachgebiet 773-1 Grunplanung raumlich ausgelagert und belegt mit 5 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern Biroflachen in der Michael-Vogel-Str. 4, bei Amt 34. Zur Verbesse-
rung der raumlichen Situation in Amt 34 und zur Optimierung der Arbeitsabléufe ist eine Verle-
gung des Sachgebietes auf das Betriebsgeldnde EB 77 zwingend notwendig.

Der Sozialtrakt (Baujahr: 60er Jahre) erfullt die operativen Anforderungen, ist aber energetisch
in einem nicht akzeptablen Zustand (vgl. MaBnahmenliste Energiewende).

Auf den Beschluss des Werkausschusses Nr. EB77/013/2013 vom 16.04.2013 wird verwiesen.
Hier wurde das Ergebnis einer Machbarkeitsstudie fir die bauliche Neuorganisation der Verwal-
tungsnutzungen auf dem Gelande des EB77 vorgestellt. Im Ergebnis wurde die Verwaltung be-
auftragt die Umsetzung der Variante 2 ¢ weiterzubearbeiten. Inhalt der Variante 2c war der Ab-
bruch des Bestandsgebéaudes der Verwaltung (Gebaude B) und des Pausenraumes am Ge-
baude A, der Neubau eines Verwaltungsgebaudes am Standort Sozialtrakt unter Einbeziehung
der Buroflachen aus der Michael-Vogel-Str. 4 und ein Minimal-Ersatzbau im Bereich Pforte.

Zum bis hier aufgezeigten Planungsstand wurden das Gutachten im Werkausschuss am
22.07.14 und der Beschluss im Stadtrat am 24.07.14 zum Vorentwurf nach DA-Bau 5.4 nicht
gefasst.

Stattdessen wurde die Verwaltung beauftragt, zu prifen, ob mit der BaumalRnahme, tiber den
Bedarf des EB 77 hinaus, Buroflachen zur gesamtstadtischen Nutzung geschaffen werden kon-
nen. Die Prifung ergab, dass eine Aufstockung um zwei weitere Stockwerke mit einer zusatzli-
chen Flache von ca. 500 m? mit ca. 30 Arbeitsplatzen méglich ist. Ein konkreter Fachbereich als
Nutzer fur diese Flachen wurde noch nicht festgelegt.

In der Referentenbesprechung vom 25.09.14 wurde durch OBM festgelegt, dass die Variante
mit der Aufstockung um zwei zuséatzliche Stockwerke den Gremien zum Beschluss vorgelegt

werden soll. Zur Finanzierung der dadurch entstehenden Kosten soll ein Anmietbeschluss ge-
fasst werden.

3.2 Vorentwurfskonzept

Die Variante 2c aus der Machbarkeitsstudie wurde bis zur Vorentwurfsreife weiterbearbeitet und
nach der Festlegung vom 25.09.14 um zwei zusétzliche Stockwerke ergéanzt. Der Vorentwurf
beinhaltet folgende Bestandteile:

Errichtung eines viergeschossigen Blrogebaudes mit Vollunterkellerung am Standort des
jetzigen Pausenraumanbaus mit einer 2-geschossigen Gebaudeanbindung an das Gebaude A
mit Blroraumen fiir 53 Arbeitsplatze.

Im Kellergeschoss werden Umkleide-, Sozial- und Technikrdume untergebracht.

Das Erdgeschoss erhalt einen separaten, reprasentativen Kundeneingang fur die Nutzungen
mit Publikumsverkehr (Burgerbiro Abfallwirtschaft), den Pausenraum mit Teekiiche sowie die
R&ume fur den Betriebsarzt, die Arbeitssicherheit und die Fachkraft Schadstoffsammlung.
Weitere Birordume der Werkleitung und der Abteilungen 771, 772 und 773 werden im 1. Ober-
geschoss untergebracht.

Im 2. und 3. Obergeschoss entstehen Biroraume fiir ca. 30 Arbeitsplatze sowie Funktionsrau-
me (Besprechungsrdume, Kopierrdume, Teekiiche usw.) die durch den EB 77 an GME vermie-
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tet und gesamtstédtisch, also z.B. durch ein Amt oder durch einen Fachbereich, genutzt wer-
den.

Der Neubau wird mit einem Personenaufzug ausgestattet, der durch die Verbindung des Neu-
baus mit Gebaude A die notwendige Barrierefreiheit sowohl des Neubaus als auch des Gebau-
des A sicherstellt.

Errichtung eines Pfortenneubaus mit einem Pfortenraum und einem Meisterburo.

Die Machbarkeitsstudie, Variante 2c hatte grundsatzliche Uberlegungen zu Standortfragen zum
Inhalt. Die Vorplanung der letzten Monate setzte sich intensiv mit konkreten technischen Details
auseinander unter Einbeziehung von Fachplanungen der Haustechnik und Statik. Folgende
Abweichungen, bzw. Weiterentwicklungen zur Machbarkeitsstudie werden empfohlen:

= Zusatzliche Anbindung des Verwaltungsneubaus an das Sozialgebaude A mittels ,Briicke"
zum Zweck der Herstellung der Barrierefreiheit auch im Bestand. Des Weiteren kdnnen so
die Bestands-WCs fur Herren mitgenutzt werden, im Neubau werden keine Herren-WCs er-
forderlich.

= Zeitgemaflie Erhdhung des Energiestandards: Anlehnung an den Passivhausstandard

= Vollunterkellerung statt Teilunterkellerung zur Unterbringung der Technik

= VergroRRerung des Pfortengebéudes u.a. wegen Erhalt der Teilunterkellerung Altbau mit
diversen Hausanschlissen

= Verortung Meisterbiro im neuen Pfortengeb&aude

Die Vorentwurfsplanung kann der Anlage entnommen werden.

3.3 Zeitlicher Ablauf

Der mit MzK EB77/018/2013 vom 23.07.13 mitgeteilte zeitliche Verlauf der BaumalRhahme kann
durch die Verzdgerungen in der Beschlussfassung und die wesentliche Erweiterung des Ver-
waltungsgebaudes nicht eingehalten werden. Sowohl die weiteren Planungsphasen als auch
die Bauphase verlangern sich deutlich und sind bis jetzt nur grob abschatzbar:

Beschluss zum Vorentwurf nach DA-Bau 5.4: Nov. 2014

Entwurfsplanung/Bauantrag: Februar 2015
Baubeginn: Sept. 2015
Bauphase: 2016/2017
Fertigstellung: Frihjahr 2017

Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

In der Machbarkeitsstudie Variante 2¢c wurde eine Kostengréf3enordnung i.H.v. 2.656.000 €
genannt.

Die Kostenschatzung des urspriinglichen Vorentwurfs (EG + 1 OG) endete bei 3.602.000 £.

Grund fir die Erhéhung der Kosten sind zum einen die unter Punkt 3.2 genannten Weiterent-
wicklungen. Des Weiteren erh6hen sich die Honorarkosten um ca. 30 % durch die Novellierung
der Honorarordnung im Juli 2013 drastisch.

Die Aufstockung des Verwaltungsgebdudes um zwei Stockwerke fiihrt zu Mehrkosten von
1,7 Mio. €.
Damit endet die Kostenschatzung fir die nun zu beschlieBende Variante bei 5.302.000 €.

Das Ergebnis der Kostenschatzung kann zu dem derzeitigen Planungsstand nur mit einer
Genauigkeit von +/- 20% ermittelt werden.

111/205

Seite 3von 5



Investitionskosten: € 5.302.000 bei IPNr.: EB 77

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Mit einer geplanten Finanzierung Uber 30 Jahre (Volltiigung) entstehen jahrliche Finanzierungs-
kosten von ca. 260.000 €.

Der Anteil fir Stadtgriin und Winterdienst betragt ca. 25 %. Folglich ist der Investitionszuschuss
fur den EB 77 um 65.000 € aufzustocken.

Die Mehrkosten, die EB 77 durch die Aufstockung zu tragen hat, sind durch gesicherte langfris-
tige Mieteinnahmen zu refinanzieren. Amt 24/GME wird deshalb beauftragt, die zusatzlichen
geschaffenen Flachen im 2. und 3. OG nach Fertigstellung dauerhaft anzumieten.

Die Anmietkosten, die das GME fir die Anmietung der zusétzlichen Flachen im 2. und 3. Ober-
geschoss voraussichtlich benétigt, variieren je nach Laufzeit des Mietvertrages:

50 Jahre 78.930 €p. a. 8,22 € je gqm NGF

30 Jahre 101.600 € p. a. 10,58 € je gm NGF

Die Finanzierung wird im Detail mit der Kimmerei abgestimmt. In verschiedenen Gewerken
kann durch Eigenleistungen des EB 77 die zu finanzierende Summe noch reduziert werden.

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt

X] 2014: 500.000 € fur Planung und erste Bauleistungen im Wirtschaftsjahr 2014 sind vor-
handen.
2.156.000 € fur die Hauptmafinahme im Wirtschaftsjahr 2015 sind als Verpflich-
tungserméchtigung (zur Vergabe/Beauftragung der Leistungen) vorhanden.

X] 2015: Zusétzliche Mittel i.H.v. 2.646.000 € werden fiir den HH 2015 angemeldet

Damit verandert sich aufgrund des Uberarbeiteten zeitlichen Ablaufs und der Erweiterung der

Finanzmittelbedarf folgendermafRen (Summe 5.302.000 €):

- 2014 fallen voraussichtlich Planungskosten i.H.v. 87.000 € an

- 2015: Finanzbedarf 1.815.000 €

- 2015: Verpflichtungsermachtigungen fiir die Jahre 2016 und 2017 sind i.H.v. 3.400.000 €
erforderlich, davon entfallen voraussichtlich 2.337.000 € auf 2016 und 1.063.000 € auf
2017

- Diese Zahlen sind in gleicher Hohe im Wirtschaftsplan EB77 enthalten

X ab Fertigstellung (vermutlich 1. Quartal 2017)

laufende Anmietkosten fir die Kernverwaltung, deren Hohe von den tatsachlichen
Mehrkosten fur die Aufstockung und von der Laufzeit des Mietvertrages abhangt

Anlagen: Lageplan und Grundrisse
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lll. Abstimmung

Beratung im Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 am
11.11.2014

Protokollvermerk:
Frau Stadtratin Dr. MARENBACH stellt den Antrag das Gutachten um die Ziffer 4 wie folgt zu er-
ganzen:

.Bei der Gestaltung der AulRenbereiche wird neben der Begriinung ein besonderes Augenmerk auf
die mogliche EntsiegelungsmalZnahmen gelenkt.”

Beschluss des Umwelt-, Verkehrs- und Planungs-
ausschusses des Stadtrates Erlangen
vom 11. November 2014
mit 14 gegen 0 Stimmen

Der Antrag ist angenommen.

Ergebnis/Beschluss:

1. Der Vorentwurfsplanung fiir den Neubau eines Verwaltungsgebaudes mit Sozialtrakt und
einer Pforte mit Winterdienstbiiro zur Nutzung durch den EB 77 und zwei zusatzlichen
Stockwerken auf dem Verwaltungsgebaude zur gesamtstadtischen Nutzung auf dem Be-
triebsgel&nde des EB 77 wird zugestimmt.

Sie soll der Entwurfsplanung zugrunde gelegt werden. Die weiteren Planungsschritte sind
zu veranlassen.

2. Im Wirtschaftsplan 2014 sind Finanzmittel von 2.656.000,- € enthalten. Der EB 77 meldet
die zuséatzlich bendtigten Mittel von 2.646.000,- € im Wirtschaftsplan 2015 an.

3. Amt 24/GME wird beauftragt, die zusatzlichen geschaffenen Flachen im 2. und 3. OG nach
Fertigstellung zum noch festzulegenden Mietpreis dauerhaft anzumieten.

4. Bei der Gestaltung der AuRenbereiche wird neben der Begriinung ein besonderes Augen-
merk auf die mogliche Entsiegelungsmafl3nahmen gelenkt.

mit 14 gegen 0 Stimmen

gez. Dr. Janik gez. Wistner
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 17

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
Il [11/005/2014

Griundung eines Zweckverbandes Stadt-Umland-Bahn Niurnberg - Erlangen -
Erlangen-Hochstadt

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus-
schuss / Werkausschuss EB77

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 27.11.2014 O Beschluss

11.11.2014 O Einbringung zur Kenntnis genommen

19.11.2014 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen
Ref. VI, Ref. Il (zu Buchfihrung + Angaben der finanziellen Ressourcen)

. Antrag

1. Der Stadtrat beschliel3t die beiliegende Satzung des Zweckverbandes Stadt-Umland-Bahn
Nurnberg — Erlangen — Erlangen-Héchstadt (Stadt-Umland-Bahn-Verbandssatzung —
ZVStUBS) (Anlage 1)

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die beiliegende Verwaltungsvereinbarung (Anlage 2) abzu-
schliel3en.

. Begriindung

1. Aktueller Bearbeitungsstand des Projekts StUB

Auf Grundlage einer Machbarkeitsstudie mit Standardisierter Bewertung des Gutachters INTRA-
PLAN vom August 2012 war von den drei Aufgabentragern Stadt Erlangen (ER), Stadt Niirnberg
(N) und Landkreis Erlangen-Héchstadt (ERH) im Oktober 2012 ein Rahmenantrag zur Aufnahme
des reduzierten StUB-T-Netzes in das GVFG-Bundesprogramm gestellt worden. Im August 2013
wurde das Projekt als ,Stadt-Umland-Bahn Erlangen” zur Voranmeldung in die Kategorie ,C" des
Bundesprogramms 2013-2017 aufgenommen.

Die drei Partner bearbeiten das Projekt derzeit in zwei Arbeitsgruppen:

e In der Planergruppe wurde zunachst die Machbarkeitsstudie des Gutachters weiter vertieft.
Dort sind inzwischen vor allem die von der Regierung von Mittelfranken geforderten genaue-
ren Prufungen der Ingenieurbauwerke und Kreuzungen abgearbeitet und die Prifungen weit-
gehend abgeschlossen. Sie zeigen keine wesentlichen Uberschreitungen der vom Gutachter
angenommen Kosten.

Ein gesonderter Untersuchungsauftrag wurde von der Stadt Erlangen zur Bahnunterfiihrung
an den Arcaden (Guterhallenstral3e) erteilt, wo eine besonders schwierige Trassenfiihrung
und Topografie bewéltigt werden muss; aber auch hier gibt es bislang keine Anzeichen fir ei-
ne deutliche Uberschreitung der Kalkulation des Gutachters. Aktuell laufen in ER, N und ERH
die Planungsarbeiten nach Leistungsphase (Lph) 1 (Grundlagenermittlung); 2015 ist vorgese-
hen, mit Lph 2 (Vorplanung mit Kostenschatzung) zu beginnen.
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e Die Steuerungsgruppe hat die Aufgabe, eine fir die Umsetzung des Projekts geeignete ge-
meinsame Organisationsstruktur zu entwickeln. Geklart werden musste insbesondere, welche
Aufgaben dieser Rechtstrager kiinftig ibernehmen wird, welche Rechtsform er idealerweise
haben sollte und welche Rahmenbedingungen dabei beachtet werden missen. Die Regierung
von Mittelfranken ist in die Arbeit der Steuerungsgruppe von Anfang an eingebunden gewe-
sen.

Eine wesentliche Rahmenbedingung fir den kiinftigen Rechtstrager ist die Sicherung der Vor-
steuerabzugsfahigkeit. Ware der neue Rechtstrager nicht vorsteuerabzugsberechtigt, so wur-
de sich das unmittelbar auf die Wirtschaftlichkeit des Projekts auswirken bis hin zum Risiko,
durch die Steuerpflicht den positiven Nutzen-Kosten-Faktor der Stadt-Umland-Bahn zu ge-
fahrden — ein k.o.-Kriterium. Um diese entscheidende Frage zu klaren, wurde 2013 die Steu-
erberatungsgesellschaft Dr. Storg, Nirnberg, von der Stadt Erlangen/Referat Planen und
Bauen mit der Erstellung eines gesonderten Gutachtens zu dieser Problematik beauftragt.

2. Kosten und Forderung

Die Gesamtkosten des Projekts liegen gemald Rahmenantrag zum GVFG bei 365 Mio. € (Preis-
stand 2006 zzgl. Inflationsrate von 2,5%); dieser ist auch Grundlage fiir die standardisierte Bewer-
tung und malf3geblich fur den Férderantrag. Die (nicht férderfahigen) Planungskosten, die die drei
Aufgabentréger vollstdndig finanzieren miissen, betragen knapp 46 Mio. €, davon bis zur Lph 4
(also der Genehmigungsplanung) ca. 25 Mio. €.

Entscheidend fur das Projekt und Gegenstand intensiver Diskussionen mit den Férdermittelgebern
ist die Frage, welcher Anteil der Investitionskosten (ohne Planung) von 319 Mio. € zuwendungsfa-
hig sein wird. Nach den allgemein geltenden GVFG-Kriterien sind grundsétzlich nur Streckenab-
schnitte férderfahig, die auf einem eigenen Gleiskorper verlaufen. Das wirkt unginstig vor allem
auf innerortliche Streckenabschnitte, in denen fir einen eigenen Gleiskorper schlicht kein Platz ist
— also im verdichteten Bereich Erlangens, aber auch in Buckenhof, Uttenreuth und Herzo-
genaurach. So kdnnte nur in Nurnberg die komplette Strecke (weil mit eigener Trassenfihrung
entlang der B4) vollstéandig gefordert werden, fir die Stadt Erlangen lage der Anteil bei 87% und
fur den Landkreis ERH bei 51%. Insgesamt waren nur 253 Mio. € der Investitionskosten forderfa-
hig; die drei Partner missten somit insgesamt einen Eigenanteil fur die Investition von 117 Mio. €
sowie die vollen Planungskosten von 46 Mio. € tragen, insgesamt also rund 163 Mio. €.

Aus Sicht der drei Partner war hier unbedingt eine Nachsteuerung durch den Fordermittelgeber
erforderlich: zum einen hat das Projekt einen besonderen regionalen Status fir die Verbindung der
beiden Hochschulstandorte Nirnberg und Erlangen und miisste — &hnlich wie die Verlangerung
der U-Bahn von Minchen in den TU-Campus Garching — mit einer Sonderférderung des Landes
von 10 Prozentpunkten von 20% auf 30% unterstitzt werden. Dartber hinaus sollte zumindest die
Landesforderung auch auf Streckenteile ohne eigenen Gleiskérper ausgedehnt werden. Dadurch
lieRe sich der Eigenanteil vor allem fir die Stadt Erlangen und den Landkreis spurbar reduzieren.
Eine Sonderforderung des Landes von 10% entsprache einer Erhéhung der Férderung um tber 25
Mio. €, die Forderung der Abschnitte ohne eigenen Gleiskorper zusatzlich weitere knapp 20 Mio. €
- insgesamt also rund 45 Mio. € Zusatzforderung. Der Eigenanteil der drei Partner kénnte dadurch
von 163 auf 118 Mio. € reduziert werden.

Bei einem Spitzengesprach des Landrats und der beiden Oberbirgermeister mit Staatsminister
Herrmann am 24.06.2014 wurde signalisiert, dass beide Sonderférderungen vorstellbar waren.
Eine interne Abklarung wurde zugesagt. Mit Schreiben vom 13.10.2014 (Anlage 3) hat der Frei-
staat Bayern erfreulicher Weise der erhdhten Landesférderung von 30 % zugestimmt. Dadurch
reduziert sich der Eigenanteil der drei Partner um insgesamt 25 Mio. EUR auf 137 Mio. EUR. Der
dariiber hinaus gehenden Forderung konnte der Freistaat nicht entsprechen, hat jedoch zugesagt,
sich im Rahmen der Verhandlungen auf Bundesebene zur GVFG-Nachfolgeregelung nachdrtick-
lich fUr eine Férderung auch nicht auf unabhangigem Gleiskdrper gefuhrter Abschnitte einzuset-
zen.
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3. Kostenaufteilung fir Planung und Bau/ Berlicksichtigung im Haushalt

Die Kostenaufteilung fur Planung und Bau der Stadt-Umland-Bahn erfolgt nach folgendem Schliis-
sel: Die nicht durch Férdermittel gedeckten Gesamtkosten werden anteilig entsprechend der auf
das jeweilige Gebiet entfallenden Trassenlange von den Verbandsmitgliedern getragen. Dies be-
deutet im Ergebnis, dass alle drei Partner solidarisch an allen Baumal3nhahmen beteiligt sind, un-
abhangig davon, wo diese sich befinden. Es ergibt sich folgende Aufteilung der Kosten:

Trassenlange Quote Voraussichtliche Kosten
N 5.290 m 16,65% 22,883 Mio. €
ER 19.050 m 59,96% 82,227 Mio. €
ERH 7.430 m 23,39% 32,076 Mio. €
gesamt | 31.770m 100 % 137,137 Mio €

Im Haushalt der Stadt Erlangen wurden bisher verausgabt bzw. stehen zur Verfligung:

2012: | Verausgabt: 35,6 T€ (durch MB bereitgestellt)

2013: | Ansatz 300 T€, davon verausgabt 8,9 T€

aus 2013 gebildeter Rest: 291 T€
2014: | Ansatz 1 Mio. € (im April gesperrt um 750 T€, 37 T€ ver-

ausgabt) ® noch verfligbar: 213 T€
2015: | Entwurf Ausgabe 7,45 Mio. €/Einnahme 6,7 Mio. € = netto 750 T€

Summe zur Verflgung stehender Mittel 1,254 Mio. €

Diese Mittel reichen aus, um den im Jahr 2015 zu erwartenden Zahlungsverpflichtungen aus Um-
lagebescheiden des Zweckverbandes nachzukommen.

4. Rechtsform und steuerliche Rahmenbedingungen

Zusammenfassend ist als Ergebnis des Gutachtens der Steuerberatungsgesellschaft Dr. Storg
festzuhalten, dass die Rechtsform des kiinftigen Unternehmens fiir die steuerliche Frage nicht ent-
scheidend ist; hier sollte die Form gewahlt werden, die aus Sicht der drei Gebietskérperschaften
optimale Voraussetzungen fur die gemeinsame Steuerung und operative Umsetzung des Projekts
StUB bietet. Dazu schlagen die Fachleute der drei Verwaltungen im Benehmen mit der Regierung
von Mittelfranken die Grindung eines Zweckverbandes vor. Vorteile des Zweckverbands sind bei-
spielsweise die gute Steuerbarkeit durch die Verbandsmitglieder, die Méglichkeit, 6ffentliche Auf-
gaben unmittelbar zu Ubertragen sowie die Dienstherreneigenschaft in Bezug auf Beamtinnen und
Beamte. In Abstimmung der Partner und im Benehmen mit der Regierung von Mittelfranken wurde
eine Zweckverbandssatzung ausgearbeitet (Anlage).

Entscheidend fir den Umfang der Beauftragung dieses Zweckverbands ist aus Sicht des Gutach-
ters die umsatzsteuerrechtliche Problematik; hierzu gibt es im Gutachten klare Empfehlungen. So
ist fur die Frage der Steuerpflicht maf3geblich, ob der Zweckverband als Unternehmen i.S. des § 2
UStG gilt. Als Unternehmen kann er nur dann gelten, wenn eine gewerbliche Téatigkeit zur Erzie-
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lung von Einnahmen vorliegt (auch wenn — wie beim Projekt StUB — nicht im Vordergrund steht,
damit Gewinn zu erzielen). Es reicht also nicht aus, als Aufgabe des Rechtstragers allein die Pla-
nung oder auch Planung und bauliche Umsetzung der Stadt-Umland-Bahn festzuschreiben. Um
als — vorsteuerabzugsfahiges — Unternehmen zu gelten, muss der Zweckverband deshalb mit Pla-
nung, Bau und Betrieb der StUB beauftragt werden — und zwar von Anfang an.

5. Eckpunkte der Zweckverbandssatzung und der Verwaltungsvereinbarung

Bei der Ausgestaltung der Zweckverbandssatzung wurde darauf geachtet, dass der neue Rechts-
trager optimale Rahmenbedingungen fiir eine schnelle Umsetzung des Vorhabens bietet, zugleich
aber auch die steuerlichen Risiken minimiert und die individuellen Interessen der drei Projekt-
partner sichert.

e Verbandsausschuss

Aus diesem Grund sollen die operativen Entscheidungen, die nicht in die Zustandigkeit des
Verbandsvorsitzenden fallen, grundsatzlich beim Verbandsausschuss liegen. Auf diese Weise
kénnen insbesondere im Planungs- und Bauprozess die notwendigen Entscheidungen flexibler
herbeigefiihrt werden.

e Koppelung von Planung, Bau und Betrieb

Aus steuerlichen Griinden kdnnen Planung, Bau und kiinftiger Betrieb der StUB nicht entkop-
pelt werden und missen von Anfang an auf den Zweckverband Ubertragen werden (8 4 Abs. 1
des Satzungsentwurfs).

Vor diesem Hintergrund ist es fir die Projektpartner wichtig, trotzdem eine Moglichkeit offen zu
halten, nach Kenntnis der konkreten Kosten die Fortsetzung des Vorhabens nochmals priifen
zu kénnen. Eine Unumkehrbarkeit des Projekts zum jetzigen Zeitpunkt soll vermieden werden.
Andererseits muss die Griindung des Zweckverbands auch eine Verbindlichkeit herstellen, die
den Partnern Gewahr dafir gibt, dass gréf3ere Investitionen nicht vergeblich getétigt wurden,
weil sich einer der Partner zurlickzieht.

Aus diesem Grund wurde in der Verwaltungsvereinbarung (8 3) eine Regelung getroffen, wo-
nach sich die Parteien verpflichten, bis zum Beginn der Bauphase dem Austritt eines Ver-
bandsmitglieds auf Wunsch zuzustimmen. In diesem Fall waren allerdings die fur die Fertigstel-
lung der Genehmigungsplanung erforderlichen Kosten auch von dem ausscheidenden Mitglied
noch anteilig zu tragen. Mit Beginn der Bauphase ist nur noch die gesetzlich vorgesehene Kin-
digung aus wichtigem Grund mdglich.

e Einstimmigkeitsprinzip
In 8 9 Abs. 2 wurde das Einstimmigkeitsprinzip fur alle Entscheidungen der Verbandsversamm-
lung festgeschrieben. Fir den Verbandsausschuss ist dies in § 13 Abs. 3 geregelt. Damit wird
dem Wunsch der Parteien nach einer groBtmoéglichen Kontrolle aller, insbesondere der kosten-
relevanten, Entscheidungen des Zweckverbands entsprochen.

Gleichzeitig ist aber in 8 5 der Verwaltungsvereinbarung eine Verpflichtung zur konstruktiven
Zusammenarbeit geregelt.

e Hohe der Foérderung

Die Aufnahme einer bestimmten Foérderquote durch Bund und Freistaat (90%) in die Satzung
als Bedingung fur eine uneingeschrénkte Beteiligung am Projekt ist — auch nach Abstimmung
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mit der Regierung von Mittelfranken — nicht méglich. Dies wére schon deshalb problematisch,
weil erst nach Vorliegen der Genehmigungsplanung exakt feststehen wird, welche Streckenteile
in welcher Hohe gefordert werden kénnen. Uber die oben genannte Austrittsregelung ist jedoch
sichergestellt, dass im Falle einer unerwartet niedrigen Férderung ein Ausscheiden aus dem
Zweckverband noch mdglich ist. Das Risiko, dass unter Umstanden Aufwendungen fiir erbrach-
te Planungsleistungen vergeblich sein kdnnten, missen die drei Partner letztlich tragen.

e Umlageschlissel fur Planung, Bau und Betrieb

Mit Grindung des Zweckverbandes muss auch die Deckung des Finanzbedarfs in der Satzung
geregelt und unter den Partnern aufgeteilt werden (8 17). Fir Planung und Bau der Stadt-
Umland-Bahn hat man sich, wie oben bereits dargestellt, auf einen trassenbezogenen Schlis-
sel verstandigt (N: 16,65%; ER: 59,96%; ERH: 23,39%). Dieser Schlussel gilt in der Betriebs-
phase auch fiir den Unterhalt der baulichen Infrastruktur. Im Ubrigen werden die Kosten in der
Betriebsphase nach Wagenkilometern auf dem jeweiligen Hoheitsgebiet aufgeteilt.

e Geschaftsstelle

Der Zweckverband wird eine Geschaftsstelle in Erlangen unterhalten, fir die ein Geschéftsleiter
bestellt wird. Der Zweckverband wird mit eigenem Personal ausgestattet, zunachst neben dem
Geschéftsleiter mit einem Projektsteuerer und einer Vorzimmerkraft.

e Buchfiihrung

Der Zweckverband wirtschaftet entsprechend den Grundsatzen der doppelten kommunalen
Buchflihrung (8§ 16).

6. Erforderliche Schritte bis zur Entstehung des Zweckverbands

Fur die Griindung des Zweckverbands mussten zundchst neben der Stadt Erlangen auch die Stadt
Nurnberg und der Landkreis Erlangen-Hochstadt entsprechende Beschliisse fassen. Sodann be-
darf die Verbandssatzung der Genehmigung durch die Regierung von Mittelfranken. Die Inaus-
sichtstellung dieser Genehmigung wurde bereits beantragt. Vor dem Inkrafttreten der Satzung am
01.01.2015 muss die Satzung schlief3lich noch durch die Regierung von Mittelfranken im Mittel-
frAnkischen Amtsblatt veroffentlicht werden.

7. Verbandsréate

Ein Vorschlag fur die Ernennung der Verbandsréate beziehungsweise deren Vertreter wird rechtzei-
tig unterbreitet.

Anlagen:

- Anlage 1 - Zweckverbandssatzung
- Anlage 2 - Verwaltungsvereinbarung
- Anlage 3 - Schreiben Staatsminister
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lll. Abstimmung

Beratung im Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 am
11.11.2014

Protokollvermerk:
Die Vorlage wird auf Vorschlag des Vorsitzenden OBM Dr. Janik anstelle eines Gutachtens als
Einbringung behandelt.

gez. Dr. Janik gez. Wistner
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 17 Stand: 06.11.2014

Satzung des Zweckverbandes Stadt-Umland-Bahn Nirnberg — Erlangen — Erlangen-
Hochstadt (Stadt-Umland-Bahn-Verbandssatzung — ZVStUBS)

Praambel:

Die Stadte Erlangen und Nirnberg sowie der Landkreis Erlangen-Hdchstadt sind Aufgabentrager
fur den allgemeinen 6ffentlichen Personennahverkehr nach Art. 8 des Gesetzes tber den 6ffentli-
chen Personennahverkehr in Bayern (BayOPNVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.
Juli 1996, zuletzt geandert durch Gesetz vom 22. Juli 2008 (GVBI. S. 483).

Seit vielen Jahren tragen sich die drei Aufgabentrager mit dem Gedanken, eine Stadt-Umland-
Bahn von Nlrnberg tber Erlangen in den Landkreis Erlangen-Hoéchstadt zu filhren. Nachdem die
Grundvoraussetzung fir eine staatliche Férderung — ein Nutzen-Kostenfaktor tiber 1 — vorliegt, ist
es erforderlich, fir die weiteren Schritte der Realisierung eine feste Struktur zu schaffen.

Fur die Planung, den Bau und den Betrieb der Stadt-Umland-Bahn schlieRen sich die Stadte
Nurnberg und Erlangen sowie der Landkreis Erlangen-Hochstadt gemald Art. 17 Abs. 1 des Geset-
zes Uber die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
20. Juni 1994 (GVBI. S. 555, ber. 1995, S. 98), zuletzt geéndert durch § 1 Nr. 41 der Verordnung
vom 27. Juli 2014 (GVBI. S. 286), zu einem Zweckverband zusammen und vereinbaren mit Ge-
nehmigung der Regierung von Mittelfranken vom ........... S Nr folgende Verbandssatzung:

Inhaltstibersicht:

I. Allgemeine Vorschriften

8 1 Name, Sitz

8 2 Verbandsmitglieder

8 3 Raumlicher Wirkungsbereich
§ 4 Aufgaben

. Verfassung und Verwaltung

8 5 Verbandsorgane

§ 6 Zusammensetzung der Verbandsversammlung

8§ 7 Einberufung der Verbandsversammlung

§ 8 Sitzung der Verbandsversammlung

§ 9 Beschlisse

§ 10 Zustandigkeit der Verbandsversammlung

§ 11 Bestimmung des Verbandsvorsitzenden und seiner Stellvertreter
§ 12 Zusammensetzung, Einberufung und Zusténdigkeit des Verbandsausschusses
§ 13 Beschlisse und Stimmverteilung im Verbandsausschuss

8§ 14 zZustandigkeit des Verbandsvorsitzenden

8 15 Geschaftsstelle, Dienstkréafte des Zweckverbands

lll. Wirtschafts- und Haushaltsftihrung
§ 16 Allgemeines

§ 17 Deckung des Finanzbedarfs

§ 18 Rechnungs- und Haushaltsjahr
§ 19 Jahresabschluss, Priifung

IV. Schlussbestimmungen

§ 20 Auflésung, Abwicklung, Auseinandersetzung

§ 21 Austritt von Verbandsmitgliedern, Kiindigung aus wichtigem Grund
§ 22 Offentliche Bekanntmachungen

§ 23 Inkrafttreten
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Stand: 06.11.2014
I. Allgemeine Vorschriften
§1
Name, Sitz

(1) Der Zweckverband fihrt den Namen Zweckverband Stadt-Umland-Bahn Nirnberg — Erlangen
— Erlangen-Hdochstadt (ZV StUB).

(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in Erlangen.
§2
Verbandsmitglieder
Verbandsmitglieder sind die Stadte Erlangen und Nirnberg sowie der Landkreis Erlangen-
Hochstadt.
§3
Raumlicher Wirkungsbereich
Der rdumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst das Gebiet seiner Verbandsmitglie-
der.
8§84
Aufgaben
(1) Der Zweckverband hat die Aufgaben, fir seine Verbandsmitglieder die Stadt-Umland-Bahn
Nurnberg — Erlangen — Erlangen-Héchstadt zu planen, zu bauen und zu betreiben. Der
Zweckverband kann sich zur Erfillung dieser Aufgaben Dritter bedienen.
(2) Der Zweckverband hat ferner die Aufgabe, Fordermittel des Bundes und des Freistaats Bay-
ern, insbesondere solche nach den Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzen und dem Ge-

setz Uber den 6ffentlichen Personennahverkehr in Bayern (BayOPNVG) in den jeweils gelten-
den Fassungen zu beantragen und zu vereinnahmen.

II. Verfassung und Verwaltung
§5
Verbandsorgane
Die Organe des Zweckverbandes sind
1. die Verbandsversammlung;

2. der Verbandsausschuss und
3. der Verbandsvorsitzende.
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§6
Zusammensetzung der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzenden und den brigen Ver-
bandsréaten.

Jedes Verbandsmitglied entsendet drei Mitglieder in die Verbandsversammlung. Die Ver-
bandsmitglieder streben an, fir die Vertretung der Verbandsréate kraft Amtes von der Méglich-
keit des Art. 31 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 KommZG Gebrauch zu machen und in diesem Fall
deren Stellvertreter im Hauptamt als weitere Verbandsréte zu bestellen.

§7
Einberufung der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung wird durch den Verbandsvorsitzenden schriftlich einberufen. Die
Einladung muss Tagungszeit, Tagungsort und die Beratungsgegenstande angeben und den
Verbandsraten spatestens eine Woche vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fallen kann
der Verbandsvorsitzende die Frist bis auf 24 Stunden abkurzen.

Die Verbandsversammlung ist nach Bedarf, jedoch mindestens einmal jahrlich einzuberufen.
Sie muss aufRerdem einberufen werden, wenn ein Drittel der Verbandsréate unter Angabe der
Beratungsgegenstande dies schriftlich beim Verbandsvorsitzenden beantragt.

Die Aufsichtsbehorde ist rechtzeitig durch Ubersendung der Einladung zur Kenntnisnahme
Uber die bevorstehende Verbandsversammlung zu informieren.

§8
Sitzung der Verbandsversammlung

Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegensténde der Verbandsversammlung vor.
Er leitet die Sitzung, handhabt die Ordnung wahrend der Sitzung und bt das Hausrecht aus.

Die Vertreter der Aufsichtsbehérde haben das Recht, an den Sitzungen beratend teilzuneh-
men. Auf Antrag ist ihnen das Wort zu erteilen. Die Verbandsversammlung kann auch andere
sachverstandige Personen horen.

89
Beschlisse

Die Verbandsversammlung ist beschlussfahig, wenn samtliche Verbandsréate ordnungsgemarn
geladen sind und die Mehrheit der Verbandsrate anwesend und stimmberechtigt ist. Uber an-
dere als in der Einladung angegebene Beratungsgegenstande darf nur dann Beschluss ge-
fasst werden, wenn alle Verbandsrate erschienen und mit einer Beschlussfassung einverstan-
den sind oder wenn die Angelegenheit dringlich ist und die Verbandsversammlung einer Be-
schlussfassung zustimmt.

Samitliche Beschliisse werden einstimmig gefasst. Die Stimmen mehrerer Vertreter eines Ver-
bandsmitgliedes kénnen nur einheitlich abgegeben werden. Ein Verstol3 gegen diese Bestim-
mung fahrt nicht zur Ungultigkeit der Abstimmung. In diesem Fall gilt ausschlie3lich die Stim-
me des gesetzlichen Vertreters des Verbandsmitglieds oder seines Vertreters in der Ver-
bandsversammlung.
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§10
Zustandigkeit der Verbandsversammlung

Die Aufgaben des Zweckverbandes werden von der Verbandsversammlung wahrgenommen, so-
weit nicht nach dem Gesetz, dieser Verbandssatzung oder besonderen Beschliissen der Ver-
bandsversammlung der Verbandsvorsitzende, der Verbandsausschuss oder der Geschaftsleiter
selbststandig entscheidet.

§11
Bestimmung des Verbandsvorsitzenden und seiner Stellvertreter

(1) Verbandsvorsitzender ist jeweils fur zwei Jahre der gesetzliche Vertreter eines Verbandsmit-
glieds. Am Tag des Inkrafttretens dieser Satzung wird der Oberbiirgermeister der Stadt Erlan-
gen Verbandsvorsitzender. Danach folgen aufeinander der Oberbirgermeister von Nirnberg
und der Landrat des Landkreises Erlangen-Hochstadt.

(2) Der Verbandsvorsitzende hat einen ersten und einen weiteren Stellvertreter, deren Amtszeit
jeweils mit der des Verbandsvorsitzenden gleichlaufend ist. Ist ein Oberbilrgermeister Ver-
bandsvorsitzender, so ist der Landrat stets der erste Stellvertreter. Ist der Landrat Verbands-
vorsitzender, so bestimmt die Verbandsversammlung durch offene Wahl den ersten und den
weiteren Stellvertreter.

§12
Zusammensetzung, Einberufung und Zustandigkeit des Verbandsausschusses

(1) Der Verbandsausschuss ist ein beschlieBender Ausschuss. Er besteht aus den gesetzlichen
Vertretern der Verbandsmitglieder. Sie werden im Fall ihrer Verhinderung durch ihre Stellver-
treter im Hauptamt vertreten, wenn diese der Verbandsversammlung angehoren (8 6 Abs. 2
Satz 2). Anderenfalls benennt die Verbandsversammlung die Vertreter.

(2) Der Verbandsvorsitzende ist gleichzeitig auch Vorsitzender des Verbandsausschusses.

(3) Hinsichtlich Einberufung und Sitzung des Verbandsausschusses gelten § 7 und § 8 entspre-
chend.

(4) Der Verbandsausschuss entscheidet tGber alle Angelegenheiten des Zweckverbandes, soweit
nicht nach dem Gesetz die Verbandsversammlung oder der Verbandsvorsitzende zustandig
ist (Art. 34 Abs. 2 und Art. 36 KommZG). Soweit die Verbandsversammlung zur Entscheidung
zustandig ist, ist der Verbandsausschuss vorberatend tatig.

(5) Die Nachpriifung von Beschliissen des Verbandsausschusses durch die Verbandsversamm-
lung findet nicht statt.

(6) Der Geschaftsleiter hat das Recht, an den Sitzungen beratend teilzunehmen. Ihm ist auf An-

trag das Wort zu erteilen.

8§13
Beschliisse und Stimmverteilung im
Verbandsausschuss

(1) Jedes Mitglied hat eine Stimme.
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(2) Der Verbandsausschuss ist beschlussfahig, wenn samtliche Mitglieder ordnungsgeman gela-
den sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist.

(3) Beschlusse des Verbandsausschusses werden einstimmig gefasst.

8§14
Zustandigkeit des Verbandsvorsitzenden

(1) Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach auf3en.

(2) Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlisse der Verbandsversammlung und des Ver-
bandsausschusses und erledigt in eigener Zustandigkeit alle Angelegenheiten, die nicht in die
Zustandigkeit der Verbandsversammlung oder des Verbandsausschusses fallen. Er erflillt die
ihm nach dem KommZG zugewiesenen weiteren Aufgaben.

8§15
Geschéftsstelle, Dienstkrafte des Zweckverbands

(1) Der Zweckverband unterhalt eine Geschaftsstelle in Erlangen und stattet diese mit dem erfor-
derlichen Personal aus.
Wird die Geschéftsstelle von einem Verbandsmitglied geflhrt, erhalt dieses hierfiir Kostener-
satz, dessen Hohe die Verbandsversammlung durch Beschluss festlegt.

(2) Mit Genehmigung dieser Satzung durch die Aufsichtsbehdrde wird dem Zweckverband das
Recht verliehen, Dienstherr von Beamten zu sein. Der Verbandsvorsitzende fuhrt die Dienst-
aufsicht Uber die Dienstkrafte des Zweckverbands. Er ist Dienstvorgesetzter der Beamten.

(3) Wird der Zweckverband aufgeldst, ohne dass seine bisherigen Aufgaben auf andere juristi-
sche Personen des 6ffentlichen Rechts mit Dienstherreneigenschaft tibergehen, so sind die
Beamten durch ein Verbandsmitglied oder mehrere Verbandsmitglieder zu tibernehmen. Be-
amte, die von einem Verbandsmitglied zum Zweckverband versetzt wurden, sind von diesem
Verbandsmitglied zuriickzunehmen. Beamte, die der Zweckverband ernannt hat, sind nach
MaRgabe des § 16 des Beamtenstatusgesetzes zu tbernehmen.

(4) Die Verbandsversammlung bestellt einen Geschaftsleiter. Sie kann unter Beriicksichtigung
des Art. 34 Abs. 2 KommZG dem Geschéftsleiter durch Beschluss Zustandigkeiten des Ver-
bandsvorsitzenden mit dessen Zustimmung tbertragen.

(5) Der Geschéftsleiter nimmt an den Sitzungen der Verbandsversammlung beratend teil.

lll. Wirtschafts- und Haushaltsfiihrung
§16
Allgemeines
Fur die Wirtschafts- und Haushaltsfiihrung des Zweckverbandes gelten die Vorschriften fir die

Gemeinden entsprechend, soweit sich nicht aus dem KommZG etwas anderes ergibt. Der Zweck-
verband wirtschaftet entsprechend den Grundsatzen der doppelten kommunalen Buchflihrung.
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§17
Deckung des Finanzbedarfs

Der Zweckverband erhebt von den Verbandsmitgliedern eine Umlage, soweit seine Einnah-
men aus den besonderen Entgelten fur die von ihm erbrachten Leistungen und seine sonsti-
gen Einnahmen nicht ausreichen, um seinen Finanzbedarf zu decken. Der Betrieb der Stadt-
Umland-Bahn erfolgt im Rahmen der Vertragswerke des Verkehrsverbundes Grof3raum Nurn-
berg (VGN) in der jeweils geltenden Fassung, insbesondere unter Anwendung des geltenden
VGN-Tarifs.

Die Umlagen werden als laufende oder einmalige Umlagen erhoben.

Die ungedeckten Aufwendungen des Zweckverbandes fur Planung, Bau und Unterhalt der
Infrastruktur der Stadt-Umland-Bahn sowie fiir die Geschéftsstelle werden nach dem Verhalt-
nis der Trassenlangen auf den jeweiligen Gebieten der Verbandsmitglieder auf diese umge-
legt, d. h. auf die Stadt Erlangen entfallen 59,96 v. H., auf die Stadt Nurnberg 16,65 v. H. und
auf den Landkreis Erlangen-Héchstadt 23,39 v. H.

Hinsichtlich der Betriebskosten (ohne Unterhalt der baulichen Infrastruktur gemaf Abs. 3) rich-
tet sich der Schltssel nach den gefahrenen Wagenkilometern auf dem jeweiligen Hoheitsge-
biet der Verbandsmitglieder.

Umlagen werden jeweils mit einem Viertel ihres Jahresbetrages am 10. Januar, 10. April, 10.
Juli und 10. Oktober eines Jahres fallig. Ist ein Verbandsmitglied mit der Zahlung der Umlage
langer als einen Monat in Rickstand, werden Verzugszinsen in Héhe von 0,5 v. H. fir jeden
vollen Monat erhoben.

§18
Rechnungs- und Haushaltsjahr

Rechnungs- und Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

(1)

)

®3)
(4)

1)

§19
Jahresabschluss, Prufung

Der Jahresabschluss ist innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des Rechnungsjahres
aufzustellen und innerhalb von zwélf Monaten nach Abschluss des Rechnungsjahres ortlich zu
prufen.

Die Prifung erfolgt durch das Rechnungsprifungsamt eines Verbandsmitglieds, das im zu
prufenden Jahr nicht den Verbandsvorsitzenden stellte.

Uberortliches Priifungsorgan ist der Bayerische Kommunale Priifungsverband.

Das Ergebnis der tberdrtlichen Prifung und die Stellungnahme dazu sind der Verbandsver-
sammlung bekannt zu geben.

IV. Schlussbestimmungen

§ 20
Auflésung, Abwicklung, Auseinandersetzung

Die Auflésung des Zweckverbands bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehorde.
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(2) Das vorhandene Vermdgen (Anlage- und Umlaufvermdgen) ist zu veraufRern und aus dem
Erlos sind samtliche Verbindlichkeiten zu begleichen. Die Verbandsmitglieder haben das
Recht, die auf ihrem Gebiet befindlichen Gegenstdnde des Anlagevermégens zum Restbuch-
wert zu Ubernehmen. Reicht das vorhandene Vermégen hierfur nicht aus, so erhebt der
Zweckverband eine Abwicklungsumlage. 8 17 Abs. 3 Satz 1 gilt in diesem Fall entsprechend.
Verbleibt nach Begleichung samtlicher Verbindlichkeiten weiterhin ein Vermdgen, so wird die-
ses auf die Verbandsmitglieder entsprechend der Regelung in § 17 Abs. 3 Satz 1 verteilt.

8§21
Austritt von Verbandsmitgliedern, Kiindigung aus wichtigem Grund

Im Falle des Ausscheidens eines Verbandsmitglieds besteht der Zweckverband grundsatzlich fort,
und eine Auseinandersetzung mit dem ausscheidenden Mitglied findet nicht statt. Beschliel3en im
Falle des Ausscheidens eines Verbandsmitgliedes aus dem Zweckverband die verbleibenden Ver-
bandsmitglieder innerhalb von drei Monaten, den Zweckverband aufzultsen, gilt § 20 entspre-
chend unter Einbeziehung des ausscheidenden Mitglieds.

8§22
Offentliche Bekanntmachungen

Amtliche Bekanntmachungen des Zweckverbandes werden im MittelfrAnkischen Amtsblatt verof-
fentlicht. Die Verbandsmitglieder weisen in ihren Amtsbléattern auf diese Bekanntmachung hin.

8§ 22
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2015 in Kratft.
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Verwaltungsvereinbarung
uber den Zweckverband Stadt-Umland-Bahn
Nurnberg — Erlangen — Erlangen-H6chstadt

(VV ZV StUB)

Die Stadt Erlangen, vertreten durch den Oberbirgermeister, Herrn Dr. Janik,
und
der Landkreis Erlangen-Hochstadt, vertreten durch den Landrat, Herrn Tritthart,
und
die Stadt Nurnberg, vertreten durch den Oberblrgermeister, Herrn Dr. Maly,
schlie3en folgende

Verwaltungsvereinbarung:
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Praambel

Mit Inkrafttreten der Satzung des Zweckverbandes Stadt-Umland-Bahn Nurnberg — Erlangen
— Erlangen-Héchstadt (Stadt-Umland-Bahn-Verbandssatzung) vom ... Ubertragen die Ver-
bandsmitglieder ab 01.01.2015 nach Art. 17 ff KommZG die Aufgaben der Planung, des
Baus und des Betriebs der Stadt-Umland-Bahn zwischen Nirnberg, Erlangen und dem
Landkreis Erlangen-Hochstadt auf den Zweckverband.

Die nachfolgende Vereinbarung soll die Zusammenarbeit der Vertragsparteien in Bezug auf
diesen Zweckverband regeln. Sie stellt keine unmittelbare Regelung der Rechtsverhéltnisse
des Zweckverbands dar.

81
Zusammenarbeit

Die Parteien werden alles unternehmen, durch entsprechende Einflussnahme auf die
von ihnen entsandten Verbandsrate (Art. 33 Abs. 2 Satz 4 KommZG) sicherzustellen,
dass der Zweckverband entsprechend den nachfolgend vereinbarten MalRRgaben tétig
wird.

§2
Schrittweise Aufgabenerfullung des Zweckverbands

1) Im ersten Schritt wird der Zweckverband die Planung der Stadt-Umland-Bahn bis
Leistungsphase 4 (8 47 HOAI) in Auftrag geben, um bei Vorliegen sémtlicher Voraus-
setzungen einen Antrag auf staatliche Férderung des Baus zu stellen.

2) Sollten die Forderbescheide eine erwartungsgemafe Zusage staatlicher Fordermittel
enthalten, wird der Zweckverband im zweiten Schritt den Bau der Infrastruktur fir die
StUB in Auftrag geben.

3) Im letzten Schritt wird der Zweckverband den Betrieb der StUB gewahrleisten. Uber
die konkrete Ausgestaltung der Erfillung dieser Verbandsaufgabe werden sich die
Verbandsmitglieder rechtzeitig auf der Grundlage der dann gegebenen wirtschaftli-
chen und rechtlichen Verhaltnisse verstandigen.

§3
Austritt eines Verbandsmitglieds

1) Die Vertragsparteien sind sich dartber einig, dass bis zum Beginn der Bauphase (8§ 2
Abs. 2) der Austritt eines Verbandsmitglieds im Rahmen der gesetzlichen Bestim-
mungen, vorbehaltlich der Genehmigung der Aufsichtsbehdrde, jederzeit ermoglicht
wird. Sie werden in der Verbandsversammlung einem Austritt zustimmen.

2) Nach Baubeginn werden die Parteien einem Austritt nicht mehr zustimmen. Das
Recht zur Kiindigung aus wichtigem Grund (Art. 44 Abs. 3 KommZG) bleibt hiervon
unberdhrt.

84
Ubernahme von Kosten bei Austritt

1) Die Vertragsparteien sind sich einig, dass unbeschadet der vorstehend geregelten
Austrittsmdglichkeit mit der Griindung des Zweckverbands die verbindliche Zusage
aller Vertragsparteien verbunden ist, die Planung der StUB bis Leistungsphase 4 zu
finanzieren.

2) Eine Vertragspartei, die vor Abschluss der Planungsphase (8 2 Abs. 1) aus dem
Zweckverband austritt, ist den Vertragsparteien gegentber dennoch verpflichtet, ih-
ren Anteil an den Planungskosten entsprechend der Verbandsumlage gemaf3 § 17
der Verbandssatzung an den Zweckverband zu leisten.
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8§85
Gemeinsame Forderung der Erflillung der Verbandsaufgaben

1) Vorbehaltlich der Austrittsmdglichkeit gemanR § 2 verpflichten sich die Vertragspartei-
en, die Erfillung der Aufgaben des Zweckverbands (Planung, Bau und Betrieb der
StUB) bestmdglich zu fordern.

2) Beabsichtigt ein Mitglied der Verbandsversammlung oder des Verbandsausschus-
ses, durch sein Abstimmungsverhalten das Zustandekommen eines Beschlusses zu
verhindern, so wird das entsendende Verbandsmitglied dem Zweckverband vorab in
schriftlicher Form die Grinde hierfur erlautern und Lésungsvorschlage unterbreiten.
Unzuldssig sind dabei Erwagungen allgemeiner Art, die sich grundsétzlich gegen
das Projekt StUB bzw. die damit verbundene Kostenlast richten.

3) Kommt eine Vertragspartei den vorgenannten Verpflichtungen nicht nach, so hat sie
dem Zweckverband den dadurch entstehenden Schaden (z.B. Mehrkosten durch ei-
ne verspatete Inbetriebnahme aufgrund verzdégerten Baufortschritts) zu ersetzen.

86
Geschéftsstelle des Zweckverbands

1) Der Zweckverband beschaftigt neben dem hauptamtlichen Geschéftsleiter zunachst
eine Vorzimmerkraft sowie einen Ingenieur als Projektsteuerer.

2) Die Vertragsparteien werden regelmaflig priifen, ob die Personalausstattung des
Zweckverbands noch angemessen ist.

3) Das Organisationsamt der Stadt Nurnberg nimmt Stellenbewertungen fir den Zweck-
verband vor.

8§87
Vergabe von Auftréagen

Vergabeentscheidungen der Verbandsversammlung oder des Verbandsausschusses
werden erst gefasst, nachdem eine Priifung durch ein Rechnungspriifungsamt einer
Vertragspartei stattgefunden hat. Diese Aufgabe wird jeweils auf die Dauer der Amtszeit
eines Verbandsvorsitzenden von einem der beiden Verbandsmitglieder tbernommen,
die nicht den Verbandsvorsitzenden stellen. Nach Ablauf der zweijahrigen Amtszeit
wechselt jeweils das zustandige Rechnungspriifungsamt. Nach Griindung des Zweck-
verbands wird die Aufgabe zunachst vom Rechnungsprifungsamt der Stadt Nirnberg
wahrgenommen.

§8
Schlussbestimmungen; Salvatorische Klausel

1) Soweit aus dieser Verwaltungsvereinbarung Streitigkeiten zwischen den Vertrags-
parteien entstehen, werden diese vor Beschreitung des Rechtsweges zunéchst die
Regierung von Mittelfranken zur Schlichtung anrufen.

2) Sofern eine Bestimmung dieser Vereinbarung aus rechtlichem oder sonstigem
Grund unwirksam sein bzw. sich Erganzungs- oder Anderungsbedarf ergeben sollte,
verpflichten sich die Verbandsmitglieder, einvernehmlich eine den rechtlichen und
wirtschaftlichen Interessen entsprechende Losung zu vereinbaren.

3) Anderungen und Erganzungen dieser Vereinbarung bedirfen der Schriftform.

Stadt Erlangen Landkreis Erlangen-Hochstadt Stadt NUrnberg

Der Oberburgermeister Der Landrat Der Oberbirgermeister
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O 17 Der Bayerische Staatsminister des
Innern, fur Bau und Verkehr

Joachim Herrmann, MdL

Der Bayerische Staatsminister
der Finanzen, fur Landesentwicklung und Heimat

Dr. Markus Soder, MdL

Oberblrgermeister der Stadt Erlangen
Herrn Dr. Florian Janik

Rathausplatz 1

91052 Erlangen

Minchen,

Foérderung der Stadt-Umland-Bahn (StUB) durch den Freistaat Bayern

Sehr geehrter Herr Oberburgermeister,

im Rahmen des Gesprachs am 18. Juni 2014 in Erlangen wurden eingehend Még-

lichkeiten zu einer Aufstockung der staatlichen Fordermittel fur die StUB erdrtert

und eine intensive Prifung durch die Staatsregierung zugesagt. Konkret standen

dabei wegen der besonderen Bedeutung, die die Staatsregierung der StUB bei-

misst, eine Erhohung des Gesamtfordersatzes um zehn auf 90% der zuwendungs-
o fahigen Kosten und die Anderung des GVFG hinsichtlich der bislang noch nicht

zuwendungsfahigen Streckenabschnitte ohne unabhangigen Gleiskdrper in Rede.

Nach zwischenzeitlicher Abstimmung kénnen wir Thnen nun eine Erhéhung der
Landesforderung auf die zuwendungsfahigen Kosten von bisher 20% auf jetzt

30% der zuwendungsfahigen Kosten zusagen.

Bayerischer Staatsminister des Bayerischer Staatsminister der Finanzen, fir
Innern, fur Bau und Verkehr Landesentwicklung und Heimat
Anschrift: Odeonsplatz 3 Anschrift Odeonsplatz 4
80539 Munchen 80539 Minchen
Telefon: 089 2192-01 Telefon: 089/2306-0
Telefax: 089 2192-12100 Telefax: 089/2306-2808
E-Mail: minister@stmi.bayern.de E-Mail: minister@stmflh.bayern.de

Internet: www.stmi.bayern.de f@l’ée)ZOS www.stmflh.bayern.de
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Zusammen mit der Forderung des Bundes ergibt sich bei Annahme des Regelfor-
dersatzes eine Gesamtforderung von jetzt 90% der zuwendungsfahigen Kosten.
Voraussetzung dafir ist, dass seitens des Bundes eine leistungsféahige Nachfolge-
regelung fiir das nach heutigem Stand 2019 auslaufende Bundesprogramm nach

dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (Bundes-GVFG) getroffen wird.

Im Rahmen dieser unmittelbar bevorstehenden Novellierung des GVFG werden
wir uns beim Bund nachdricklich dafir einsetzen, dass kinftig auch in den west-
deutschen Landern — wie seit 20 Jahren bereits in den ostdeutschen Landern —
nicht auf unabhangigem Gleiskorper gefiihrte Abschnitte einer Stralienbahn mitge-
fordert werden kénnen. Erst wenn der Bund diese Gesetzgebung abgeschlossen

hat, sind hiertber verlassliche Aussagen maoglich.

Die Erhdhung des Fordersatzes bedeutet nach aktuellem Zeit- und Kostenplan
eine Entlastung der Kommunen um rund 25,3 Mio. €. Wir gehen davon aus, dass
damit eine solide Grundlage fiir eine ztigige Umsetzung der StUB gelegt wird und
hoffen auf den raschen Fortgang der von den Kommunen begonnenen Planun-

gen.

Mit freundlichen GrifRen

Joachim Herrmann Dr. Markus Soder
Staatsminister Staatsminister
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O 18

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
[11/30; 111/32 Rechtsabteilung; Abteilung 30-R/012/2014
Verkehrswesen

Anderung der Taxitarifordnung
Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung

Umwelt-, Verkehrs- und Planungsaus-
schuss / Werkausschuss EB77

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 27.11.2014 O Beschluss

11.11.2014 O Gutachten mehrheitlich angenommen

19.11.2014 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen
Landesverband Bayerischer Taxi- und Mietwagenunternehmen e.V.; Bayerisches Landesamt fir
Malfd und Gewicht; Industrie- und Handelskammer Nirnberg

. Antrag

Die Verordnung zur Anderung der Verordnung tiber Beférderungsentgelte und Beférderungsbe-
dingungen fur den Verkehr mit Taxen in der Stadt Erlangen (Taxitarifordnung) (Entwurf vom
15.10.2014, Anlage) wird beschlossen.

Begrindung
1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Anpassung des ortlichen Taxitarifs an die Kostenentwicklung.
Annahernd einheitlicher Metropoltarif im Bereich der Stadte Nurnberg, Furth sowie Erlangen.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

* Erhdhung des Grundpreises von 3,00 Euro auf 3,40 Euro,

» Erhdhung des Fahrpreises fir den zweiten bis einschlieflich flnften Kilometer von 1,50 Eu-

ro auf 1,75 Euro,

» Erhdhung der Zonenzuschlage
— Zone |l von 5 auf 6 Euro
— Zone lll von 10 auf 12 Euro
— Zone IV von 15 auf 18 Euro
— Zone V von 20 auf 24 Euro
— Zone VI von 25 auf 30 Euro

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Mit Schreiben vom 18.08.2014 beantragte die Taxi Erlangen eG die Anderung des 6rtlichen
Taxitarifs zum Jahresende 2014. Es wurden Anderungen im 0.g. Umfang beantragt. Im Rah-

men dieses Antrags wurden die Industrie- und Handelskammer Nirnberg, der Landesverband
Bayerischer Taxi- und Mietwagenunternehmen e. V. sowie das Bayerische Landesamt flr Mafl3
und Gewicht angehdrt und um Stellungnahme gebeten.

Das Bayerische Landesamt fiir MaR und Gewicht stimmt den beantragten Anderungen zu.
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Von Seiten der Industrie- und Handelskammer Nirnberg bestehen keine Einwendungen
gegen die beantragte Anpassung des Taxitarifs im Stadtgebiet Erlangen an die bevorstehen-
den erheblichen Kostensteigerungen. Die wirtschaftliche Lage der Taxibetriebe in Erlangen ist
im Vorjahresvergleich durch praktisch gleichbleibende Sachkosten, bei leicht ricklaufiger
Nachfrage, gekennzeichnet. Durch den Gesetzgeber werden aber erhebliche Steigerungen im
Bereich der Personalkosten ab dem 1.1.2015 durch Einfihrung des Mindestlohnes eintreten.
Die Erhohung des bisherigen Stundenlohnes von etwa 6,99 Euro auf 8,50 Euro pro Stunde be-
deutet eine Steigerungsrate von 22 %.

Bezogen auf die klassische IHK-Standardfahrt (5 Besetztkilometer und eine verkehrsbedingte
Wartezeit von 4 Minuten), ergibt der neu beantragte Taxitarif eine Steigerungsrate von 10,45 %
gegeniuber dem seit Januar 2014 geltenden Taxitarif. Dabei ist zu berticksichtigen, dass eine
Fahrt Gber 5 km mit 10,45 % die hochste Steigerungsrate aller denkbaren Fahrstrecken auf-
weist. Im Durchschnitt aller Fahrpreise zwischen 1 km und 5 km liegt eine Steigerung bei 8,29
%, bei allen Fahrten zwischen 6 km und 10 km bei 7,93 % und bei allen Fahrten zwischen 1
km und 10 km bei 8,11 %.

Die beantragte Taxitariferhthung ist auch im Vergleich mit der Fahrpreisentwicklung der VAG
als moderat anzusehen. Bei der VAG sollen die Entgelte zum Jahreswechsel 2014/2015 um 3
% angehoben werden. Sowohl im Vergleich zum Jahr 2002 als auch 1990 wurde der Taxitarif
in geringerem Umfang angehoben als die Fahrpreise der VAG.

Die IHK weist weiter darauf hin, dass eine vollstandige Weitergabe der Kostensteigerungen an
die Kunden im Augenblick nicht denkbar ist, da zunachst die Marktentwicklung und die Kun-
denakzeptanz abgewartet werden mussen. Insofern wird durch den beantragten Taxitarif nur
ein Teil der durch das Mindestlohngesetz auf das Erlanger Taxigewerbe zukommenden Belas-
tungen aufgefangen.

Von Seiten der IHK wird begrii3t, dass von der Taxigenossenschaft in Nirnberg ein nahezu
gleichlautender Tarifantrag bei der Genehmigungsbehérde gestellt wurde. Die Taxigenossen-
schaft in FUrth will zunachst die weitere Entwicklung abwarten.

Seitens des Landesverbandes Bayerischer Taxi- und Mietwagenunternehmen e. V. ging
keine Stellungnahme ein.

Die Verwaltung schlagt aus folgenden Griinden vor, dem Antrag der Taxigenossenschaft zu
entsprechen:

1. Die letzte Erhdhung des Taxitarifs trat im Januar 2014 in Kraft. Die beantragte Tariferho-
hung ist auf Grund der gesetzlichen Einfihrung des Mindestlohnes ab dem 1.1.2015 nach-
vollziehbar und geeignet, die steigenden Kosten des Taxibetriebs zumindest teilweise auf-
zufangen. Die beantragte Erhéhung wird seitens der Verwaltung als moderat eingestuft. Es
wird besonders begrif3t, dass nicht versucht wird, die gesamte Kostensteigerung an die
Fahrgaste weiter zu geben.

2. Nach Mitteilung der Stadt Nurnberg vom 14.10.2014 wurde in der dortigen Taxikommission
festgelegt, dem nahezu gleichlautenden Antrag der Taxigenossenschaft Nurnberg zu ent-
sprechen. Der Beschluss in den Gremien der Stadt Nurnberg ist nach Auskunft des Nirn-
berger Ordnungsamtes nur noch eine Formsache.
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4. Ressourcen

(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: €
Sachkosten: €
Personalkosten (brutto): €
Folgekosten €
Korrespondierende Einnahmen €

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

X werden nicht benétigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen: Entwurf der Verordnung zur Anderung der Taxitarifordnung

lll. Abstimmung

Beratung im Gremium: Umwelt-, Verkehrs- und Planungsausschuss / Werkausschuss EB77 am

11.11.2014

Ergebnis/Beschluss:

Die Verordnung zur Anderung der Verordnung iiber Beforderungsentgelte und Beférderungsbe-
dingungen fur den Verkehr mit Taxen in der Stadt Erlangen (Taxitarifordnung) (Entwurf vom

15.10.2014, Anlage) wird beschlossen.

mit 13 gegen 1 Stimmen

gez. Dr. Janik
Vorsitzende/r

IV.Beschlusskontrolle

gez. Wustner
Berichterstatter/in

V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift

VI.Zum Vorgang
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Anlage
Entwurf vom 15.10.2014

) Verordnung
zur Anderung der Verordnung tiber Beforderungsentgelte und
Befoérderungsbedingungen fiur den Verkehr mit Taxen in der Stadt Erlangen
(Taxitarifordnung)

Die Verordnung der Stadt Erlangen tber Beférderungsentgelte und Beférderungsbedingungen fiir
den Verkehr mit Taxen (Taxitarifordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Juni 2008
(Amtsblatt Nr. 13 vom 26. Juni 2008), zuletzt gedndert durch Anderungsverordnung vom

16. Dezember 2013 (Amtsblatt Nr. 1 vom 02. Januar 2014), wird wie folgt gedndert:

1.

2.

3.

4.

§1

In § 2 Abs. 1 Satz 1 wird der Betrag ,,3,00 Euro® ersetzt durch ,3,40 Euro*.

§ 2 Abs. 1 Satz 2 erhalt folgende Fassung: ,Der Grundpreis und eventuell bei dieser Fahrt zu
erhebenden Zuschlage sind auch dann zu entrichten, wenn die Fahrt aus Griinden, die der
Besteller zu vertreten hat, nach der Auftragserteilung nicht durchgefthrt wird.*

§ 2 Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

»(2) Der Fahrpreis betragt
1. fUr den ersten gefahrenen Kilometer 3,00 Euro (je angefangene 66,66 Meter
Fahrtstrecke 0,20 Euro);
2. fir den zweiten bis einschlieBlich flnften Kilometer 1,75 Euro (je angefangene
114,28 Meter Fahrtstrecke 0,20 Euro);
3. fur jeden weiteren Kilometer 1,50 Euro (je angefangene 133,33 Meter Fahrtstrecke
0,20 Euro).”

§ 2 Absatz 4 Ziffer 4 erhalt folgende Fassung:

.4 Bei Beférderungsfahrten innerhalb des Pflichtfahrgebietes wird ein Zonenzuschlag
erhoben, der sich in seiner H6he nach der kleinsten bei dieser Fahrt besetzt beriihrten
Zone richtet:

Zone |:  Kein Zuschlag
Zone ll: 6 Euro
Zone lll: 12 Euro
Zone IV: 18 Euro
Zone V: 24 Euro
Zone VI: 30 Euro

Der Fahrgast ist vor Antritt der Fahrt auf den anfallenden Zonenzuschlag hinzuweisen.*

§2

Diese Verordnung tritt am 15. Januar 2015 in Kraft.
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
[1/30-R; VI/63 Rechtsabteilung; Bauaufsichtsamt 30-R/015/2014

Anderung der Satzung lUber die Herstellung von Kraftfahrzeugstellplatzen und
Fahrradabstellplatzen

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Bauausschuss / Werkausschuss fir
den Entwésserungsbetrieb

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 27.11.2014 O Beschluss

18.11.2014 O Gutachten

19.11.2014 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen
Amt 61

I. Antrag

Die Satzung zur Anderung der Satzung Uber die Herstellung von Kraftfahrzeugstellplatzen und
Fahrradabstellplatzen (Stellplatzsatzung, StS), (Entwurf vom 21.10.2014, Anlage) wird beschlos-
sen.

II. Begrindung

Die Stellplatzsatzung der Stadt Erlangen ist das wesentliche Instrument zur Bemessung des not-
wendigen Stellplatzbedarfs von Vorhaben im Sinne des Art. 47 Bayerische Bauordnung (BayBO).
Die Satzung ist am 31.05.2010 erlassen worden und wurde letztmalig durch die Anderungssatzung
vom 02.07.2013 angepasst. Die der Stellplatzsatzung angehangte Richtzahlenliste legt fest, wie
viele Stellplatze bei den jeweiligen Vorhabensarten erforderlich sind.

Diese Richtzahlenliste hat sich in der Praxis bewahrt und es wird empfohlen, sie in dieser Form
beizubehalten. Eine Ergdnzung wird jedoch im Bereich der Wohnnutzungen vorgeschlagen, um
dem Problem der sehr eingeschrankten Verfligbarkeit von bezahlbarem Wohnraum entgegenzu-
wirken:

Die Richtzahlenliste soll um die Ziffer 1.10 ,gefdrderte Mietwohnungen* erweitert werden. Der
Schlissel betragt hier 0,5 Stellplatze je Wohneinheit und ist somit, verglichen mit den nicht gefor-
derten Wohnungen, um 50 % gemindert. Durch diesen verginstigten Stellplatzschliissel sollen die
Rahmenbedingungen fir offentlich geforderte Mietwohnungen deutlich verbessert werden.

Anlagen: Entwurf der Satzung zur Anderung der Satzung uber die Herstellung von Kraftfahr-
zeugstellplatzen und Fahrradabstellplatzen vom 21.10.2014

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Die Satzung der Stadt Erlangen Uber die Herstellung von Kraftfahrzeugstellplatzen und Fahr-

Satzung zur Anderung der Satzung

Anlage
Entwurf vom 21.10.2014

uber die Herstellung von Kraftfahrzeugstellplatzen
und Fahrradabstellplatzen (Stellplatzsatzung, StS)

Art. 1

radabstellplatzen (Stellplatzsatzung, StS) vom 31. Mai 2010 i.d.F. vom 02. Juli 2013 (Die
amtlichen Seiten Nr. 12 vom 10. Juni 2010 und Nr. 14 vom 11. Juli 2013) wird wie folgt ge-

andert:

In der Richtzahlenliste (Anlage 1 zu § 2 Abs. 1 StS) wird nach Ziff. 1.9. folgende Ziff. 1.10

angeflgt:

1.10

Geférderte Mietwohnungen

0,5 Stellplatze je Woh-
nung

2 Fahrradabstellplatze je
Wohnung

Nur bei einer Bele-
gungsbindung von
mindestens 25 Jahren
und einer Sicherung
der Zweckbindung
durch Eintragung ei-
ner beschrankt per-
sOnlichen Dienstbar-
keit zugunsten der
Stadt Erlangen. Endet
die Bindung vorzeitig,
entsteht die Stellplatz-
pflicht nach MaBgabe
der Ziffer 1.2.

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Art. 2
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/43 43/010/2014

Volkshochschule Erlangen als Kooperationspartner fur die optimierte
Lernférderung an Erlanger Schulen im Schuljahr 2014/15

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Bildungsausschuss 13.11.2014 O Gutachten

Haupt-, Finanz- und Personalaus- 19112014 O Gutachten

schuss

Stadtrat 27.11.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
Referat IV, Referat V, OBM/ZV, 112, 20, 40, 50

. Antrag

Die vhs Erlangen wird — vorbehaltlich der Zustimmung zur Vorlage von Amt 11 (zur Verfigung-
stellung der erforderlichen Personalressourcen) — beauftragt, ab dem Schuljahr 2014/15 unbefris-
tet, die optimierte Lernférderung (oL) zusatzlich zu den bereits genehmigten Schulen (Ernst-
Penzoldt-Mittelschule, Hermann-Hedenus-Mittelschule, Eichendorff-Mittelschule, Pestalozzischule)

in den Grundschulen

- Max-und-Justine-Elsner-Schule und
- Biichenbach-Nord (M6énauschule)

durchzufuhren.

Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Aufgrund der Erfahrungen in den Schuljahren 2012/13 und 2013/14 wurde deutlich, dass das
Instrument der optimierten Lernférderung erfolgreich umgesetzt werden konnte. Die Volks-
hochschule Erlangen stellt fir die oben genannten Schulen die pddagogischen Bildungskrafte
und unterstutzt die Schulen bei der Gesamtorganisation in der optimierten Lernférderung.

Ohne zusétzliche personelle Ressourcen - die finanziellen Ressourcen stellt Amt 50 aus den
Mitteln des Bundesministeriums fur Arbeit und Soziales (Bildungs- und Teilhabepaket/BuT) —
fuhrt die vhs bereits seit dem Schuljahr 2013/14 die oL auch an der Max-und-Justine-Elsner-
Schule mit 5 Bildungsangeboten durch.

Das Modellprojekt wird ab dem Schuljahr 2014/15 auch unbefristet an der Grundschule BU-
chenbach-Nord (Mdnauschule) installiert. Die Schulleitung mdchte die optimierte Lernférderung
mit der vhs Erlangen als Kooperationspartner ab dem Schuljahr 2014/15 durchfiihren. Auf die
Vorlage von Amt 50 Nr. 501/003/2014 wird hingewiesen (siehe Anlage_1).
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2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen

(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Die Max-und-Justine-Elsner-Schule und die Grundschule Bichenbach-Nord (Ménauschule)
haben sich fur die Lernférderung mit der Volkshochschule Erlangen ausgesprochen.

Bedarf Lernférderung Schuljahr 2014/15

Schul- Schule Bildungs | Schuler/innen | Dozenten/innen | Unterrichtsstunden
jahr dungs-
angebo-
te
2014/15 Bichenbach- 30 180 30 ca. 4.000
Nord
(Ménauschule)
2014/15 | Max-und-Justine- 5 98 5 ca. 1200
Elsner-Schule

3. Prozesse und Strukturen

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Der Leistungsumfang fiur die Organisation der oL an der Max-und-Justine-Elsner-Schule und
an der Grundschule Bichenbach-Nord (Ménauschule) kann mit den derzeitig bei Amt 43 vor-
handenen Stundenkontingenten (Fachbereich und Verwaltung) dauerhaft nicht bewaltigt wer-
den.

Die Sachkosten fir die oL werden aus Mitteln des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales
(BuT) finanziert.

Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Bis 31.12.2015 wurde fir die Organisation der oL ein Stundenkontingent fur

- eine(n) padagogische(n) Mitarbeiter (HPM) 10,0 h/wtl.
- eine(n) Verwaltungsmitarbeiter/in (OPM) 5,0 h/wtl

fur die Aufgabenerledigung genehmigt.

Basierend auf den derzeitigen Personaldurchschnittskosten erfordert dies einen schuljghrlichen
Finanzierungsbedarf in H6he von ca. 25245,00 Euro (HPM: 10,0 h/wtl. - 19695,00 Euro;
OPM: 5,0 h/wtl. = 5550,00 Euro).

Fur die Organisation der optimierten Lernférderung an der Max-und-Justine-Elsner-Schule und
an der Grundschule Biichenbach-Nord (Mdnauschule) fir das Schuljahr 2014/15 mit derzeit 35
Angeboten missen baldmoéglichst zusatzliche Stellen(anteile) bzw. Personalressourcen fur

- eine(n) padagogische(n) Mitarbeiter (HPM) in Hohe von 6,5 h/wtl. und
- eine(n) Verwaltungsmitarbeiter/in (OPM) in Hohe von 3,0 h/wtl

geschaffen werden.
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Basierend auf den derzeitigen Personaldurchschnittskosten erfordert dies einen zusétzlichen
schuljahrlichen Finanzierungsbedarf in Hohe von ca. 16.130,00 Euro, die sich wie folgt ergeben:

- fur die padagogische Mitarbeit (HPM/ 6,5 h/wtl./EG 13) 12.800,00 Euro
- fur die Verwaltungsmitarbeit (OPM/ 3,0 h/wtl./EG 5) 3.330,00 Euro

In der Anlage 2 finden Sie die Darstellung der Mittel des Bundesministeriums fur Arbeit und Sozia-
les (BuT) fiur die oL (der Betrag der Fordermittel fiir das Schuljahr 2014/15 ist abh&ngig von der
Zahl der Forderantrédge und kann daher noch nicht endgultig beziffert werden). Zur Refinanzierung
der Personalkosten sollen zehn Prozent dieser Mittel, die Amt 43/vhs als Verwaltungskostenpau-
schale vereinnahmt, vom Sachkostenbudget der vhs in das zentrale Personalkostenbudget tber-
tragen werden.

Bei den mit den Dozentinnen und Dozenten geschlossenen Lehrvertrdgen mit der vhs Erlangen
handelt es sich jeweils um ein Vertragsverhaltnis tber eine selbstandige, die Arbeitskraft nicht
Uberwiegend beanspruchende, nebenberufliche/nebenamtliche Tatigkeit. Der Lehrvertrag richtet
sich nach den Bestimmungen des Birgerlichen Gesetzbuches tber Dienstvertrage. Die Tatigkeit
der Dozentinnen und Dozenten wird in wirtschaftlicher, persdnlicher Selbstandigkeit und Unabhan-
gigkeit ausgeubt. Ein Arbeitsverhaltnis wollen weder die Dozentinnen/Dozenten noch die vhs be-
grunden.

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
= sind nicht vorhanden (Personalkosten)
Anlagen:

Anlage_1 Beschlussvorlage_olL_M®oénauschule_501 003 2014
Anlage_2_Zahlungsstréme_BuT_pro_Schule

. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
V/50/WMO021 T. 2442 Amt flr Soziales, Arbeit und Wohnen 501/003/2014

Implementierung der Modellprojektes ,,Optimierte Lernforderung,, in der
Monauschule

Beratungsfolge Termin  O/N Vorlagenart Abstimmung
Sozialbeirat 02.10.2014 O Gutachten einstimmig angenommen
Sozial- und Gesundheitsausschuss 02.10.2014 O Beschluss einstimmig angenommen

Beteiligte Dienststellen
Monauschule, VHS, Amt 50

. Antrag

1. Dem Antrag auf Implementierung des Projektes ,Optimierte Lernférderung” in der Ménauschu-
le Grundschule zum 15.10.2014 wird zugestimmt.

2. Die Kosten dieses Projektes werden Uber die Lernférderung aus dem Bildungs- und Teilhabe-
pakets getragen.

. Begrindung

Mit Beschluss des Sozial- und Gesundheitsausschusses vom 26.05.2012 wurde Erlanger Schulen
die Moglichkeit eréffnet am Modellprojekt ,Optimierte Lernforderung teilzunehmen.

Dieses Projekt wurde konzipiert, da sich bereits im ersten Jahr der Einfihrung des Bildungs- und
Teilhabepakets das Instrument der Lernférderung als individuelle Einzelférderung — losgeldst aus
dem schulischen Kontext — als sehr birokratisch und nicht effektiv erwiesen hat. Die Konzeptidee
sowie die Mdglichkeiten der Umsetzung kdnnen der Anlage, welche als Grundlage des Beschlus-
ses vom 26.05.2012 diente, entnommen werden.

Mit Beginn des Schuljahres 2012/2013 haben die drei Erlanger Mittelschulen (Eichendorffschule,
Ernst-Penzoldt-Schule, Hermann-Hedenus-Schule) sowie die Werner-von-Siemens-Realschule
das Projekt in ihren Schulen etabliert. Seit Februar 2013 nimmt auch die Pestalozzigrundschule an
diesem Projekt teil.

Die Organisation der Lernférderung wird in den verschiedenen Schulen — je nach Philosophie und
Schilerstruktur — sehr unterschiedlich organisiert und durchgefihrt. Alle am Projekt beteiligten
Stellen bestatigen jedoch die Effektivitat und den Erfolg dieser Art der Lernférderung. Insofern wird
auf den Bericht im Sozial- und Gesundheitsausschuss vom 03.03.2013 verwiesen.

Mit Antrag vom 23.07.2014 beantragte die Ménauschule das Projekt der ,Optimierten Lernforde-
rung“ auch in ihrer Schule zu etablieren.

Derzeit besuchen 165 Schiler in acht Klassen die Monauschule. Nach Auskunft der Schule kom-
men 55% aller Schilerinnen und Schiler aus Familien mit Migrationshintergrund und haben auf-
grund unterschiedlichster Situationen in den Familien einen hohen sprachlichen und sozi-
al/emotionalen Forderbedarf. Viele Schilerinnen und Schiler bendtigen daher eine aufRerschuli-
sche Unterstitzung um den Anforderungen des Schulalltags gerecht zu werden und die wesentli-
chen Lernziele zu erreichen.

Die Mdnauschule beabsichtigt daher im Rahmen dieses Projektes parallel zum Unterricht in den
Unterrichtsfachern ,Deutsch und Mathematik® Lernhelfer einzusetzen und dieses Angebot durch
individuelle Unterstitzung am Nachmittag zu erganzen. Diese Lernhelfer sollen tber die vhs ge-
wonnen werden.

Unter Berlcksichtigung des Umfangs der beantragten und auch notwendigen Lernférderung wer-
den sich die Kosten fur das Schuljahr 2014/2015 auf ca. 43.000 € belaufen.
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Seitens der Verwaltung wird der Antrag der Monduschule auf Implementierung des Projektes be-
furwortet. Aufgrund der Erfahrungen an anderen Schulen wird in diesem Zusammenhang die Ge-
winnung der Lernhelfer Gber die vhs positiv bewertet und beflrwortet, da sich die Zusammenarbeit
mit der vhs in diesem Projekt sehr bewahrt hat.

Die Kosten fir dieses Projekt werden als Leistung der Lernférderung nach § 28 Abs. 5 SGB Il mit
dem Land Uber die Kosten des ,Bildungs- und Teilhabepaketes® abgerechnet; inwieweit in 2014
und den Folgejahren eine komplette Erstattung der Kosten erfolgen wird, kann heute nicht ab-
schlieRend beurteilt werden; insoweit wird auf die Ausfiihrungen unter TOP 7 verwiesen.

Von Seiten der VHS wird fur die Ausweitung der Lernforderung auf die Ménauschule eine gering-
fugige Anhebung der Arbeitsstunden in der VHS fir erforderlich gehalten, die von dort im Perso-

nalreferat beantragt wird. Aus Sicht des Sozialamtes wird diese Arbeitszeiterhéhung in der VHS
befurwortet.

Anlagen: 1. Lernférderung Modellversuch Regeln

lll. Abstimmung
Beratung im Gremium: Sozial- und Gesundheitsausschuss am 02.10.2014
Ergebnis/Beschluss:

1. Dem Antrag auf Implementierung des Projektes ,,Optimierte Lernférderung” in der Ménauschu-
le Grundschule zum 15.10.2014 wird zugestimmt.

2. Die Kosten dieses Projektes werden Uber die Lernférderung aus dem Bildungs- und Teilhabe-
pakets getragen.
mit 12 gegen 0 Stimmen

gez. Dr. Preuf3 gez. Vierheilig
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

Beratung im Gremium: Sozialbeirat am 02.10.2014

Ergebnis/Beschluss:
1. Dem Antrag auf Implementierung des Projektes ,,Optimierte Lernférderung” in der Ménauschu-
le Grundschule zum 15.10.2014 wird zugestimmit.

2. Die Kosten dieses Projektes werden Uber die Lernférderung aus dem Bildungs- und Teilhabe-
pakets getragen.

mit 2 gegen 0 Stimmen

gez. Dr. Preuf3 gez. Vierheilig
Vorsitzende/r Berichterstatter/in

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang

150/205

Seite 2 von 2



S0Z/1ST

Zahlungsstrome der Férdermittel (BuT) pro Schule

Schule

Schuljahr 2013/14

Schuljahr 2014/15
voraussichtlich wie 2013/14

Max-und-Justine-Bsner-Schule 9.160,00
Pestalozzischule 27.280,00
Hermann-Hedenus-Mittelschule 23.660,00
Ernst-Penzoldt-Mittelschule 24.460,00
Eichendorff-Mittelschule 67.000,00
Gesamt Schuljahr 2013/14 151.560,00 151.560,00
Buchenbach-Nord (Ménauschule) 45.000,00
Gesamt Schuljahr 2014/15 196.560,00

0¢ O



O 21

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/zV/11 Personal- und Organisationsamt 11/038/2014

Stellenplan 2015 - Personalressourcen fir die Volkshochschule Erlangen
als Kooperationspartner fur die optimierte Lernférderung an Erlanger Schulen
ab dem 01.01.2015

Beratungsfolge Termin OIN Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

Stadtrat 27.11.2014 O Beschluss

19.11.2014 O Gutachten

Beteiligte Dienststellen
Referat IV, Referat V, 43, 20, 40, 50

. Antrag

Vorbehaltlich der Zustimmung zur Vorlage Nr. 43/010/2014 (Volkshochschule Erlangen als Koope-
rationspartner fur die optimierte Lernférderung an Erlanger Schulen im Schuljahr 2014/15) werden
im Vorgriff auf den Stellenplan 2015

. der kw-Vermerk bei PISt.- Nr. 4300048 (10 Stunden VzA EG 13 TV6D bzw. Stundensper-
rung von 9,5 Stunden/Woche) fur eine/n padagogische/n Mitarbeiter/in ab dem 01.01.2016 ohne
Termin verlangert,

. der kw-Vermerk bei PISt.- Nr. 4300095 (0,13 VzA EG 05 TV6D bzw. 5 Stunden/Woche) fur
eine Verwaltungskraft ab dem 01.01.2016 ohne Termin verlangert,

. zusétzlich 6,5 Stunden ab dem 01.01.2015 mit Stellenwert EG 13 (fur eine/n padagogi-
sche/n Mitarbeiter/in) ohne Termin auf der 0,5-PISt. 4300048 gewahrt, so dass die Stundensper-
rung nur noch bei 3 Stunden liegt und

. zusatzlich 3,0 Stunden ab dem 01.01.2015 mit Stellenwert A 7 BayBesG bzw. EG 05 TV6D
(far eine Verwaltungskraft) ohne Termin auf der 0,5-Planstelle 4300095 gewahrt, so dass die Stun-
densperrung nur noch bei 11,5 Stunden liegt

und ab dem 01.01.2015 zur Besetzung mit kw-Vermerk ohne Termin freigegeben.

Ab dem Haushaltsjahr 2015 wird die Verwaltungskostenpauschale von Amt 43/vhs herangezogen
und vom Sachkostenbudget der vhs jahrlich an das zentrale Personalkostenbudget Ubertragen.

Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Mit Vorlage Nr. 11/131/2013 wurde mit StR-Beschluss vom 25.07.2013 zum Stellenplan 2014
Personalressourcen fur die Volkshochschule Erlangen als Kooperationspartner fir die optimier-
te Lernférderung an Erlanger Schulen ab dem Schuljahr 2013/14, befristet fir zwei Schuljahre
(0,5 Planstellen mit Stellenwert EG 13 (fur eine/n pddagogische/n Mitarbeiter/in) mit Stunden-
sperrung fur das Schuljahr 2013/14 in Hohe von 9,5 Stunden (= 10 Stunden) und 0,5 Planstel-
len mit Stellenwert A 7 BayBesG bzw. EG 06 TVOD (fur eine Verwaltungskraft) mit Stunden-
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sperrung fur das Schuljahr 2013/14 in H6he von 14,5 Stunden (= 5 Stunden)

geschaffen. Die Stellenanteile wurden ab dem 01.09.2013 zur befristeten Besetzung bis zum
31.12.2015 freigegeben.

Die Volkshochschule wird in die Lage versetzt, ab dem 01.01.2015 die Lernférderung fur die

aktuell tber Amt 50 einbezogenen Erlanger Schulen mit zusatzlichen Wochenstunden pada-

gogisch zu planen und zu organisieren sowie die Dozenten und Bildungsangebote zu verwal-
ten. Dies gilt so lange, wie die Volkshochschule als Kooperationspartner fiir die 0.g. Schulen

ausgewahlt wird. Es wird daher an den o.g. Stellen ein kw-Vermerk ohne Termin angebracht.

Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Die unter I. Antrag benétigten und von der Volkshochschule beantragten Planstellen(anteile)
sollen beschlossen und besetzt werden.

Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Da die erhéhten Personalressourcen zur Vorbereitung und Durchfiihrung der optimierten Lern-
foérderung an Erlanger Schulen bereits seit September 2014 gebraucht werden, bedarf es eines
vorgezogenen Stellenplanbeschlusses (Eilbedurftigkeit).

Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Die vhs Erlangen hat zur padagogischen und verwaltungsmafigen Planung und Organisation
der optimierten Lernférderung ab dem Schuljahr 2014/15 einen zusatzlichen Personalbedarf
von 6,5 Std. padagogische/r Mitarbeiter/in (HPM) und 3,0 Std. Verwaltungsmitarbeiter/in
(OPM) wochentlich.

Die Personaldurchschnittskosten (basierend auf Zahlen von 2014) wurden von der Volkshoch-
schule in der og. Vorlage bereits dargestellt.

Danach verbleibt ein zusétzlicher (schul-)jahrlicher Finanzierungsbedarf in Hohe von ca.
16.130,00 EUR (mit Beihilfe und Versorgungskosten). Dieser kommt zum bisherigen (schul-)
jahrlichen Finanzierungsbedarf in Hohe von ca. 26.300,00 EUR noch hinzu (Zahlen aus 2013).

Das Personalkostenbudget ist daher ab dem 01.01.2015 auf Dauer zu erhéhen. Von Januar
bis August 2015 um ca. 10.753,00 EUR Personalkosten (zzgl. evtl. tariflicher bzw. beamten-
rechtlicher Anpassungen).

Die zusatzlichen Personalkosten von September bis Dezember 2014 i. H. v. ca. 5.377,00
EUR sind aus dem Sachkostenbudget des Amtes 43/vhs zu begleichen.

Ab dem Haushaltsjahr 2015 besteht eine jahrliche Refinanzierungsmoglichkeit in Hohe von
10% der Fordermittel (Betrag abhangig von der Zahl der Férderantrdge, ca. 19.600,00 € fir
2014/15), die Amt 43/vhs als Verwaltungskostenpauschale vereinnahmt und die vom Sachkos-
tenbudget der vhs jahrlich an das zentrale Personalkostenbudget Ubertragen werden
(19:600,00€ :12 x 8 = ca. 13.067,00 € fur Schj. 2014/15; ab Schj. 2015/16 12/12) siehe auch
Vorlage Nr. 43/049/2013, Ziff. 11/4. Ressourcen).

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
X belasten ab Januar 2015 das zentrale Personalkostanbudget,

Refinanzierung 09 — 12/2014 vollstandig durch Sachkostenbudget von Amt 43 und
ab 2015 anteilig wie oben beschrieben.
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Anlagen:

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift

VI.Zum Vorgang
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O 22

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
Theater 44/007/2014

Ersatzanmietung Werkstatt-/Lagerhalle des Theaters

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung
Kultur- und Freizeitausschuss 12.11.2014 O Gutachten
Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen
VI/24 und 11/20

. Antrag

Aufgrund von haufigen Uberflutungen und entsprechend hohen Folgekosten sowie VerstéRen
gegen Arbeits- und Gesundheitsschutzbestimmungen in diversen Arbeitsstatten des Theaters
besteht dringender Bedarf an einer neuen Lagerhalle fir Buhnenbilder, Mobel und Grof3requisiten,
die zugleich eine Schreinerei samt Mal- und Montageraum sowie perspektivisch eine kleine
Schlosserei beherbergen kann. Die Verwaltung wird beauftragt, schnellstmdglich eine geeignete
Flache zu suchen und einen Anmietbeschluss einzubringen.

Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

(a) Die Lagerhalle des Theaters fur Buhnenbilder, M6bel und Grol3-Requisiten wird regelmafig
Uberflutet. Wahrscheinlich bedingt durch den Klimawandel verkirzten sich die Abstande in den
letzten Jahren und auch die eintretenden Wassermengen erhéhten sich deutlich. Die jiingste
Uberflutung im Sommer 2014 verursachte Schaden in fiinfstelliger Hohe. Bithnenbilder aktuel-
ler Produktionen gingen unwiederbringlich verloren. Die Halle ist nicht langer geeignet, zumal
sie perspektivisch abgerissen wird. Es besteht hochste Dringlichkeit.

(b) Die Requisitenwerkstatt muss mit hoher Wahrscheinlichkeit 2015 aus dem Laden in der
Altstadtmarkt-Passage ausziehen (Brauerei). Es laufen Verhandlungen Uber eine Ersatz-
Anmietung im Leerstand gegentber. Die dortige Flache ist etwas groRRer als die bisherige
Requisite und kdnnte voraussichtlich fir mind. 10 Jahre angemietet werden.

(c) Gleichzeitig gibt es am Theater mindestens zwei Werkstatten (Beleuchtung und Deko-Abt.),
die einer Prufung durch das Gewerbeaufsichtsamt nicht standhalten wiirden und geschlossen
werden mussten (keine ausreichenden Fluchtwege, keine Fenster, situiert in R&umen, die nur
fur Lagerung zugelassen sind etc.). Diese Méngel, die das Theater wegen Raummangels nicht
aus eigener Kraft beheben kann, sind in allen vergangenen Arbeitsprogrammen des Amtes
ohne Erfolg immer wieder benannt worden.

Neben diesen Versté3en gegen Arbeits- und Gesundheitsschutzbestimmungen geniigen die
winzige Schneiderei (4 Mitarbeiter) und das enge Tonbiiro ohne Studio (2 Mitarbeiter) den
Anforderungen eines eigenproduzierenden Hauses nicht mehr. Die letzte Besichtigung mit dem
GME bestatigte zudem die hohe Baufélligkeit aller R&ume der sogenannten Garage, die die
Sicherheit der hier Arbeitenden gefahrdet. Je nach Produktion sind dies 15-25 Personen, die
keine Umkleide-, Wasch oder Pausenrdume und nur eine Toilette (!) nutzen kénnen.

Bei Vorsto3en zur Behebung dieser Missstdnde wurde bislang auf die anstehende Sanierung
des Langhauses verwiesen. Dies ist angesichts der grol3en zeitlichen Ungewissheit keine
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Option mehr.

Da all diese Arbeitsstatten in unmittelbarer Nahe zum Markgrafentheater liegen missen, hier
jedoch in absehbarer Zeit keine Raumlichkeiten erschlossen werden kdnnen, bleibt nur die
Umstrukturierung.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Amt 24/GME sucht eine neue Lagerhalle in Erlangen, notfalls im naheren Erlanger Umland, die
zugleich eine Schreinerei samt Mal- und Montageraum sowie perspektivisch auch eine kleine
Schlosserei beherbergen kann. Die dadurch frei werdenden Raume in der Theaterstral3e/
Schiffsstral3e sowie die grof3ere Ladenflache fur die Requisite in der Altstadtmarkt-Passage
schaffen Platz fur eine verniinftige Neuaufteilung der vorschriftswidrigen Werkstatten, der zu
kleinen Schneiderei und des Tonstudios (Ring-Umzug).

Zur Nutzungsanderung der Theaterschreinerei, die 2005 unter Zuhilfenahme von Landesmitteln
saniert wurde, liegt bereits eine positive Stellungnahme der Regierung Mittelfranken vor.

Der Ring-Umzug wiirde zudem die Arbeit der Schreinerei erheblich erleichtern, da diese fir
viele Buhnenbildteile mit Buhnenmalfien zu klein dimensioniert ist. So wirden sich Mal-, Holz-
und Montagearbeiten nicht mehr gegenseitig behindern. Zeitaufwandiges Hin- und Hertragen
sowie kritisches Zwischenlagern in G&ngen etc. kdnnte entfallen. Auch verringern sich die
Aufbauzeiten auf der Biihne des Markgrafentheaters, wenn nicht erst dort zum ersten Mal alle
Teile eines Buhnenbildes zusammengestellt wiirden, sondern bereits parallel zur Herstellung in
einem angrenzenden Montageraum. Hier konnten auch die Malarbeiten stattfinden und nicht
wie derzeit auf der Bihne (Schliel3tage) oder auf der Probebihne GlockenstralRe, was immer
wieder zur Einschrankung von Probenzeiten fuhrt. Insgesamt kdnnte das Theater somit mehr
Vorstellungen spielen.

3. Schlussbemerkung

Diese Losung ermoglicht Gberhaupt ein weiteres Arbeiten (Lagerhalle nicht mehr nutzbar,
GesetzesverstoRRe in Werkstatten, Requisitenwerkstatt demnachst gekiindigt). Die bekannte
bedenkliche Situation des Langhauses, der dringende Handlungsbedarf, um das Theater in der
Garage als Spielstétte zu erhalten und die notwendige Sanierung der Barockgarderoben mit
der daraus folgenden verbesserten Seiten- und Hinterblhnensituation sowie unzumutbare
Arbeitsbedingungen fir die technischen Mitarbeiter allgemein — alle diese immer wieder
beschriebenen Probleme sind nur im Rahmen einer Generalsanierung zu losen.

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)
Geschatzte Kosten bei Amt 44/Theater: 54.000 € einmalig, 6.000 € p. a. im Sachkostenetat:
a) 20.000 € Kleintransporter fiir Fahrten zwischen Bithnen und Schreinerei!

b) 30.000 € Ausstattung Schreinerei/Montageraum/Malsaal/SozialrAume (FuRboden mit
Holzbohlen fiur Aufbauten, Mobiliar, Teektliche etc.)

c) 4.000 € Aufbau neuer Regalsysteme fir Requisite und Deko-Abteilung sowie Umbau der
Raumlichkeiten in der neuen Altstadtmarktpassage

d) 6.000 € p. a. fur erhdhten Aufwand fur Haltung und Treibstoff von Fahrzeugen sowie
erweiterte Lagerhaltung (Beschaffung beim Einzelhandel in der Innenstadt entfallt)

e) Ggf. eine halbe Stelle fir Mehraufwand bei Transportlogistik, Be- und Entladen, Auf- und
Abbau (wird nur bei dringendem Bedarf fir das Haushaltsjahr 2016 angemeldet)

! Hierdurch wiirde sich ein mittelfristig anstehender Antrag auf Mittelnachbewilligung eriibrigen, den Amt 44 fiir den Er-
satz des alten VW Caddy benétigt, der voraussichtlich in 2-3 Jahren nicht mehr einsatzfahig sein wird. Es handelt sich
also lediglich um einen Mehraufwand, nicht um komplett zusatzliche Kosten.
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Das Theater tragt folgende Kosten selbst: 45.000 €:

e 20.000 € Ersatzbeschaffung kleinerer Maschinen, die im Haus verbleiben (aus dem
eigenen Investitionsbudget in 2015/2016)

e 25.000 € Ausstattung Schlosserei (mittelfristig geplant, teilweise refinanziert durch
Ersparnisse bei Auftragsvergaben an externe Schlosserei in Nirnberg)

Geschéatzte Kosten bei Amt 24/GME:

Die Anmietkosten der derzeitigen Lagerflachen (650 m?) liegen mit unter 3 € / m? auf sehr
niedrigem Niveau (jahrlich ca. 24.000 €). Derartige Preise sind bei Neuanmietungen nicht
mehr realistisch. Recherchen des GME ergaben, dass selbst eine Ersatzhalle nur fiir ein
neues Lager bei anndhernd gleichbleibender Flache mindestens doppelt so teuer wiirde.

f) 105.000 € jahrliche Anmietkosten-Mehrung (fiir ca. 1.500 m?)
g) 30.000 € einmalig fir Umzug von Lagerhalle und Schreinerei

h) Kosten fir die Herrichtung der Halle, die der Vermieter nicht zu Gibernehmen bereit ist,
wie beispielsweise brandschutz- bzw. larmschutztechnische MaRnahmen, Trennwande,
Rolltore, Abluftsch&chte, Hubpodest etc. Hierzu kdnnen erst im Anmietbeschluss
belastbare Zahlen vorgelegt werden. (Grob-Kalkulationen Giber Amt 24/GME)

Investitionskosten Amt 44: € 54.000 bei IPNr.: 261.351
Investitionskosten Amt 24: € bei IPNr.:

Sachkosten Amt 24: € 30.000 (fur Umzug) bei Sachkonto: 529101
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:

Folgekosten Amt 24: € 105.000 (pro Jahr) bei Sachkonto: 523111 (Mieten)
Folgekosten Amt 44: € 6.000 (pro Jahr) bei Sachkonto: 525101/ 2

Variante nur Lagerhalle:

Sollte dieser Antrag aus Kostengriinden abgelehnt werden, weist die Verwaltung auf folgende
Variante hin: es ware maoglich, die derzeit angedachte Halle nur zu einem Teil zu mieten und
sie wenigstens fur ein neues Lager zu verwenden. Allerdings bestinden damit die Probleme in
den Werkstatten fort.

Bei einer Anmietdauer von mindestens 10 Jahren sind Vermieter oft bereit, die ndtigen Umbau-
maflnahmen selbst vorzunehmen, so dass hierflir mdglicherweise keine Kosten anfielen.

Investitionskosten: € bei IPNr.:
Sachkosten Amt 24: € 10.000 (Umzug) bei Sachkonto: 529101
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten Amt 24: € 30.000 (pro Jahr) bei Sachkonto: 523111 (Mieten)
Haushaltsmittel
X sind nicht vorhanden
Anlagen:
lll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 23

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/512 Stadtjugendamt 51/026/2014

Freiweilliger stadtischer Baukostenzuschuss an das Diakonische Zentrum
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus- 1911.2014 O Gutachten

schuss
Jugendhilfeausschuss 20.11.2014 O Gutachten
Stadtrat 27.11.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

Antrag

1. Leistung eines freiwilligen stadtischen Zuschusses in Hohe von 35.299,- € an das Diakoni-
sche Zentrum zur Finanzierung der Generalinstandsetzung der Kindertageseinrichtungen
einschliel3lich Neuschaffung von Krippenpléatzen.

2. Eine positive Begutachtung im Haupt-, Finanz- und Personalausschuss steht dabei unter
dem Vorbehalt einer ebenfalls positiven Begutachtung im Jugendhilfeausschuss.

Begrindung

1. Ausgangslage

Das Diakonische Zentrum bittet die Stadt Erlangen mit Schreiben vom 15.09.2014 um einen
freiwilligen stadtischen Zuschuss zur Finanzierung der Generalinstandsetzung der Kinderta-
geseinrichtungen einschlie3lich Neuschaffung von Krippenplatzen. Die Sanierungsmaf3nah-
men wurden von 2010 bis 2013 durchgefihrt und nach Art. 27 BayKiBiG i. V. m. Art. 10 FAG
(nach alter Regelung mit 66 2/3 der forderféahigen Kosten) sowie dem Investitionsprogramm
.Kinderbetreuungsfinanzierung 2008 — 2013" bezuschusst. Durch den Tragerverein des Dia-
konische Zentrums musste ein verbleibender Eigenanteil von 1.287.423,00 € gestemmt wer-
den, der teilweise durch Kredite finanziert werden muss und die den Tragerverein stark belas-
ten. Dartiber hinaus stinden in nachster Zeit noch andere flankierende MalRnahmen an, die
aber aufgrund der ausgeschopften Eigenmittel fiir die Generalinstandsetzung nicht angegan-
gen werden kdnnen.

Die Sanierungsarbeiten dieses umfangreichen Gebaude-Komplexes wurden wéahrend des lau-
fenden Betriebs der Kindertageseinrichtungen mit etwa 180 Kindern durchgefthrt. Um die Ge-
samtkosten fiir das Vorhaben so gering wie mdglich zu halten, hat der Trager auf die Auslage-
rung der Kinder in separate Ausweichquartiere verzichtet, welche auch bezuschussungsfahig
gewesen waren. Damit wurde auch der stadtische Baukostenzuschuss fir das Diakonische
Zentrum entlastet. Um den engen Zeitplan fiir die Sanierungsarbeiten einhalten zu kénnen,
mussten durch den Trager zuweilen kurzfristige Entscheidungen tiber MaRnahmenénderungen
wahrend der Bauausfiihrung getroffen werden. Ziel war es, die Arbeiten, die mit starkem Larm
und Schmutz einhergingen, wahrend der reguldren Schliel3zeiten der Kindertageseinrichtungen
zeitgerecht abschlieRen zu kénnen und den laufenden Betrieb nicht noch starker zu beein-
trachtigen. Auch durch die zu dieser Zeit enorme Nachfrage im Bausektor waren immer wieder
erneute Ausschreibungen notwendig, da nicht immer ausreichend Angebote der einzelnen
Gewerke abgegeben wurden, was den Zeitdruck weiter erhéht hat.
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Entsprechend hat der Trager teilweise auf einen notwendigen, erneuten Antrag auf Genehmi-
gung der Bauabweichungen verzichtet, um nicht noch mehr Zeit zu verlieren. Durch die Regie-
rung von Mittelfranken wurden diese entsprechend den staatlichen Zuwendungsbestimmungen
im Rahmen der Verwendungshachweisprifung als nicht (nachtréglich) férderfahig anerkannt.
Dadurch verringerten sich die zuwendungsfahigen Kosten und damit auch der Gesamtzu-
schuss um 54.306,16 €.

Hervorzuheben ist, dass es bei der Durchfiihrung der Baumalnahme zu keiner Kostensteige-
rung kam. Aufgrund des aktiven Tragerverhaltens bei den Ausschreibungen der Gewerke
konnten die veranschlagten Gesamtkosten (2.892.726,10 €) sogar leicht auf 2.877.984,98 €
reduziert werden. Dies ist bei einer derartig umfangreichen Baumaf3nahme nicht der Regelfall
und dem Kostenbewusstsein des Tragers geschuldet.

Die Verwaltung schlagt vor, die geringeren Zuschusskosten in Hohe von 54.306,16 € um die
darin enthaltenen staatlichen FAG-Férdermittel von 19.007,16 € zu bereinigen und dem Tra-
gerverein den stadtische Zuschussanteil in Hohe von 35.299,00€ (netto) zu gewahren. Die
stadtischen Haushaltsmittel von 35.299,00 € stehen fiir die freiwillige Bezuschussung zur Ver-
fugung.

2. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)
Zur Finanzierung der Generalinstandsetzung der Kindertageseinrichtungen des Diakonischen
Zentrums mit gleichzeitiger Neuschaffung von weiteren Krippenpléatzen soll dem Tréger der
stadtische Netto-Baukostenforderanteil in Héhe von 35.299,00 € als freiwilliger stadtischer Zu-
schuss zur Verfligung gestellt werden.

3. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Die Generalsanierung des Diakonischen Zentrums wurde nach Art. 27 BayKiBig i.V.m. Art. 10
FAG gefdrdert und die Neuschaffung der 12 Krippenplatze nach dem Investitionsprogramm
.Kinderbetreuungsfinanzierung 2008 — 2013" bezuschusst. Der Netto-Baukostenférderanteil
soll als freiwilliger stadtischer Baukostenzuschuss geleistet werden.

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)
Investitionskosten: 35.299,00 € bei IPNr.: 365D.880
KST: 510090
KTr: 36510051

Keine Einnahmen nach FAG

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
X sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen:
[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang

159/205

Seite 2 von 2



O 24

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/512 Stadtjugendamt 512/004/2014

Evang.-Luth.Kirchengemeinde St. Markus in Erlangen, Sieglitzhofer Str. 2;
Ersatzneubau des Lohekinderhauses fir 12 Krippen-, 50 Kindergarten- und 25
Hortplatze

Beratungsfolge Termin OIN Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus- 19112014 O Gutachten

schuss
Jugendhilfeausschuss 20.11.2014 O Gutachten
Stadtrat 27.11.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
20

Antrag

1. Die Evang.- Luth. Gesamtkirchenverwaltung (GKV) erhélt - vorbehaltlich der positiven Be-
gutachtung des Fachausschusses - fir den Ersatzneubau des Léhe-Kinderhauses der Kir-
chengemeinde St. Markus einen Baukostenzuschuss nach Art. 27 BayKiBiG i.V. mit Art. 10
FAG.

2. Der Baumalinahme wird hinsichtlich Art, Ausmafd und Ausfiihrung gemaf Art. 27 BayKiBiG
zugstimmt.

3. Es erfolgt eine jahrliche Bezuschussung der Betriebskosten nach BayKiBiG.

Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Erhalt bzw. Anpassung des Betreuungsangebotes im Planungsbezirk D — Innenstadt und
Nordost. Mit Stadtratsbeschluss vom 27.03.2014 wurde der Bedarf fir 12 Krippen-, 50 Kinder-
garten- und 25 Hortplatze anerkannt. Nach Einrichtung eines Ganztagszuges an der Albert-
Schweitzer-Schule erfolgt in Abstimmung zwischen Tréger, Jugendamt und Schule eine Redu-
Zierung der Hortplatze.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Bezuschussung der Baukosten wie unter Punkt 1.1 genannt.
Jahrliche Bezuschussung der Betriebskosten nach BayKiBiG.
3. Prozesse und Strukturen

(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Die Gesamtkirchenverwaltung hatte bereits im Oktober 2011 ihre Absicht erklart, das Gebaude
des Lohe -Kinderhauses in Sieglitzhof sanieren zu wollen. Aufgrund des Krippenausbaus wur-
de diese Mallnahme zunachst zuriickgestellt. Im Jahr 2013 trat die Kirchengemeinde erneut an
das Jugendamt heran, da wegen der maroden Bausubstanz dringender Handlungsbedarf be-
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steht. So sind beispielsweise die Sanitaranlagen des Kindergartens in einem katastrophalen
Zustand. Der Altbau gentigt nicht mehr den baulichen und padagogischen Anforderungen. Eine
Sanierungs- und UmbaumalRnahme ist nicht wirtschaftlich - allein die nach aktuellen Vorschrif-
ten erforderliche Brandschutzertlichtigung beider Geschosse stellt eine unverhaltnismaRig
aufwandige und teure MalRnahme dar, so dass die Entscheidung fur einen Ersatzneubau fiel.

Bau

Die Ersatzneubauplanung sieht einen zweigeschossigen Baukdrper vor. Im Erdgeschoss be-
finden sich neben den Krippenraumen ein Mehrzweck- und ein Snoezelenraum. Die Nutzung
dieser Raume ist vorrangig fur Kindergarten- und Hortkinder vorgesehen. Das Leitungszimmer
befindet sich im direkten Anschluss an die Krippe, der Personalraum ist im EG des Bestands-
gebaudes untergebracht. Im Obergeschoss sind die Raumlichkeiten fur Kindergarten und Hort
sowie die Versorgungs-Kiche vorgesehen.

Die Grundrissplanung bietet Berihrungspunkte fir alle Kinder sowie Rickzugsmoglichkeiten
und Intensivraume fir jede Altersstufe.

Die Gestaltung des Auf3enbereichs ist der Konzeption der Einrichtung angepasst und sieht fur
alle Altersgruppen Spiel- und Entfaltungsmoglichkeiten vor.

Kosten und Finanzierung

Die Kosten pro Platz betragen rd. 26.109,00 € (KGr. 300, 400, 500, 700).

Kosten und Kostenaufteilung:
Kosten laut Kostenschétzung vom

12.09.2014 KGr 200-700 2.386.508,00 €
Baukosten, die geférdert werden KGr 300, 400, 500, 700 2.271.478,31 €
Baukosten, die nicht geférdert wer- KGr 200, 600 115.020.69 €

den

Finanzierung im Detail:
FAG-Foérderung
zuweisungsféahige Flache nach Summenraumpro-

staatlicher Anteil gramm: 471mz 585.245,00 €
471 x 3.883 € x 80% x 40%

stadtischer Anteil 471 x 3.883 € x 80% - 585.245 € 877.870,00 €

Gesamtférderung 1.463.115,00 €

Anteil Trager 2.386.508,05 € - 585.245,00 €- 877.870,00 € 923.393,00 €

Summe 2.386.508,00 €

Die Malznahme wurde fir den Haushalt 2015 angemeldet. Nach derzeitigem Stand ist die Bau-
kostenbezuschussung auf einen Zeitraum von vier Jahren angelegt. Fur 2015 — 2017 ist ein
Mittelansatz von je 400.000,00 €/pro Jahr vorgesehen, fir 2018 die Restmittel.

Eine Bewilligung der MalRnahme kann noch im laufenden HH-Jahr erfolgen, sobald die beste-
hende Verpflichtungserméchtigung i. H. v. 2.000.000,00 € zu Gunsten der Investitionskosten-
forderung in entsprechender Hohe tGber den Referenten durch die KAmmerei freigegeben wird.
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4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: 1.463.115,00 € bei IPNr.: 365D.880
Folgekosten jahrlich 340.000,00 € bei Sachkonto: 530101
(Betriebskostenzuschuss)

Korrespondierende Einnahmen 585.245,00 € bei Sachkonto:365D.610ES
Staatl. Betriebskostenférderung 170.000,00 € bei Sachkonto: 414101

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
X sind vorhanden auf IvP-Nr. 365D.880 (vorbehaltlich Freigabe VE)
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
X fur die Betriebskostenférderung erfolgt eine entsprechende Anmeldung
Anlagen:
[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 25

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/512 Stadtjugendamt 512/005/2014

Investitionskostenzuschuss an die kath. Pfarrgemeinde St. Theresia; hier:
Generalsanierung der Aul3enanlage Kindergarten St. Nikolaus, Lohestr. 4
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus- 19.11.2014 O Gutachten

schuss
Jugendhilfeausschuss 20.11.2014 O Gutachten
Stadtrat 27.11.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
20

Antrag

1. Die kath. Pfarrgemeinde St. Theresia erhalt - vorbehaltlich der positiven Begutachtung des
Fachausschusses - fir die Generalsanierung der AuRenanlage des Kindergartens St. Niko-
laus nach Art. 27 BayKiBiG i. V. m. Art. 10 FAG einen Investitionskostenzuschuss in Héhe
von max. 130.800,00 €.

2. Der Baumafinahme wird hinsichtlich Art, Ausmaf3 und Ausfiihrung gemaf Art. 27 BayKiBiG
zugestimmt.

II. Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Neugestaltung des Aul3enspielbereichs aufgrund padagogischer Konzeptionsdnderung sowie
Anpassung an die aktuellen Sicherheitsvorschriften.

Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Bezuschussung der Baukosten nach Art. 27 BayKiBiG i. V. m. Art. 10 FAG sowie des Stadt-
ratsbeschlusses vom 23.10.2014.

Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Die kath. Pfarrgemeinde St. Theresia plant die Generalsanierung des Aul3enbereichs des Kin-
dergartens St. Nikolaus. Das Geléande erstreckt sich derzeit Uber zwei Ebenen, die durch eine
starke Hanglage verbunden sind. Die Abstiitzungen erfolgen durch Holzpalisaden, die alters-
bedingt (30 Jahre) nach und nach abbrechen. Dadurch ist die Sicherheit der Kinder auf Dauer
nicht gewabhrleistet.

Aufgrund der grof3en Hohenunterschiede des vorgegebenen Gelandes sind besondere Bau-
konstruktionen wie z.B. Befestigungen und Abstitzungen von Flachen, Stitzwande fir Hoch-
beete, Einfriedungen zum Abfangen von Gelandespringen notwendig. Ebenso bedarf es einer
Anpassung der technischen Anlagen (z.B. Abwasseranlage).
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Die Umgestaltung ermdglicht es, den Aul3enbereich an den aktuellen padagogischen Standard
anzupassen und die Sicherheitsanforderungen zu erfillen. Hierzu werden die H6henunter-
schiede des Gelandes genutzt, um verschiedene Ebenen auszubilden. Die Ebenen werden mit
unterschiedlichem Material wie z.B. Sand, Granulat und Wasser ausgestaltet. Dadurch entste-
hen vielseitige und ausreichende Bewegungs- und Erfahrungsrdume, die es den Kindern er-
maoglichen soziale, kdrperliche und lernmethodische Kompetenzen zu erwerben. Zudem kén-
nen die Kinder durch Anlegen und Pflegen von Gemuse- bzw. Hochbeeten und Beerenstrau-
chern Erfahrungen mit dem Naturkreislauf von Nahrungsmitteln sammelin.

Durch die Neugestaltung des Aul3engelandes und die neue padagogische Gesamtkonzeption
kénnen die Ziele des Bayerischen Erziehungs- und Bildungsplans (BEP) umgesetzt werden.

Die Finanzierung stellt sich wie folgt dar.

Kosten und Kostenaufteilung :

Tg%g_”z(')allﬁ Kostenschatzung vom |~ 500 ynd 700 175.741,85 €
Baukosten, die geférdert werden KGr 500 145.991,84 €
Architektenkosten max. 12% aus KGr 500 17.519,02 €
Gesamtkosten forderfahig 163.510,86 €
nicht forderfahige Kosten Honorar Architekt tber 12 % 12.230,98 €
Gesamtkosten 175.741,84 €
Finanzierung im Detail:

FAG-Foérderung

staatlicher Anteil 40% aus 130.808,69 € 52.323,45 €
stadtischer Anteil 80 % aus 163.510,86 € - 52.323,45€ 78.485,24 €
Gesamtférderung 130.808,69 €
Anteil Trager 44,933,16 €
Gesamtkosten 175.741,85 €

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Das Vorhaben ist nach Art. 27 BayKiBiG forderfahig. In Verbindung mit dem Stadtratsbe-
schluss vom 23.10.2014 betrégt der stadtische Baukostenzuschuss 80 % der férderfahigen
Kosten. Nach der vorgelegten Kostenaufstellung betragen die Gesamtkosten rd. 175.750,00 €,
davon sind rd. 163.500,00 € forderfahig. Hieraus ergibt sich ein stadtischer Baukostenzu-
schuss von max. 130.800,00 €, dieser wird zu 40% durch den Freistaat Bayern refinanziert.

Die geplante Generalsanierung wurde dem Stadtjugendamt erstmals im Oktober 2013 ange-
zeigt, eine Anmeldung im Haushalt 2014 war somit nicht mdglich.

Durch die Verschiebung beim geplanten Mittelabfluss 2014 im Bereich der Investitionskosten-
zuschisse kann die Malinahme aus dem laufenden Haushalt finanziert werden. Die Verschie-
bung wurde bei der Haushaltsplanung 2015 bereits beriicksichtigt, d.h. ein entsprechender Mit-
telansatz wurde bei den Haushaltsberatungen 2015 beantragt.
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Investitionskosten: € 130.800 bei IPNr.: 365D.880
Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten: € bei Sachkonto:
Bezuschussung der Betriebs-
kosten:
Korrespondierende Einnahmen € 52.300 bei Sachkonto:356D.610ES
Weitere Ressourcen
Haushaltsmittel
[] werden nicht benétigt
X sind vorhanden auf IP-Nr. 365D.880
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] fur Betriebskostenférderung sind vorhanden
Anlagen:
[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 26

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
51/512 Stadtjugendamt 512/006/2014

"Kleine Flitzer": Investitionskostenzuschuss BrandschutzmalRnahme,
Schenkstr.174 , 91052 Erlangen

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus- 19.11.2014 O Gutachten

schuss
Jugendhilfeausschuss 20.11.2014 O Gutachten
Stadtrat 27.11.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
20

. Antrag

Die Brandschutzmaf3nahme bei der Krabbelstube Erlangen e.V. ,Kleine Flitzer*, Schenkstr. 174
wird — vorbehaltlich der positiven Begutachtung im Fachausschuss - entsprechend Art. 27
BayKiBiG mit maximal 22.800,00 € bezuschusst.

Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Aus Sicherheitsgriinden ist der Brandschutz bei der Krabbelstube e.V. ,Kleine Flitzer* den
aktuellen Vorschriften anzupassen. Hierzu ist der Anbau von zwei Fluchttreppen erforderlich.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Bezuschussung des Vorhabens nach Art. 27 BayKiBiG i. V. m. Stadtratsbeschluss vom
23.10.2014.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Bei der Begehung durch die Bauaufsicht im April 2014 wurde erneut die Verbesserung des
zweiten Flucht- und Rettungsweges gefordert. Mit Schreiben vom 16.09.2014 stellte die Krab-
belstube Erlangen e.V., Schenkstr. 174 einen Antrag auf Bezuschussung der durchzufihren-
den BrandschutzmaBRnhahmen in o.a. Einrichtung. Da die Kindertageseinrichtung in einem Miet-
objekt betrieben wird, wurde das geplante Vorgehen mit Trager, Bauaufsicht, Jugendamt und
Vermieter abgestimmt.

Um den aktuellen Brandschutzbestimmungen zu entsprechen und damit die Sicherheit zu ge-
wabhrleisten, muss aus beiden Gruppenrdumen ein zweiter Flucht- und Rettungsweg geschaf-
fen werden. Dadurch werden Umbauten im Innenbereich notwendig (z.B. Verlegung Heizkor-
per, Einbau Turelement). Die Fluchttreppen im Au3enbereich werden als Stahl- bzw. Holzkon-
struktion ausgefuhrt.

Das Vorhaben ist nach Art. 27 BayKiBiG férderfahig. Der stadtische Baukostenzuschuss be-
tragt 80 % der zuschussfahigen Kosten. Nach der vorgelegten Aufstellung betragen die Ge-
samtkosten rd. 28.500,00 €, diese sind in voller Hohe forderfahig. Hieraus ergibt sich ein ma-
ximaler stadtischer Baukostenzuschuss von 22.800,00 €.

Sollte das Vorhaben kostenguinstiger als in der vorgelegten Kalkulation vom 23.09.2014 ver-
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wirklicht werden, wird der stadtische Baukostenzuschuss analog der staatlichen Bestimmun-
gen (FA-ZR 2006) reduziert, evtl. Kostensteigerungen sind durch die Krabbelstube Erlangen
e.V. voll zu tragen. Eine Refinanzierung nach FAG an die Stadt Erlangen ist nicht méglich, da
die Bagatellgrenze von 100.000,00 € unterschritten wird.

Gemal Art. 27 BayKiBiG besteht eine Férderpflicht von Seiten der Kommune. Nachdem der
Forderantrag im September 2014 gestellt wurde, war eine Anmeldung fir den laufenden Haus-
halt nicht moglich. Aufgrund Verschiebungen beim geplanten Mittelabfluss 2014 im Bereich der
Investitionskostenzuschiisse kann die Mal3nhahme aus dem laufenden Haushalt finanziert wer-
den. Die Verschiebung wurde bei der Haushaltsplanung 2015 bereits bericksichtigt, d.h. ein
entsprechender Mittelansatz wurde bei den Haushaltsberatungen 2015 beantragt.

Die Finanzierung stellt sich wie folgt dar:

Kosten und Kostenaufteilung :

;g%g_”z(')allﬁ Kostenschatzung vom |~ 300.700 28.463,37 €
Baukosten, die geférdert werden KGr 300, 400, 500 26.328,37 €
Architektenkosten max. 12% aus KGr 300, 400, 500 =3.159,40 € 2.135,00 €
Gesamtkosten 28.463,37 €
Finanzierung im Detail:

FAG-Fo6rderung

staatlicher Anteil Bagatellgrenze

stadtischer Anteil 80 % aus 28.463,37 € 22.770,70 €
Anteil Trager 5.692,67 €
Gesamtkosten 28.463,37 €

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: 22.800,00 € bei IPNr.: 365D.880
Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
X sind vorhanden auf IvP-Nr. 365D.880
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen:
[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 27

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/512/ Stadtjugendamt 512/007/2014

Errichtung eines Anbaus an die bestehende Kindertageseinrichtung St.Kunigund,;
hier: freiwilligen Zuschuss zur Forderung des Personalraumes

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus- 19.11.2014 O Gutachten

schuss
Jugendhilfeausschuss 20.11.2014 O Gutachten
Stadtrat 27.11.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

Antrag

Die Kath. Filialkirchengemeinde St. Kunigund, 91058 Erlangen, Holzschuherring 40 erhalt — vorbe-
haltlich der positiven Begutachtung des Fachausschusses - fur die Neuschaffung des Personal-
raumes einen freiwilligen Baukostenzuschuss in Héhe von max. 29.235,00 €

Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Im Zuge der Neuschaffung von 12 Krippenplatzen fur die Firma Rehau wird von der Katholi-
sche Filialkirchengemeinde St. Kunigund ein zuséatzlicher Personalraum geschaffen. Damit
wird eine Entzerrung der Raumsituation fir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter herbeigefuhrt.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Der Trager schafft aufgrund der Raumzuschnitte im Bestand und der vielféltigen Raumnut-
zungskonzepte in dem Anbau, in dem auch die neuen Krippenplatze fur die Firma Rehau ent-
stehen, einen weiteren Personalraum. Insgesamt stehen in der Einrichtung ausreichend Fla-
chen zur Verfliigung, so dass ein zusatzlicher Personalraum nach Art. 27 BayKiBIiG nicht als
forderfahig anerkannt werden kann. Eine weiter gehende freiwillige Forderung von Seiten der
Stadt wurde in Zusammenhang mit der Forderung der Bau- und Investitionskosten fir die 12
Krippenplatze mit StR-Beschluss vom 25.07.2013 (Vorlage Nr.51/126/2013) ausgeschlossen.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Trotz der eindeutigen Rechtslage und des eindeutigen StR-Beschlusses blieb der Konflikt tiber
die Forderfahigkeit des Personalraums weiter bestehen. Um die die hohen Zuschiisse des
Sonderinvestitionsprogramms Kinderbetreuungsfinanzierung 2008 - 2014 fur die neuen Krip-
penpléatze nicht zu gefahrden und die voll allen Seiten gewlnschte Realisierung des Bauprojek-
tes zu unterstitzen, hat die Verwaltung mit Schreiben vom 02.04.2014 - ohne Anerkennung ei-
ner Rechtspflicht und unter dem Vorbehalt der Zustimmung des Stadtrates - das Angebot un-
terbreitet, ein Drittel der zuschussfahigen Baukosten fur den Personalraum zu Gbernehmen.
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4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Der freiwillige Baukostenzuschuss in Héhe eines Drittels der malRgeblichen Kostenschatzung
fur den neugeschaffenen Personalraum in der Kindertageseinrichtung St. Kunigund betragt
max.29.235,00 £€.

Investitionskosten: 29.235,00 € bei IPNr.: 365D.880
Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
X sind vorhanden auf IvP-Nr. 365D.880
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen:
[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 28

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
IV/512 Stadtjugendamt 512/008/2014

Kath. Kindergarten und Kinderhort St. Kunigund; hier:Investitionskostenzuschuss -
Brandschutz-
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus- 19.11.2014 O Gutachten

schuss
Jugendhilfeausschuss 20.11.2014 O Gutachten
Stadtrat 27.11.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen
20

. Antrag

Die Bezuschussung der MalRnahmen im Rahmen des Brandschutzes im Kath. Kindergarten und
im Kinderhort St. Kunigund mit Herstellung eines zweiten Rettungsweges im Kath. Kinderhort

St. Kunigund wird nach Art. 27 BayKiBiG — vorbehaltlich der positiven Begutachtung des Fachaus-
schusses - mit maximal 41.912,00 € bezuschusst.

Begrundung

1. Ergebnis/Wirkungen
(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Aus Sicherheitsgrinden sind im Kath. Kindergarten und im Kinderhort St. Kunigund im Rah-
men des Brandschutzes Umbauten sowie die Herstellung eines zweiten Rettungsweges fur
den Kath. Kinderhort St. Kunigund notwendig.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Bezuschussung des Vorhabens erfolgt nach Art. 27 BayKiBiG in Verbindung mit dem Stadt-
ratsbeschluss vom 23.10.2014.

3. Prozesse und Strukturen
(Wie sollen die Programme / Leistungsangebote erbracht werden?)

Die Kath. Filialkirchenstiftung St. Kunigund, Holzschuherring 40, 91058 Erlangen, hat in Ab-
stimmung mit der Bauaufsicht und dem Jugendamt ein neues Brandschutzkonzept flr den dor-
tigen Kindergarten und Kinderhort erarbeitet und hierfiir eine Bezuschussung beantragt. Damit
die Sicherheit in den beiden Kindertageseinrichtungen gewéhrleistet ist und diese den aktuel-
len Bestimmungen entspricht, ist es notwendig, im Rahmen des Brandschutzes Umbauten vor-
zunehmen sowie einen zweiten Rettungsweg (Aul3entreppe beim Kinderhort) herzustellen.

Das Vorhaben ist nach Art. 27 BayKiBiG forderfahig. In Verbindung mit dem Stadtratsbe-
schluss vom 23.10.2014 betragt der stadt. Baukostenzuschuss 80 % der forderfahigen Kosten.
Nach der vorgelegten Kostenaufstellung betragen die Gesamtkosten 44.536,02 € (brutto). Un-
ter Beriicksichtigung der mit angegebenen Eventualposition von 7.854,00 € (brutto), deren Be-
darf erst wahrend der Ausflhrungsarbeiten bestimmt werden kann, wirden sich ggf. die Ge-
samtkosten auf 52.390,02 € (brutto) erhdhen.
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Die vorgenannten Gesamtkosten stellen die forderfahigen Kosten dar, so dass sich hieraus ein
stadt. Baukostenzuschuss von 35.629,00 € bzw. 41.912,00 € ergeben. Sollte das Vorhaben
kostenginstiger als in der vorgelegten Kostenkalkulation des Architekturbiros vom 10.06.2014
verwirklicht werden, so wird der stadt. Baukostenzuschuss analog den staatl. Bestimmungen
nach der Richtlinie zu kommunalen BaumalRhahmen im kommunalen Finanzausgleich (FA-ZR
2006) neu ermittelt. Kostensteigerungen sind durch die Kath. Filialkirchenstiftung St. Kunigund
voll zu tragen.

Eine staatliche Zuwendung nach FAG an die Stadt Erlangen ist nicht mdglich, da die Bagatell-
grenze von 100.000,00 € unterschritten wird.

Durch die Verschiebung beim geplanten Mittelabfluss 2014 im Bereich der Investitionskosten-
zuschisse kann die MaRnahme aus dem laufenden Haushalt finanziert werden. Die Verschie-
bung wurde bei der Haushaltsplanung 2015 bereits beriicksichtigt, d.h. ein entsprechender Mit-
telansatz wurde bei den Haushaltsberatungen 2015 beantragt.

4. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: max. 41.912,00€ bei IPNr.: 365D.880
St. Kunigund (KiGa undHort)

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt
X fur Investitionsostenbezuschussung sind vorhanden auf IP-Nr. 365D.880
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden
Anlagen:
[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 29

Beschlussvorlage

Geschéftszeichen: Verantwortliche/r:

1/52

Gebuhrenanderung in den Schulsporthallen

Beratungsfolge Termin
Sportbeirat 04.11.2014
Sportausschuss 04.11.2014
Haupt-, Finanz- und Personalaus- 19.11.2014
schuss

Stadtrat 27.11.2014

Beteiligte Dienststellen

I. Antrag

O/N Vorlagenart

O O OO0

Empfehlung
Gutachten

Gutachten

Beschluss

Vorlagennummer:
52/040/2014
Abstimmung

einstimmig angenommen
einstimmig angenommen

Der Erhdéhung der Gebihren zum 01.01.2015 fir die Schulsporthallen fir forderberechtigte Sport-
vereine wird - wie in der Anlage beigefligt - zugestimmt.

II. Begrindung
1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Die Schulsporthallen sollen auch wahrend der Ferien den Erlanger Sportvereinen zur Verfu-
gung stehen. Die Verwaltung wurde durch einen einstimmigen Beschluss (52/024/2014) des
Sportausschusses vom 30.09.2014 beauftragt, eine Gebihrenerh6hung um 23 % fur die for-
derfahigen Sportvereine, zur Nutzung der Schulsporthallen, zu veranlassen.

Durch die Erhéhung der Gebulhren, besteht die Moglichkeit, diese Ausweitung der Belegung in
den Schulferien zu erméglichen. So kdnnen die zusatzlich entstehenden Kosten fiir Kontroll-
dienste und Reinigungsleistungen, die bei Amt 24 entstehen, abgedeckt werden.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

In der angedachten Vorgehensweise soll die bestehende Trainingsbelegung (Montag bis Frei-
tag) in allen Schulsporthallen wie folgt weiterlaufen:

o Herbstferien: Hallen stehen zur Verfligung

e Weihnachtsferien: Hallen geschlossen

e Faschingsferien: Hallen stehen zur Verfiigung

e Osterferien: Hallen stehen in der ersten Ferienwoche zur Verfigung/

zweite Woche geschlossen

¢ Pfingstferien: Hallen stehen in der ersten Ferienwoche zur Verfigung/

zweite Woche geschlossen

e Sommerferien: Hallen stehen in den letzten 3 Wochen zur Verfluigung/

ersten 3 Ferienwochen geschlossen
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Anlagen: Gebiuhrenliste Schulsporthallen 2015

lll. Abstimmung

Beratung im Gremium: Sportausschuss am 04.11.2014

Ergebnis/Beschluss:
Der Erhdéhung der Geblhren zum 01.01.2015 fiir die Schulsporthallen fur forderberechtigte Sport-
vereine wird - wie in der Anlage beigefligt - zugestimmt.

mit 11 gegen 0 Stimmen

gez. Lender-Cassens gez. Klement
Vorsitzende Berichterstatter

Beratung im Gremium: Sportbeirat am 04.11.2014

Ergebnis/Beschluss:
Der Erhohung der Gebihren zum 01.01.2015 fur die Schulsporthallen fir forderberechtigte Sport-
vereine wird - wie in der Anlage beigefligt - zugestimmt.

mit 14 gegen 0 Stimmen

gez. Lender-Cassens gez. Klement
Vorsitzende Berichterstatter

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang

173/205

Seite 2 von 2



Kosten der Schulsporthallen pro Stunde f. forderungsfihige Vereine |

Stand:01.01.2015

Anerk.-

Hallen einschlieBlich qm Miete + Zuschuss Anerk. ([gebihr
-gebiihr

Nebenrdume Nebenkosten Amt 52 alt ab 2015
Sporthalle Loschgeschule 480 33,60 € 32,42 € 0,96 € 1,18 €
Sporthalle Friedrich-Riickert-Schule 320 22,40 € 21,61 € 0,64 € 0,79 €
Aula Friedrich-Rickert-Schule 270 18,90 € 18,24 € 0,54 € 0,66 €
Sporthalle Pestalozzischule 500 35,00 € 33,77 € 1,00 € 1,23 €
Gymnastikraum Pestalozzischule 160 11,20 € 10,81 € 0,32 € 0,39 €
Sporthalle Hermann-Hedenus-Schule 480 33,60 € 32,42 € 0,96 € 1,18 €
Gymnastikraum Hermann-Hedenus-Schule 180 12,60 € 12,16 € 0,36 € 0,44 €
Sporthalle Michael-Poeschke-Schule 480 33,60 € 32,42 € 0,96 € 1,18 €
Gymnastikraum Michael-Poschke-Schule 170 11,90 € 11,48 € 0,34 € 0,42 €
Sporthalle Adalbert-Stifter-Schule 370 25,90 € 24,99 € 0,74 € 0,91 €
Sporthalle Jean-Paul-Schule 390 27,30 € 26,34 € 0,78 € 0,96 €
Sporthalle Bruck West 600 42,00 € 40,52 € 1,20 € 1,48 €
Sporthalle Brucker Lache 480 33,60 € 32,42 € 0,96 € 1,18 €
gRorthalle Blichenbach Dorf 300 21,00 € 20,26 € 0,60 € 0,74 €
ﬁdorthalle Eichendorffschule neu 600 42,00 € 40,52 € 1,20 € 1,48 €
ﬁorthalle Eichendorffschule alt 480 33,60 € 32,42 € 0,96 € 1,18 €
&Dorthalle Tennenlohe 480| 33,60€ 3242€| 0,96¢€ 1,18 €
SPorthalle Eltersdorf 480| 33,60€ 3242€| 0,96¢€ 1,18 €
Sporthalle Frauenaurach 480 33,60 € 32,42 € 0,96 € 1,18 €
Sporthalle Dechsendorf 480 33,60 € 32,42 € 0,96 € 1,18 €
Sporthalle Werner-von-Siemens-Realschule 1.300 91,00 € 84,60 € 5,20 € 6,40 €
Sporthalle Marie-Therese-Gymnasium alt 290 20,30 € 19,59 € 0,58 € 0,71 €
Sporthalle Marie-Therese-Gymnasium neu 520 36,40 € 35,12 € 1,04 € 1,28 €
Sporthalle Ohm-Gymnasium Ost 370 25,90 € 24,99 € 0,74 € 0,91 €
Sporthalle Ohm-Gymnasium Mitte 470 32,90 € 31,74 € 0,94 € 1,16 €
Sporthalle Ohm-Gymnasium West 320 22,40 € 21,61 € 0,64 € 0,79 €
Sporthalle Gymnasium Fridericianum Ost 390 27,30 € 26,34 € 0,78 € 0,96 €
Sporthalle Gymnasium Fridericianum West 390 27,30 € 26,34 € 0,78 € 0,96 €
Sporthalle Albert-Schweitzer-Gymnasium 1.200 84,00 € 78,10 € 4,80 € 5,90 €
Gymnastikraum Friedrich-Sponsel-Halle 250 17,50 € 16,89 € 0,50 € 0,62 €
Sporthalle Blichenbach Nord 1.300 91,00 € 84,60 € 5,20 € 6,40 €
Aula Wirtschaftsschule 430 30,10 € 29,04 € 0,86 € 1,06 €
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O 30

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/zZV/113 Personal- und Organisationsamt 113/003/2014

Anderung und Erganzung des Stellenplanes 2015;
1. Neufassung - Auszug aus der Verwaltungsvorlage vom November 2014

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Gutachten
schuss

Beteiligte Dienststellen
Gem. Aufstellungsverfahren zum Stellenplan alle Referate, Fachamter und Personalrat

. Antrag

Der Stellenplan der Stadt Erlangen 2015 wird anhand der Verwaltungsvorlage Liste A
(1. Neufassung vom November 2014) geandert und erganzt.

. Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

Aufgaben — und bedarfsorientierte Stellenplanung

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Die Erganzungen und Anderungen werden auf Verwaltungsebene umgesetzt.

3. Haushaltsmittel sind nicht vorhanden

Anlagen: Auszug aus der Verwaltungsvorlage vom November 2014

[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 30

OBM/ZV/113-0/CM002 T. 1642 Erlangen, November.2014

Anderung und Erganzung des Stellenplanes 2015

Neufassung
hier:Auszug aus der Verwaltungsvorlage vom November 2014

fur die Sitzung des HFPA-HH am 19.11.2014

Inhalt Seite
1. Vorbemerkungen 2
2. Liste A — neue Planstellen usw. 3

Referat fur Personal, Organisation, Brand- und Katastrophenschutz

Ternes
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2.3 Stellenneuschaffungen, Funktionsénderungen, kw-Vermerke, Stundensperrungen bzw. Stundenentsperrungen

Nr. Ref/

Amt/PISt

OBM
1300059
1300061

6. SchbV
0030000

1,0

Funktion/Aufgabe/

Thema

Personliche Mitar-
beiter/in

Freigestellte Ver-
trauensperson der
Schwerbehinder-
ten

EG S5

Anteilige
Personal-
kosten

2014
€

16.600

Gesamt-
jahreskos-
ten
ab 2015
€

153.600

33.100

Begrindung/Bemerkungen

Neuschaffung:
In der Stadtratssitzung vom 05.05.2014 wurde die Auf-

nahme in die Verwaltungsvorlage beschlossen.

Refinanzierung: Keine

Neuschaffung in Héhe von 29,75 Std. — Stunden-
sperre auf restliches Volumen:

Mit Beschluss des Stadtrates vom 05.05.2014 wurde die
Verwaltung beauftragt, diese Position mit in die
Verwaltungsvorlage aufzunehmen — Freistellung der
Vertrauensperson der Schwerbehinderten

Refinanzierung: Keine

177/205

Gutach-

ten
Fach-
aus-
schuss

Gutach-
ten
HFPA
03.12./
04.12.14

Beschluss
Stadrat
22.01.15




Nr. Ref/ Zw/Ez | Funktion/Aufgabe/ Wert Anteilige Gesamt- Begriindung/Bemerkungen Gutach- | Gutach- Beschluss
Amt/PISt Thema Personal- Jah reskos- ten ten Stadrat
kosten ten Fach- | HFPA 22.01.15
aus- 03.12./
20é4 e 2015 schuss | 04.12.14
Amt 11
7. OBM/zV |0,5 Betriebliches A1l 12.300 24.600 [Neuschaffunag:
1110030 Eingliederungs- (21.300) (42.600) |Aufgrund steigender Fallzahlen ist diese Stellen-
management schaffung notwendig.
Refinanzierung: Keine
8. OBM/zV [1,0 SB Organisation |A 11 24.600 49.200 |[Neuschaffung:
1122025 (42.600) (85.100) |[Die anstehenden Organisationsaufgaben kénnen mit der
derzeitigen Personalausstattung nicht bearbeitet wer-
den.
Refinanzierung: Keine
9. OBM/zV [1,0 SB Personalwirt- |A 10 20.100 40.100 [Neuschaffung:
1121072 schaft (34.700) (69.400) |Fallzahlen u.a. in der Beratung und Begleitung der
Fachdienststellen bei Auswahlverfahren sind stark ge-
stiegen.
Durch diese Neuschaffung wird ein entsprechendes
zbV-Stellenvolumen freigemacht.
Refinanzierung: Keine
10. |OBM/zZV |0,5 SB Verwaltung A7 8.600 17.200 |Neuschaffunag:
1121100 (14.900) (29.700) |Die Aufgabenmehrung ist bedingt durch den bereits sich

abzeichnenden demografischen Wandel und einer er-
hoéhte Fluktuation von Beschéftigten/Beamten bei der
Abwicklung des Bewerbermanagements.

Durch diese Neuschaffung wird ein entsprechendes
zbV-Stellenvolumen freigemacht.

Refinanzierung: Keine
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Nr.

Ref/
Amt/PISt

ZwW/Ez

Funktion/Aufgabe/
Thema

Wert

Anteilige
Personal-
kosten
2014
€

Gesamt-
jahreskos-
ten
ab 2015
€

Begrindung/Bemerkungen

Gutach-
ten
Fach-
aus-
schuss

Gutach-
ten
HFPA
03.12./
04.12.14

Beschluss
Stadrat
22.01.15

11.

OBM/zV
00...

50

zbV-Stellen

3xA10
2XA7

63.000
(109.000)

188.900
(327.000)

Neuschaffung:
Um flexiblere Mdglichkeiten furr eine Ubernahme nach

der Ausbildung fir die Nachwuchskréfte der Stadt Er-
langen zu schaffen, wird die Bereitstellung dieser zu-
satzlichen zbV-Stellen bendtigt. Die Stellen sollen
zweckgebunden fur die fertig ausgebildeten Nach-
wuchskrafte verwendet werden, um eine Ubernahme
auch in den Fallen sicherzustellen, in denen nach der
Abschlussprifung nicht sofort, aber in einem absehba-
ren Zeitraum eine Einsatzstelle in Aussicht steht.

Damit kann die Abwanderung geeigneten Personals zu
anderen Verwaltungen verhindert und die hohe Investiti-
on in deren Ausbildung fiir die Stadt Erlangen gesichert
werden.

Refinanzierung: Keine

Amt 13

12.

OBM
1302050

0,5

SB Verwaltung

EG5

3.400

6.700

Neuschaffung in H6he von 6 Std. — Stundensperre
bei Planstelle 1302030 in H6he von 0,164-Volumen
und Reduzierung des Stundenkontingents 130S130
in Hohe von 0,182:

Die volle Geschaftszimmerkraftstelle wird so bald wie
maoglich von BM Il bendtigt. 6 Std. wurden bislang fur
Aufgaben bei Amt 13 (v.a. fur Vorbereitung und Durch-
fuhrung stadtischer Veranstaltungen) verwendet.

Refinanzierung: Keine

13.

OBM
1304060

0,5

SB Sozialer Be-
reich

S8

10.600

21.100

Neuschaffung in H6he von 15,5 Std. — Stunden-
sperre auf restliches Volumen:

Der Betreuungs-, Koordinationsbedarf im Integrations-
programm ,Die Begleiter* hat stark zugenommen. Die
Entwicklung der Anzahl der Bildungspaten und Paten-
schaften ist seit 2010 gestiegen. Zudem besteht eine
Warteliste.

Refillazgézgé Keine




Nr. Ref/ Zw/Ez | Funktion/Aufgabe/ Wert Anteilige Gesamt- Begrindung/Bemerkungen Gutach- | Gutach- Beschluss
Amt/PISt Thema Personal- jahreskos- ten ten Stadrat
kosten ten Fach- | HFPA 22.01.15
aus- 03.12./
20é4 &l 2015 schuss | 04.12.14
14. |Fraktions- (1,0 Wissenschaftlicher [EG 13 38.400 76.800 [Neuschaffung:
antrag Mitarbeiter Fir das Sachgebiet 13-4 (beantragt in S 12)
. FDP Pflichtaufgabe nach Behindertenrechtskonvention
Anm.: Kein Antrag des Fachamtes; Einstieg bei
wissenschaftlicher Tatigkeit ist EG 13
Amt 20
15. |l 0,5 SB Kaufmannisch |[EG 9 15.200 30.300 ([Neuschaffung mit kw-Vermerk zum 30.06.2017:
2003170 Fur eine zligige Abarbeitung der ausstehenden Jahres-
abschlisse bedarf es dieser Position.
Refinanzierung: Keine
Amt 30
16. |l 0,5 Hilfssachbearbei- [EG 2 9.400 18.700 |[Neuschaffung:
3010070 ter Fur Erfassungsarbeiten der Burgerbefragungen, des
Bildungsmonitorings, des Mietspiegels, der Verkehrs-
zahlungen, sowie weiterer Befragungen im Auftrag
stadtischer Dienststellen, bedarf es dieser
Position.
Refinanzierung: Keine
Amt 32
17. |l 1,0 Sachgebietsleitung |A 12 27.500 55.000 [Neuschaffung:
3203000 Gewerbeange- (47.600) (95.200) |Aktuelle Organisationsuntersuchung bestétigt diesen

legenheiten, Mérk-
te/Kirchweihen

Bedarf.
Durch diese Neuschaffung wird ein entsprechendes
zbV-Stellenvolumen freigemacht.

Refiqaﬂﬂ?gj‘q&: Keine

=9I =9




Nr.

Ref/
Amt/PISt

ZwW/Ez

Funktion/Aufgabe/
Thema

Wert

Anteilige
Personal-
kosten
2014
€

Gesamt-
jahreskos-
ten
ab 2015
€

Begriindung/Bemerkungen

Gutach-
ten
Fach-
aus-
schuss

Gutach-
ten
HFPA
03.12./
04.12.14

Beschluss
Stadrat
22.01.15

Amt 33

18.

1
3302185

SB Verwaltung

A8

Verlédngerung des kw-Vermerkes in Hohe von 1,0 bis
zum 30.06.2016:

Eine klare Abschatzung des personellen Mehrbedarfs
kann zum momentanen Zeitpunkt auf Grund des aktuell
laufenden Projekts ,Willkommenskultur® nicht geleistet
werden.

19.

1l
3302188

SB Verwaltung

EG5

Verlangerung des kw-Vermerkes in Héhe von 0,5 bis
zum 30.06.2016:

Eine klare Abschatzung des personellen Mehrbedarfs
kann zum momentanen Zeitpunkt auf Grund des aktuell
laufenden Projekts ,Willkommenskultur* nicht geleistet
werden.

20.

1]
3302330

1,0

SB Verwaltung fur
den Asylbereich

A8

19.700
(34.000)

39.300
(67.900)

Neuschaffung:
Eine klare Abschéatzung des personellen Mehrbedarfs

wird im laufenden Projekt ,Willkommenskultur in einer
Organisationsuntersuchung Uberprift.

Durch diese Neuschaffung wird ein entsprechendes
zbV-Stellenvolumen freigemacht.

Ergebnis der Bedarfsprifung wird im Laufe des
Jahres 2015 erwartet - tatsachliche Stellenbesetzung
erst mit Freigabe durch Ref. OBM/zZV

Refinanzierung: Keine

21.

Fraktions-

antrag
SP

1,0

SB ,Willkommens-
tresen*

EG5

21.700

43.300

Neuschaffung:
Erster Schritt zur Umsetzung der Willkommenskultur

Ergebnis der Bedarfsprifung wird im Laufe des
Jahres 2015 erwartet - tatsachliche Stellenbesetzung
erst mit Freigabe durch Stadtrat

Anmerkung: Stellenwert wird nach Personalbe-
messung Uberprift.
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O 31.2

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/13-4 Birgermeister- und Presseamt 13/023/2014

"Klimapartnerschaften fordern”
- Antrag Nr. 225/2014, erlanger linke zum Haushalt 2015

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss

schuss

Beteiligte Dienststellen
Umweltamt (Amt 31)

I. Antrag

1. Die Verwaltung wird beauftragt, in Sondierungsgesprachen mit San Carlos und der Stadt Nirn-

berg die gemeinsamen Méglichkeiten einer Zusammenarbeit im Rahmen der Stadtepartner-
schaft mit San Carlos in den Bereichen des Klimaschutzes und der Klimaanpassung zu sondie-
ren (ca. Méarz 2015).

Uber die Ergebnisse ist den zustandigen Fachausschiissen zu berichten.

. Die Entscheidung Uber die mit 0.g. Fraktionsantrag beantragten Haushaltsmittel ist erst im

Rahmen der Haushaltberatungen fur den Haushalt 2015 zu treffen.

3. Der Fraktionsantrag 225/2014 ist damit abschlieRend bearbeitet.

[I. Begrindung

1. Ergebnis/Wirkungen/Sachbericht:

(Welche Ergebnisse bzw. Wirkungen sollen erzielt werden?)

A)

Eine Intensivierung der Zusammenarbeit im Bereich Klima- und Umweltschutz (im Rahmen des
Programms ,50 Klimapartnerschaften bis 2015 oder unabhangig davon) ist grundsatzlich
Uberlegenswert und von der Stadtverwaltung San Carlos wurde bereits bestétigt, dass dieses
Thema wichtig ist. Die Zusammenarbeit im Rahmen einer Klimapartnerschaft muss jedoch mit
entsprechendem Vorlauf vorbereitet werden. Da ein wichtiger Bestandteil die Entsendung von
kommunalen Fachexperten ist, muss neben dem finanziellen auch der personelle Aufwand auf
beiden Seiten geklart werden. Im Zeitraum vom 11. bis 22. Marz 2015 ist eine Delegationsreise
nach San Carlos geplant. Fachbesuche speziell zu Klima- und Umweltschutz sind vorgesehen.
Im Falle einer Entscheidung fur den Aufbau einer Klimapartnerschaft, bzw. Intensivierung der
Zusammenarbeit auf diesen Gebieten bietet sich dieser Delegationsbesuch als Gelegenheit fur
erste Vorbereitungsgesprache an. In diesem Fall halt das Sachgebiet 13-4 (Integration und In-
ternationale Beziehungen) die Teilnahme eines Vertreters des Umweltamtes fir sinnvoll.

B)

Zwischen der Stadt Nirnberg und San Carlos besteht bereits im Rahmen des Projekts ,50
kommunale Klimapartnerschaften bis 2015" Giber die Servicestelle ,Kommunen in der Einen
Welt" eine Partnerschaft: Seit Sommer 2012 arbeiten Nurnberg und San Carlos gemeinsam an
diesem Thema.

Hierflr wurde das "Nurnberger Netzwerk Klimapartnerschaft mit San Carlos" aufgebaut. Darin
arbeiten u.a. Bund Naturschutz, Energiewendebiindnis, Umweltreferat, Ohm-Hochschule, In-
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genieure ohne Grenzen und engagierte Einzelpersonen mit.
Als Schwerpunkte gelten (mit unterschiedlichen Schwerpunkten in beiden Stadten):

a) Nachhaltige Land-/Forstwirtschaft
b) Waldschutz und Wiederaufforstung
c) Energieeffizienz

d) Erneuerbare Energien

e) Bildungsarbeit.

Fazit:

Sowohl das Umweltamt als auch das Bulrgermeister- und Presseamt, Sachgebiet Integration
und Internationale Beziehungen, sehen eine kinftige Zusammenarbeit in den Bereichen des
Klimaschutzes und der Klimaanpassung als denkbar / umsetzbar an.

Anzumerken ist, dass der Anmeldezeitraum fir die aktuelle vierte Phase des Programms ,50
kommunale Klimapartnerschaften bis 2015" bereits im August d.J. abgelaufen ist. Eine Teil-
nahme an dem Programm in der aktuellen Phase ist daher ohnehin nicht méglich.

2. Programme / Produkte / Leistungen / Auflagen
(Was soll getan werden, um die Ergebnisse bzw. Wirkungen zu erzielen?)

Mit der Stadt San Carlos und der Stadt Nirnberg sind Sondierungsgespréache tber die M6g-
lichkeiten einer gemeinsamen Zusammenarbeit zu fihren.

Im Vorfeld einer Entscheidung fur den Aufbau der ,Klimapartnerschaft* ist zu tGberprifen, ob
die Stadt Erlangen sich in das bestehende Netzwerk einbinden und sich an Projekten sowie
deren Umsetzung beteiligen kann.

Ferner ist der personelle und finanzielle Aufwand einer Mitwirkung bzw. der Aufbau einer
Klimapartnerschaft zu klaren einschl. der hierflr notwendigen personellen Kapazitaten.

3. Ressourcen
(Welche Ressourcen sind zur Realisierung des Leistungsangebotes erforderlich?)

Investitionskosten: € bei IPNr.:

Sachkosten: € bei Sachkonto:
Personalkosten (brutto): € bei Sachkonto:
Folgekosten € bei Sachkonto:
Korrespondierende Einnahmen € bei Sachkonto:

Weitere Ressourcen

Haushaltsmittel

[] werden nicht benétigt

[] sind vorhanden auf IvP-Nr.
bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk

X sind nicht vorhanden

Anlagen: Antrag 225/2014

[1l. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang

183/205

Seite 2 von 2



.. Fraktionsantrag gemaf § 28 GeschO
O 31.2 Eingang: 21.10.2014

er’anger ’inke CQ:[SEZT ?)Zgﬁog\/l Fraktionen

Zust. Referat: OBM/13, 111/31, 11/20/Sponsel
erlanger linke- Rathausplatz 1- 91052 Erlangen mit Referat:

Bidro: Montags 15 - 18 Uhr
Sprechstunde: ”” 17 - 18 Uhr

Herrn Oberblurgermeister

Dr. Florian Janik tel: 09131/86-1789
Rathausplatz 1 fax: 09131/86-1791
91052 Erlangen e-mail: erlanger-linke@stadt.erlangen.de

Erlangen, den 20.10.2014

Haushalt: Klimapartnerschaften férdern

Sehr geehrter Herr Dr. Janik,

Zum Ergebnishaushalt stellen wir den Antrag:

Fur Klimapartnerschaften bereitstellen

2015: 20.000 €
2016: 40.000 €
2017: 40.000 €

Begriindung:
Im Rahmen der Stadtepartnerschaften insbesondere mit San Carlos kann die Stadt

Erlangen gemeinsame Projekte zum Klimaschutz durchfiihren. Dafir gibt es auch
Fordergelder vom BMZ. Mehr dazu in der Zeitschrift E+Z Jg.55.2014:5, Seite 198-199

Mit freundlichen Grien

Johannes Pdhimann Anton Salzbrunn
Stadtrat Stadtrat

g]ger linke - Rathausplatz 1 - 91052 Erlangen 1/1
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O 32

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
11120 Stadtkdmmerei [1/035/2014

Antrage zu den Fachamtsbudgets fur die der HFPA als Fachausschuss zustandig
ist (siehe aufbereitete Antragsunterlagen zum Haushalt 2015)

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

Die Einzelantrage ergeben sich aus dem anhangenden Abstimmungsskript (Seite 20 - 23).

. Begrundung

Anlagen: Abstimmungsskript

. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 32

Anderungsantrage zum Haushaltsentwurf 2015
--- nicht investiv ---

Amt 2 _ | Nr.des Anderungs-
Ifd.Nr. | S € | antrags (wird von Haushalts-
'c:)s S | Amt 13 vergeben) v hErtrag | Ei Aufwand( ) verbesserung (+)| .
] 7 = ehrertrage (+ insparung (+ stimmung
W= Anderungsantrage zum Verwaltungsentwurf 2015 Minderer?rage Mehﬁaufw%nd oder Fachausschuf
% aga ) ) Haushaltsver-
3 @ schlechterung (-)
a
Haupt-, Finanz- und Personalausschuss am 19.11.2014
Amter
11, 13, 20, 31, 41,
47, 50, 51, 52

1.a. Erlanger Linke |Freiwillige Leistungen im Ergebnisplan (Vorabdotierungen) -331.700 € -331.700 €] Abstimmung
(fur die 209/2014 Um Initiativen und freien Trager zu moglichen Tariferh6hungen zu bezahlen werden die HEPA
Amter Ansétze pauschal um 6 % erhdht. einstimmig /

11,13, 20, Stellungnahme Ref. II: mit ... gegen ...
gé' gi :—,Z) In der Liste Vorabdotierungen sind Sachkosten-, Personalkosten- sowie kombinierte Sach- und Stimmen

T Personalkostenzuschulisse zusammengefasst. Es ist nur mit erheblichen Verwaltungsaufwand

und teilweise unmdglich, den Personalkostenanteil zu ermitteln und somit zu steigern.

1.b. Erlanger Linke |Freiwillige Leistungen im Ergebnisplan (Vorabdotierungen) kein Wert kein Wert| Abstimmung
(fur die 209/2014 Betrag des Jahres 2014 einsetzen, wenn ZuschuB3 auf O € gekiirzt wurde. HEPA
Amter Stellungnahme Ref. II: einstimmig /

11, 13, 20, Wenn manche Zuschiisse von den Fachamtern mit Null EUR veranschlagt werden, liegt dies in mit ... gegen ...
gé' gi :—,Z) Verantwortung der Amter. Die Bereitstellung von Zuschumitteln wie im Haushaltsjahr 2014 ist Stimmen

T Sache der Arbeitsprogramme und von Umschichtungen innerhalb der einzelnen Budgets.

Amt 13 BlUrgermeister- und Presseamt - Sachmittelbudget
Hinweis Ref. II: Mit Annahme von Anderungsantréagen tiber Zuwendungen/Zuschiisse wird das
Budget fir den genannten Zweck erhoht. Die Bereitstellung von Budgetmitteln begriindet keinen
Rechtsanspruch auf Gewahrung von Zuwendungen und Zuschissen. Der Vollzug der
Zuschussrichtlinien obliegt dem budgetierten Fachamt.
13.1. Nachmeldung der |haushaltsneutrale Umschichtung von Budgetmitteln fur Kinder-/Familie an Ref. IV/Amt 51; 26.000 € 26.000 €| Abstimmung
Verwaltung korrespondiert mit Nr. 51.1. HEPA
einstimmig /
mit ... gegen ...
Stimmen
13.2a. Csu fur 750 Jahre Tennenlohe -50.000 € -50.000 € Abstimmung
201/2014 HEPA
einstimmig /
mit ... gegen ...
Stimmen
Bei Annahme des
Antrags entfallt die
Abstimmung zu Nr.
13.2b. bis Nr.
13.2d.
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Anderungsantrage zum Haushaltsentwurf 2015
--- nicht investiv ---

Amt
Ifd. Nr.

Produkt / Sachkonto

(soweit bekannt)

Nr. des Anderungs-
antrags (wird von
Amt 13 vergeben)

Anderungsantrage zum Verwaltungsentwurf 2015

Ertrag
Mehrertrage (+)
Minderertrage

()

Aufwand
Einsparung (+)
Mehraufwand

©)

Haushalts-
verbesserung (+)
oder
Haushaltsver-
schlechterung (-)

Abstimmung
Fachausschufl

13.2b.

SPD
160/2014
odp
152/2014

Zuschuss flr Festaktivitaten zu 750 Jahre Tennenlohe

-30.000 €

-30.000 €

Abstimmung
HFEPA

einstimmig /
mit ... gegen ...
Stimmen
Bei Annahme des
Antrags entfallt die
Abstimmung zu Nr.
13.2c. Und Nr.
13.2d.

13.2c.

GL
194/2014

fir das Ortsjubilaum Tennenlohe

-26.000 €

-26.000 €

Abstimmung
HFEPA

einstimmig /
mit ... gegen ...
Stimmen
Bei Annahme des
Antrags entfallt die
Abstimmung zu Nr.
13.2d.

13.2d.

FWG
154/2014
155/2014

15.000 EUR fur das Jubilaum Tennenlohe

-15.000 €

-15.000 €

Abstimmung
HFEPA

einstimmig /
mit ... gegen ...
Stimmen

13.3.

SPD
160/2014

Zuschuss fir Umbau/ Barrierefreiheit (an den Beauftragten fir Menschen mit Behinderung).

-50.000 €

-50.000 €

Abstimmung
HFEPA

einstimmig /
mit ... gegen ...
Stimmen

13.4.

SPD
160/2014

Zuschuss fur Jubilaumsjahr Stadtepartnerschaft mit San Carlos

-50.000 €

-50.000 €

Abstimmung
HFEPA

einstimmig /
mit ... gegen ...
Stimmen

13.5.

GL
194/2014

25.000 EUR fur Runder Tisch San Carlos

-25.000 €

-25.000 €

Abstimmung
HFEPA

einstimmig /
mit ... gegen ...
Stimmen
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Anderungsantrage zum Haushaltsentwurf 2015

--- nicht investiv ---

Amt 2 _ | Nr.des Anderungs-
Ifd.Nr. | S E | antrags (wird von Haushalts-
f% % SRR " Mehrirrtt:gge (+) Eirglrj);\?ll?:gd(ﬂ VeI () Abstimmung
= Anderungsantrage zum Verwaltungsentwurf 2015 VIR || MR oder Fachausschul
£2 ) ) Haushaltsver-
3 @ schlechterung (-)
a
13.6. odp zusétzlich fur Stadtepartnerschaften San Carlos / Wladimir, Budet analog 2014 -10.000 € -10.000 € Abstimmung
152/2014 HEPA
einstimmig /
mit ... gegen ...
Stimmen
13.7. SPD zusétzlich fur Zuschuss fur Stadtepartnerschaft mit Jena -5.100 € -5.100 €] Abstimmung
160/2014 HEPA
einstimmig /
mit ... gegen ...
Stimmen
13.8. SPD Zuschuss fir Koordinationsstelle Integration -5.100 € -5.100 €] Abstimmung
160/2014 HEPA
einstimmig /
mit ... gegen ...
Stimmen
13.9. SPD Ausfallbiirgschaft fir das Armenien-Jubildumskonzert -15.000 € -15.000 €[ Abstimmung
160/2014 Vorschlag Ref. Il: Mit Annahme dieses Antrags wird das Budget fir den genannten Zweck (gesperrt) (gesperrt) HEPA
GL erhoht, die Mittel werden bis Freigabe durch den HFPA gesperrt. einstimmig /
194/2014 mit ... gegen ...
FDP Stimmen
146/2014 Mittelsperre
15.000 EUR bis
Freigabe durch
den HFPA
13.10. odp Aufwandsentschéadigung fur Ortsbeirate -60.000 € -60.000 € Abstimmung
152/2014 HEPA

einstimmig /
mit ... gegen ...
Stimmen

Auslander- u.
Integrationsbeirat

Der Auslander- und Integrationsbeirat bittet, 55.000 EUR (10.000 EUR fur Aktivitaten und
Offentlichkeitsarbeit + 45.000 EUR zur Fortfilhrung der Deutsch-Offensive) in 2015 zur
Verfligung zu stellen.

Nach Auskunft des Fachamts vom 29.10.2014 sind die benétigten Mittel bereits im

Sachmittelbudget enthalten.
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Anderungsantrage zum Haushaltsentwurf 2015
--- nicht investiv ---

Amt 2 _ | Nr.des Anderungs-
Ifd.Nr. | S € | antrags (wird von Haushalts-
-é % Amt 13 vergeben) ) MehrEerrtt:de *) Eirg:;\/:l?r?gd(ﬂ verbesserung (+) T
0 o 3
e Anderungsantrage zum Verwaltungsentwurf 2015 el || el oder Fachausschull
£ g A ) Haushaltsver-
-g 5 schlechterung (-)
22
I/GSt Gleichstellungsstelle (I/GST - 15) - Sachmittelbudget
(15)
15.1. SPD Madchenprojekt ,Uns geht’s ums Ganze* -5.100 € -5.100 €] Abstimmung
160/2014 HEPA
182/2014 einstimmig /
mit ... gegen ...
Stimmen
eGov eGovernment-Center - Sachmittelbudget
(17)
17.1. 1115 | Nachmeldung der |fur Dienstleistungen aufgrund Umstellung auf ALKIS (= Amtliches Liegenschaftskataster -17.000 € -17.000 € Abstimmung
Verwaltung Informationssystem) sowie 7.000 EUR Zusatzmittel fir IMS bei Amt 24. HEPA
einstimmig /
mit ... gegen ...
Stimmen
Amt 34 Standesamt - Sachmittelbudget
34.1. Nachmeldung der [Durch die am 01.07.2014 inkraftgetretene VO zur Ausfiihrung des Personenstandsgesetzes -12.100 € -12.100 €[ Abstimmung
Verwaltung muss die Stadt Erlangen fiir die Kosten des zentralen elektronischen HEPA

Personalstandsregisters an die AKDB einen Beitrag in Hohe von rund 12.100 EUR p.a.
leisten. Die HOhe des Beitrags war bei Aufstellung des Verwaltungsentwurfs nicht bekannt

einstimmig /
mit ... gegen ...
Stimmen
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O 33.1

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/zV/11 Personal- und Organisationsamt 11/032/2014

Inklusion im Bereich des stadtischen Personals; Bearbeitung des Antrags der SPD
Fraktion Nr. 172/2014 zum Arbeitsprogramm 2015 des Personal- und
Organisationsamtes

Beratungsfolge Termin OIN Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

1. Die Personalverwaltung bemiiht sich verstarkt um Beschéaftigungsmaglichkeiten fir Men-
schen mit Behinderungen (d.h. auch fur bisher kaum bei der Stadt vertretene Formen der
Behinderung) und bietet den Dienststellen, bei denen ein Einsatz bzw. eine Einstellung
maglich ist, Unterstitzung und Begleitung an.

2. Personelle Mehraufwendungen fur 0.g. Malinahmen werden im Bearbeitungsverlauf erfasst
und ein eventueller Personalmehrbedarf in die Haushaltsberatungen 2016 eingebracht.

3. Der SPD-Fraktionsantrag Nr. 172/2014 vom 21.10.2014 ist damit bearbeitet.

. Begrundung

Die Umsetzung des Antrags erfolgt im Rahmen der gesetzlichen Méglichkeiten und des aktuell
vorhandenen Personals.

Haushaltsmittel

X werden vorerst nicht benotigt
[] sind vorhanden auf IvP-Nr.

bzw. im Budget auf Kst/KTr/Sk
[] sind nicht vorhanden

Anlagen: Fraktionsantrag 172/2014

[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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Fraktionsantrag gemaf § 28 GeschO

Herrn Eingang: 21.10.2014
Oberbiirgermeister Antragsnr..  172/2014
Verteiler: OBM, BM, Fraktionen

Dr. Florian Janik
Rathaus
91052 Erlangen

Zust. Referat: OBM/ZV/11/Hr. Matuschke
mit Referat:

Antrag zum Arbeitsprogramm des Personalamts
Inklusion im Bereich des stadtischen Personals
Sehr geehrter Herr Oberblrgermeister,

das Anliegen, dass sich die Stadt Erlangen als Arbeitgeberin starker fur
Menschen mit verschiedenen Formen von Behinderung 6ffnet, hat die

SPD-Fraktion bereits in der letzten Wahlperiode des Stadtrats vorgebracht.

Da in den kommenden Jahren die Erarbeitung eines Masterplans im
Bereich Personalentwicklung ansteht, werden wir dieses grundsatzliche
Thema in diesem Rahmen einbringen. Auch im Vorfeld des Masterplans
sollten jedoch erste Schritte in Richtung mehr Inklusion erfolgen.

Wir beantragen dazu:

Die Personalverwaltung bemiiht sich verstarkt um Beschaftigungs-
maoglichkeiten fir Menschen mit Behinderung (d. h. auch fir bisher kaum
bei der Stadt vertretene Formen der Behinderung) und bietet den
Dienststellen, bei denen ein Einsatz bzw. eine Einstellung mdglich ist,
Unterstiitzung und Begleitung an.

Mit freundlichen GriRRen

Barbara Pfister = =

Fraktionsvorsitzende %
f.d.R. Saskia Coerlin

Geschaftsfuhrerin der SPD-
Fraktion
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SPD Fraktion
im Stadtrat Erlangen

Rathausplatz 1

91052 Erlangen
Geschaftsstelle im Rathaus,

1. Stock, Zimmer 105 und 105a
Telefon 09131 862225
Telefax 09131 862181
spd.fraktion@stadt.erlangen.de
www.spd-fraktion-erlangen.de

Datum
21.10.2014

Ansprechpartnerin
Barbara Pfister

Durchwabhl
0176-21326541
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O 34.1

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/Gst/ZBB-1523 Gleichstellungsstelle Gst/003/2014

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 der Gst - siehe
Arbeitsprogramme 2015 in gebundener Form ab Seite 23

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

I. Antrag
1. Dem Stellenplan 2015 fir die Gleichstellungsstelle wird zugestimmt. Dem Gesamtbudget (die
Gesamtbudgethdhe) fir die Gleichstellungsstelle wird zugestimmt. Eine endgultige Beratung und
Beschlussfassung erfolgt im Haupt-, Finanz- und Personalausschuss und Stadtrat.

2. Das Arbeitsprogramm 2015 fir die Gleichstellungsstelle wird unter Berticksichtigung des noch
festzustellenden Budgets inhaltlich beschlossen.

II. Begrindung

Anlagen: Arbeitsprogramm

lll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 34.2

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
PR Personalrat 11/031/2014

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 der Personalvertretung
- siehe Arbeitsprogramm 2015 in gebundener Form ab Seite 29 -

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

Antrag

1. Dem Stellenplan 2015 der Personalvertretung wird zugestimmit.
Dem Gesamtbudget (die Gesamtbudgethdhe) fur die Personalvertretung wird zugestimmit.
Eine endgliltige Beratung und Beschlussfassung erfolgt im Haupt-, Finanz- und Personal-
ausschuss und Stadtrat

2. Das Arbeitsprogramm 2015 fir die Personalvertretung wird unter Bertcksichtigung des
noch festzustellenden Budgets inhaltlich beschlossen.

Begrindung

Anlagen: Arbeitsprogramm

[l. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 34.3

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/zZV/11 eGovernment-Center eGov/003/2014

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des eGovernment-
Centers, siehe Arbeitsprogramme 2015 in gebundener Form ab Seite 35

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen
Antrag

1. Dem Stellenplan 2015 fur das eGovernment-Center wird zugestimmit.
Dem Gesamtbudget (die Gesamtbudgethdhe) fir das eGovernment-Center wird zuge-
stimmt.
Eine endgultige Beratung und Beschlussfassung erfolgt im Haupt-, Finanz- und Personal-
ausschuss und Stadtrat.

2. Das Arbeitsprogramm 2015 fur das eGovernment-Center wird unter Berlicksichtigung des
noch festzustellenden Budgets inhaltlich beschlossen.

Begrundung

[ll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 34.4

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/zV/11 Personal- und Organisationsamt 11/035/2014

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Personal- und
Organisationsamtes, siehe Arbeitsprogramme 2015 in gebundener Form ab Seite 3

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen
Antrag

1. Dem Stellenplan 2015 fir das Personal- und Organisationsamt wird zugestimmt.
Dem Gesamtbudget (die Gesamtbudgethdhe) fir das Personal- und Organisationsamt wird
zugestimmt.
Eine endgultige Beratung und Beschlussfassung erfolgt im Haupt-, Finanz- und Personal-
ausschuss und Stadtrat.

2. Das Arbeitsprogramm 2015 fur das Personal- und Organisationsamt wird unter Berticksich-
tigung des noch festzustellenden Budgets inhaltlich beschlossen.

Begrundung

Anlagen: Arbeitsprogramm

lll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 345

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/13 Birgermeister- und Presseamt 13/022/2014

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Birgermeister- und
Presseamtes (Amt 13);

siehe Arbeitsprogramm in gebundener Form Seiten 11 bis 16.
Beratungsfolge Termin OIN Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

1. Dem Stellenplan 2015 fur das Amt 13 wird zugestimmt.
Dem Gesamtbudget (der Gesamtbudgethéhe) fir das Amt 13 wird zugestimmt.
Die endgultige Beratung und Beschlussfassung erfolgt im Haupt-, Finanz- und Personal-
ausschuss und im Stadtrat.

2. Das Arbeitsprogramm 2015 (siehe Seiten 11 bis 16 in gebundener Form) fir das Amt 13
wird unter Berucksichtigung des noch festzustellenden Budgets inhaltlich beschlossen.

. Begriindung

Anlagen: --

Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle

V.

Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift

VI.Zum Vorgang
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O 34.6

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
11120 Stadtkdmmerei 11/032/2014

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 der Stadtkdmmerei mit
der Abt. Wirtschaftsforderung und Arbeit sowie der Stabstelle
Beteiligungsmanagement

- siehe Arbeitsprogramme 2015 in gebundener Form ab Seite 45 -

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

. Antrag

1. Dem Stellenplan 2015 fur die Stadtkdmmerei mit der Abt. Wirtschaftsforderung und Arbeit
sowie der Stabstelle Beteiligungsmanagement wird zugestimmt.
Dem Gesamtbudget (der Gesamtbudgethéhe) fir die Stadtkdmmerei mit der Abt. Wirt-
schaftsférderung und Arbeit sowie der Stabstelle Beteiligungsmanagement wird zuge-
stimmt.
Eine endgultige Beratung und Beschlussfassung erfolgt im Haupt-, Finanz- und Personal-
ausschuss und Stadtrat.

2. Das Arbeitsprogramm 2015 fir die Stadtkdmmerei mit der Abt. Wirtschaftsférderung und
Arbeit sowie der Stabstelle Beteiligungsmanagement wird unter Berlicksichtigung des noch
festzustellenden Budgets inhaltlich beschlossen.

. Begrundung

Anlagen: Arbeitsprogramm

Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle

V.

Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift

VI.Zum Vorgang
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O 34.7

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
[11/30-KR0O05 Amt fur Recht und Statistik 30/004/2014

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Amtes fiur Recht und
Statistik (Amt 30); - siehe Arbeitsprogramme in gebundener Form ab Seite 79

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

Antrag

1. Dem Stellenplan fir das Amt fir Recht und Statistik wird zugestimmt.
Dem Gesamtbudget (der Gesamtbudgethoéhe) fir das Amt fir Recht und Statistik wird zuge-
stimmt.
Eine endguiltige Beratung und Beschlussfassung erfolgt im Stadtrat.

2. Das Arbeitsprogramm 2015 fur das Amt fur Recht und Statistik wird unter Beriicksichtigung des
noch festzustellenden Budgets inhaltlich beschlossen.

[I. Begrindung

Anlagen: Arbeitsprogramm

lll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 34.8

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
1/33/WG022 Herr Worm 33/002/2014

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Birgeramtes - siehe
Arbeitsprogramm 2015 in gebundener Form ab Seite 115

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

Antrag

1. Dem Stellenplan 2015 fir das Blrgeramt wird zugestimmt.
Dem Gesamtbudget (der Gesamtbudgethohe) fir das Blrgeramt wird zugestimmt.
Eine endgultige Beratung und Beschlussfassung erfolgt im Stadtrat.

2. Das Arbeitsprogramm 2015 fir das Burgeramt wird unter Beruicksichtigung des noch festzustel-
lenden Budgets inhaltlich beschlossen. Dies gilt auch fiir die nicht im Arbeitsprogramm aufge-
fuhrte, am 24.10.2014 hinzugekommene Aufgabe ,Einblrgerungsinitiative 2015“. Auf die ent-
sprechende Tischvorlage vom 28.10.2014, Gz.: 111I/33/WG022, wird insoweit Bezug genommen.

Il. Begrindung

Siehe Arbeitsprogramme 2015 in gebundener Form.

Anlagen: Arbeitsprogramm

[1l. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 34.8

1/33/WG022 T. -2550 Erlangen, 28. Oktober 2014

Dokumentl

Einbilrgerungsinitiative 2015

Ausgangssituation

Die letzte Einblrgerungsinitiative der Stadt Erlangen liegt 16 Jahre zurlick. Seither haben
die Zahlen stagniert bzw. sind in einzelnen Jahren gesunken. In den letzten 10 Jahren
liegen die Einbiurgerungszahlen in Erlangen mit Ausnahme der Jahre 2010 und 2012 eher
im oder unter dem Bundesdurchschnitt. Im Sinne des Mottos der Stadt ,,Offen aus Traditi-
on“ und zur Manifestation einer etablierten Willkommenskultur strebt die Stadt Erlangen
auch im Bereich der Einbirgerungen auslandischer Mitburgerinnen und Mitburger eine
fuhrende Position an.

Losungsvorschlag

Ziel einer daher von Seiten der Stadtspitze beschlossenen Initiative soll sein,
uber die Vorteile der Einburgerung zu informieren, fur die Einburgerung zu wer-
ben und damit das Interesse an der Einblrgerung dauerhaft zu erhéhen. Mit der
Initiative wird verdeutlicht, dass Einbirgerung in Erlangen erwiunscht ist. Die Di-
mensionen Information (Rechte), Gefuhl (Beheimatung, Verbundenheit) und das positive
Image der Stadt sollen dabei bertcksichtigt werden.

Weiteres Vorgehen

In einer Besprechung zwischen OBM, Dr. Janik, Amt 13-4, Frau Klein und Bur-
geramt (Amt 332-4, Einburgerung, Herr Worm und Frau Zimmer Wendl) wurde
daher am 24.10.2014 folgendes Vorgehen vereinbart:

Das Burgeramt wendet sich im 4. Quartal 2015 mit einer Einbilrgerungsinitiative
an die Offentlichkeit. Diese beinhaltet u.a. gezielte Anschreiben des OBM an
.einbldrgerungsreife” Mitblrgerinnen und —burger (ca. 5.000 Falle). Weiter wer-
den unter Federfuhrung des Blrgeramts und mit Beteiligung / Unterstitzung
durch die Amter 13-4 und 13-1 (Pressestelle) verschiedene mediale Ansétze
(Flyer, evtl. Plakate, Internetseite, etc.) konzipiert und im 4. Quartal 2015 paral-
lel zu der Anschreibeaktion umgesetzt.

Personelle Ressourcen sind im Amt 332-4 verstarkt etwa far Konzeptarbeit und
generierten, erhdohten Beratungsbedarf der angeschriebenen Einbirgerungskan-
didaten erforderlich.

OBM z. K.
Ref Il z.K.
13-4 und 13-1 z.K.

Erganzung des Arbeitsprogramms des Amtes 33 durch Protokollnotiz in der Sitzung des
HFPA am 19.11.2015

332,332-4z. w.V.

gez. Worm
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O 34.9

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
11/34 Standesamt 34/003/2014

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Standesamtes - siehe
Arbeitsprogramm 2015 in gebundener Form ab Seite 121

Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

I. Antrag

1. Dem Stellenplan 2015 fiur das Standesamt wird zugestimmt. Dem Gesamtbudget (die
Gesamtbudgethdhe) fur das Standesamt wird zugestimmt. Eine endgultige Beratung und
Beschlussfassung erfolgt im Stadtrat.

2. Das Arbeitsprogramm 2015 fir das Standesamt wird unter Berticksichtigung des noch
festzustellenden Budgets inhaltlich beschlossen.

II. Begrindung

Anlagen: Arbeitsprogramm 2015 des Standesamtes

lll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 34.10

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
OBM/ZV/37AL Herr Friedhelm Weidinger 37/006/2014

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Amtes fiur Brand- und
Katastrophenschutz (Amt 37) - siehe Arbeitsprogramme 2015 in gebundener Form
ab Seite 127

Beratungsfolge Termin OIN Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

Antrag

1. Dem Stellenplan 2015 fir das Amt fir Brand- und Katastrophenschutz wird zugestimmt. Dem
Gesamtbudget (der Gesamtbudgethohe) fur das Amt fur Brand- und Katastrophenschutz wird zu-
gestimmt. Eine endguiltige Beratung und Beschlussfassung erfolgt im Haupt-, Finanz- und Perso-
nalausschuss und im Stadtrat.

2. Das Arbeitsprogramm 2015 fur das Amt fir Brand- und Katastrophenschutz wird unter Bertick-
sichtigung des noch festzustellenden Budgets inhaltlich beschlossen.

II. Begrindung

Anlagen: Arbeitsprogramm 2015 Amt 37

lll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 34.11

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
1/39 39/002/2014

Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Amtes fur
Veterindrwesen und gesundheitlichen Verbraucherschutz (39)
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

I. Antrag

1. Dem Stellenplan 2015 fir das Amt fur Veterinarwesen und gesundheitlichen Verbraucherschutz
wird zugestimmt.

Dem Gesamtbudget (der Gesamtbudgeththe) des Amtes fiir Veterinarwesen und gesundheitlichen
Verbraucherschutz wird zugestimmt.

Eine endgultige Beratung und Beschlussfassung erfolgt im Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss und im Stadtrat.

2. Das Arbeitsprogramm 2015 des Amtes fiir Veterinarwesen und gesundheitlichen Verbraucher-

schutz wird unter Berticksichtigung des noch festzustellenden Budgets inhaltlich beschlossen.

Il. Begrindung

Anlagen: Arbeitsprogramm 2015, Fachamtsbudget (Budgetdokumentation)

[ll. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 35.1

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
11120 Stadtkdmmerei 11/036/2014

Antrage zum Ergebnishaushalt auR3erhalb der Fachamtsbudgets (siehe aufbereitete
Antragsunterlagen zum Haushalt 2015)
Beratungsfolge Termin O/N Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-

19.11.2014 O Beschluss
schuss

Beteiligte Dienststellen

I. Antrag

Die Einzelantrage ergeben sich aus dem anhangenden Abstimmungsskript (Seite 24 - 25).

[I. Begrindung

Anlagen: Abstimmungsskript

. Abstimmung
siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang
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O 35.2

Beschlussvorlage

Geschaftszeichen: Verantwortliche/r: Vorlagennummer:
11120 Stadtkdmmerei [1/037/2014

Antrage zum Finanzhaushalt/Investitionsprogramm fiur die der HFPA als
Fachausschuss zustandig ist (siehe aufbereitete Antragsunterlagen zum Haushalt
2015)

Beratungsfolge Termin OIN Vorlagenart Abstimmung

Haupt-, Finanz- und Personalaus-
schuss

19.11.2014 O Beschluss

Beteiligte Dienststellen

Antrag

Die Einzelantrage ergeben sich aus dem anhangenden Abstimmungsskript (Seite 61 - 62).

II. Begrindung

Anlagen: Abstimmungsskript

lll. Abstimmung

siehe Anlage

IV.Beschlusskontrolle
V. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift
VI.Zum Vorgang

205/205

Seite 1von 1



Inhaltsverzeichnis

Sitzungsdokumente

Einladung -6ffentlich- 1
Vorlagendokumente
TOP O 8.1 Bearbeitungsstand Fraktionsantrage
Mitteilung zur Kenntnis 13/024/2014 6
TOP O 8.2 Verwendung von Haushaltsmitteln fir San Carlos
Mitteilung zur Kenntnis 13-4/004/2014 7
TOP O 8.3 Sachstandsbericht GGFA A6R des kommunalen Jobcenters Erlangen - Beric
Mitteilung zur Kenntnis 11/034/2014 8
Anlage 1 _ SGA-Bericht Bearbeitungsstand 3 11 14 ult 09 30 11/034/20 9
Anlage 2 _ Kurzfassung_Inklusionsantrag 11/034/2014 28
TOP O 8.4 Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF): Antrag fur ein Fliich
Mitteilung zur Kenntnis 13/025/2014 38
TOP O 8.5 Sachstandsbericht zum Projekt "Umbau und Weiterentwicklung der Auslan
Mitteilung zur Kenntnis 332/001/2014 40
Beratungsstelle Integrationsfragen - Bestin; Aufgaben und Strukturen 42
Konzept Rezeption 332/001/2014 a7
TOP O 9.1 Zwischenbericht des Amtes 42; Budget und Arbeitsprogramm 2014 - Stand
Beschluss Stand: 22.10.2014 42/007/2014 50

14 Amt 42 2 Controlling-Zwischenbericht Budget u Arbeitsprogramm-Mel 52
TOP O 9.2 Zwischenbericht des Amtes 43; Budget- und Arbeitsprogramm 2014 - Stan

Beschluss Stand: 22.10.2014 43/006/2014 54
Anlage_Budget u Arbeitsprogramm 30 09 2014 43/006/2014 56
TOP O 9.3 Zwischenbericht des Amtes 452; Budget und Arbeitsprogramm 2014 - Stan
Beschlussvorlage 452/006/2014 58
Anlage Budget u Arbeitsprogramm 31 10 2014 452/006/2014 60
TOP O 9.4 Zwischenbericht 47/Kulturprojektbiiro (alt) Budget und Arbeitsprogramm
Beschlussvorlage 47/001/2014 62
140917 _Anlage 4 _Budget u Arbeitsprogramm 30 09 2014 47/001/2014 64
TOP O 10 Stellenausschreibungen ohne Hinweis auf Privat-PKW; Bearbeitung des Gr
Beschlussvorlage 11/036/2014 67

257-2014_GruneListe_Stellenausschreibungen ohne Hinweis auf Privat-Pkw 68
TOP O 11 Verlangerung der Befristung der Offnungszeit im Amt fir Soziales, Arbe

Beschlussvorlage 11/037/2014 69
TOP O 12 Geschaftsordnung 2014 fiir den Erlanger Stadtrat;
Beschlussvorlage 13-2/043/2014 71

Anlage 1 Geschaftsordnung_2014 Beschlussvorlage stand20141127 13-2/0473
TOP O 13 Arbeitsmarktprogramm 2015 - Jobcenter Erlangen

Beschlussvorlage 11/024/2014/1 76

GGFA Arbeitsmarktprogramm SGA HFPA 11/024/2014/1 77
TOP O 14.1 Mittelbereitstellung zugunsten Amt 52 fiir IP-Nr. 424F.400 Neubau Bir

Beschluss Mittelbereitstellung Stand: 04.11.2014 242/037/2014 90
TOP O 14.2 Beschaffung eines terrestrischen 3D-Laserscan-Systems

Beschluss Mittelbereitstellung Stand: 11.11.2014 612/003/2014 93
TOP O 14.3 Mittelbereitstellung zur Vermeidung eines absehbaren, groReren Defiz

Beschluss Mittelbereitstellung Stand: 11.11.2014 50/023/2014 96

TOP O 15 Einfiihrung eines Erlangen Passes
Beschluss Stand: 02.10.2014 50/013/2014 100



Anlage 1 Muster Erlangen-Pass 50/013/2014 104

Anlage 2 Auflistung bisheriger Vergunstigungen 50/013/2014 106
TOP O 16 BaumaRnahme EB 77: Neubau Verwaltungsgebaude mit Sozialtrakt und Pfort
Beschluss Stand: 11.11.2014 EB77/002/2014/1 109

14-11-11 ebv BaumalRnahme EB 77 Beschlussvorlage Anlage Grundrisse EB7114
TOP O 17 Grundung eines Zweckverbandes Stadt-Umland-Bahn Niirnberg - Erlangen -

Beschluss Stand: 11.11.2014 111/005/2014 122

Anlage 1 - Zweckverbandssatzung 111/005/2014 128

Anlage 2 - Verwaltungsvereinbarung 111/005/2014 135

Anlage 3 - Schreiben Staatsminister [11/005/2014 138
TOP O 18 Anderung der Taxitarifordnung

Beschluss Stand: 11.11.2014 30-R/012/2014 140

Anlage_Entwurf Anderungsverordnung Taxitarifordnung 2014 _10_15 30-R/0 143
TOP O 19 Anderung der Satzung ber die Herstellung von Kraftfahrzeugstellplatze

Beschlussvorlage 30-R/015/2014 144
Anlage_Anderung_StS 30-R/015/2014 145
TOP O 20 Volkshochschule Erlangen als Kooperationspartner fiir die optimierte Le
Beschlussvorlage 43/010/2014 146
Anlage_1 Beschlussvorlage_oL_Mo6nauschule_501 003 _2014 43/010/2014 149
Anlage 2 Zahlungsstrome_BuT_pro_Schule 43/010/2014 151
TOP O 21 Stellenplan 2015 - Personalressourcen fiir die Volkshochschule Erlangen
Beschlussvorlage 11/038/2014 152
TOP O 22 Ersatzanmietung Werkstatt-/Lagerhalle des Theaters
Beschlussvorlage 44/007/2014 155
TOP O 23 Freiweilliger stadtischer Baukostenzuschuss an das Diakonische Zentrum
Beschlussvorlage 51/026/2014 158
TOP O 24 Evang.-Luth.Kirchengemeinde St. Markus in Erlangen, Sieglitzhofer Str.
Beschlussvorlage 512/004/2014 160
TOP O 25 Investitionskostenzuschuss an die kath. Pfarrgemeinde St. Theresia; hi
Beschlussvorlage 512/005/2014 163
TOP O 26 "Kleine Flitzer": Investitionskostenzuschuss BrandschutzmaRnahme, Sche
Beschlussvorlage 512/006/2014 166
TOP O 27 Errichtung eines Anbaus an die bestehende Kindertageseinrichtung St.Ku
Beschlussvorlage 512/007/2014 168
TOP O 28 Kath. Kindergarten und Kinderhort St. Kunigund; hier: Investitionskost
Beschlussvorlage 512/008/2014 170
TOP O 29 Gebuihrenanderung in den Schulsporthallen
Beschluss Stand: 52/040/2014 172
Gebuhrenliste Schulsporthallen 2015 52/040/2014 174
TOP O 30 Anderung und Erganzung des Stellenplanes 2015;
Beschlussvorlage 113/003/2014 175
Anlage Auszug aus der Verwaltungsvorlage Nov. 2014 113/003/2014 176
TOP O 31.2 "Klimapartnerschaften fordern" - Antrag Nr. 225/2014, erlanger linke
Beschlussvorlage 13/023/2014 182
225 2014 erlanger linke 13/023/2014 184
TOP O 32 Antrage zu den Fachamtsbudgets fiir die der HFPA als Fachausschuss zust
Beschlussvorlage 11/035/2014 185

Kopie von HFPA_Anderungsantrage Fachaemter_Vorlage xIsx 11/035/2014 186
TOP O 33.1 Inklusion im Bereich des stadtischen Personals; Bearbeitung des Antr



Beschlussvorlage 11/032/2014 190
172-2014 SPD_Antrag zum Arbeitsprogramm des Personalamts_Inklusion im 191
TOP O 34.1 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 der Gst - siehe

Beschlussvorlage Gst/003/2014 192
TOP O 34.2 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 der Personalver
Beschlussvorlage 11/031/2014 193
TOP O 34.3 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des eGovernment
Beschlussvorlage eGov/003/2014 194
TOP O 34.4 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Personal- u
Beschlussvorlage 11/035/2014 195
TOP O 34.5 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Biirgermeist
Beschlussvorlage 13/022/2014 196
TOP O 34.6 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 der Stadtkammer
Beschlussvorlage 11/032/2014 197
TOP O 34.7 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Amtes fiir R
Beschlussvorlage 30/004/2014 198
TOP O 34.8 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Biirgeramtes
Beschlussvorlage 33/002/2014 199
Einblrgerungsinitiative 2015 33/002/2014 200
TOP O 34.9 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Standesamte
Beschlussvorlage 34/003/2014 201
TOP O 34.10 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Amtes fiir
Beschlussvorlage 37/006/2014 202
TOP O 34.11 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Amtes fir
Beschlussvorlage 39/002/2014 203
TOP O 35.1 Antrage zum Ergebnishaushalt auRerhalb der Fachamtsbudgets
Beschlussvorlage 11/036/2014 204
TOP O 35.2 Antrage zum Finanzhaushalt/Investitionsprogramm fiir die der HFPA als
Beschlussvorlage 11/037/2014 205

Inhaltsverzeichnis 206



	Sitzungsdokumente
	Einladung -öffentlich-

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  8.1 Bearbeitungsstand Fraktionsanträge
	Mitteilung zur Kenntnis  13/024/2014

	TOP Ö  8.2 Verwendung von Haushaltsmitteln für San Carlos
	Mitteilung zur Kenntnis  13-4/004/2014

	TOP Ö  8.3 Sachstandsbericht GGFA AöR des kommunalen Jobcenters Erlangen - Berichtszeitraum: September/Oktober 2014 sowie Kurzbericht:
	Mitteilung zur Kenntnis  II/034/2014
	Anlage 1 _ SGA-Bericht  Bearbeitungsstand 3 11 14 ult 09 30  II/034/2014
	Anlage 2 _ Kurzfassung_Inklusionsantrag  II/034/2014

	TOP Ö  8.4 Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF): Antrag für ein Flüchtlingsprojekt Œ Kofinanzierungsanteil der Stadt Erlangen 2015 - 2018
	Mitteilung zur Kenntnis  13/025/2014

	TOP Ö  8.5 Sachstandsbericht zum Projekt "Umbau und Weiterentwicklung der Ausländerbehörde"
	Mitteilung zur Kenntnis  332/001/2014
	Beratungsstelle Integrationsfragen - BestIn; Aufgaben und Strukturen  332/001/2014
	Konzept Rezeption  332/001/2014

	TOP Ö  9.1 Zwischenbericht des Amtes 42; Budget und Arbeitsprogramm 2014 - Stand 30.09.2014
	Beschluss Stand: 22.10.2014  42/007/2014
	14_ Amt 42_2  Controlling-Zwischenbericht Budget u Arbeitsprogramm-Meldung  42/007/2014

	TOP Ö  9.2 Zwischenbericht des Amtes 43; Budget- und Arbeitsprogramm 2014 - Stand 30.09.2014
	Beschluss Stand: 22.10.2014  43/006/2014
	Anlage_Budget u Arbeitsprogramm 30 09 2014  43/006/2014

	TOP Ö  9.3 Zwischenbericht des Amtes 452; Budget und Arbeitsprogramm 2014 - Stand 31.10.2014
	Beschlussvorlage  452/006/2014
	Anlage Budget u Arbeitsprogramm 31 10 2014  452/006/2014

	TOP Ö  9.4 Zwischenbericht 47/Kulturprojektbüro (alt) Budget und Arbeitsprogramm 2014 - Stand 30.09.2014
	Beschlussvorlage  47/001/2014
	140917_Anlage 4_ Budget u Arbeitsprogramm 30 09 2014  47/001/2014

	TOP Ö  10 Stellenausschreibungen ohne Hinweis auf Privat-PKW; Bearbeitung des Grüne Liste Fraktionsantrages Nr. 257/2014
	Beschlussvorlage  11/036/2014
	257-2014_GrüneListe_Stellenausschreibungen ohne Hinweis auf Privat-Pkw  11/036/2014

	TOP Ö  11 Verlängerung der Befristung der Öffnungszeit im Amt für Soziales, Arbeit und Wohnen
	Beschlussvorlage  11/037/2014

	TOP Ö  12 Geschäftsordnung 2014 für den Erlanger Stadtrat;
	Beschlussvorlage  13-2/043/2014
	Anlage 1 Geschäftsordnung_2014_Beschlussvorlage_stand20141127  13-2/043/2014

	TOP Ö  13 Arbeitsmarktprogramm 2015 - Jobcenter Erlangen
	Beschlussvorlage  II/024/2014/1
	GGFA Arbeitsmarktprogramm SGA HFPA  II/024/2014/1

	TOP Ö  14.1 Mittelbereitstellung zugunsten Amt 52 für IP-Nr. 424F.400 Neubau Bürger-, Begegnungs- und Gesundheitszentrum (BBGZ)
	Beschluss Mittelbereitstellung Stand: 04.11.2014  242/037/2014

	TOP Ö  14.2 Beschaffung eines terrestrischen 3D-Laserscan-Systems
	Beschluss Mittelbereitstellung Stand: 11.11.2014  612/003/2014

	TOP Ö  14.3 Mittelbereitstellung zur Vermeidung eines absehbaren, größeren Defizits im Sachmittelbudget 2014 des Sozialamtes
	Beschluss Mittelbereitstellung Stand: 11.11.2014  50/023/2014

	TOP Ö  15 Einführung eines Erlangen Passes
	Beschluss Stand: 02.10.2014  50/013/2014
	Anlage 1 Muster Erlangen-Pass  50/013/2014
	Anlage 2 Auflistung bisheriger Vergünstigungen  50/013/2014

	TOP Ö  16 Baumaßnahme EB 77: Neubau Verwaltungsgebäude mit Sozialtrakt und Pforte mit Winterdienstbüro, Vorentwurf nach DA-Bau 5.4
	Beschluss Stand: 11.11.2014  EB77/002/2014/1
	14-11-11 ebv Baumaßnahme EB 77 Beschlussvorlage Anlage Grundrisse  EB77/002/2014/1

	TOP Ö  17 Gründung eines Zweckverbandes Stadt-Umland-Bahn Nürnberg - Erlangen - Erlangen-Höchstadt
	Beschluss Stand: 11.11.2014  III/005/2014
	Anlage 1 - Zweckverbandssatzung  III/005/2014
	Anlage 2 - Verwaltungsvereinbarung  III/005/2014
	Anlage 3 - Schreiben Staatsminister  III/005/2014

	TOP Ö  18 Änderung der Taxitarifordnung
	Beschluss Stand: 11.11.2014  30-R/012/2014
	Anlage_Entwurf Änderungsverordnung Taxitarifordnung 2014_10_15  30-R/012/2014

	TOP Ö  19 Änderung der Satzung über die Herstellung von Kraftfahrzeugstellplätzen und Fahrradabstellplätzen
	Beschlussvorlage  30-R/015/2014
	Anlage_Änderung_StS  30-R/015/2014

	TOP Ö  20 Volkshochschule Erlangen als Kooperationspartner für die optimierte Lernförderung an Erlanger Schulen im Schuljahr 2014/15
	Beschlussvorlage  43/010/2014
	Anlage_1_Beschlussvorlage_oL_Mönauschule_501_003_2014  43/010/2014
	Anlage_2_Zahlungsströme_BuT_pro_Schule  43/010/2014

	TOP Ö  21 Stellenplan 2015 - Personalressourcen für die Volkshochschule Erlangen als Kooperationspartner für die optimierte Lernförderung an Erlanger Schulen ab dem Schuljahr 01.01.2015
	Beschlussvorlage  11/038/2014

	TOP Ö  22 Ersatzanmietung Werkstatt-/Lagerhalle des Theaters
	Beschlussvorlage  44/007/2014

	TOP Ö  23 Freiweilliger städtischer Baukostenzuschuss an das Diakonische Zentrum
	Beschlussvorlage  51/026/2014

	TOP Ö  24 Evang.-Luth.Kirchengemeinde St. Markus in Erlangen, Sieglitzhofer Str. 2;Ersatzneubau für 12 Krippen-, 50 Kindergarten- und 25 Hortplätze
	Beschlussvorlage  512/004/2014

	TOP Ö  25 Investitionskostenzuschuss an die kath. Pfarrgemeinde St. Theresia; hier: Generalsanierung der Außenanlage Kindergarten St. Nikolaus,
	Beschlussvorlage  512/005/2014

	TOP Ö  26 "Kleine Flitzer": Investitionskostenzuschuss Brandschutzmaßnahme, Schenkstr.174 , 91052 Erlangen
	Beschlussvorlage  512/006/2014

	TOP Ö  27 Errichtung eines Anbaus an die bestehende Kindertageseinrichtung St.Kunigund;Förderung des Personalraumes als freiwilligen Zuschuss
	Beschlussvorlage  512/007/2014

	TOP Ö  28 Kath. Kindergarten und Kinderhort St. Kunigund; hier: Investitionskostenzuschuss -Brandschutz-
	Beschlussvorlage  512/008/2014

	TOP Ö  29 Gebührenänderung in den Schulsporthallen
	Beschluss Stand:  52/040/2014
	Gebührenliste Schulsporthallen 2015  52/040/2014

	TOP Ö  30 Änderung und Ergänzung des Stellenplanes 2015;
	Beschlussvorlage  113/003/2014
	Anlage Auszug aus der Verwaltungsvorlage Nov. 2014  113/003/2014

	TOP Ö  31.2 "Klimapartnerschaften fördern" - Antrag Nr. 225/2014, erlanger linke zum Haushalt 2015
	Beschlussvorlage  13/023/2014
	225_2014 erlanger linke  13/023/2014

	TOP Ö  32 Anträge zu den Fachamtsbudgets für die der HFPA als Fachausschuss zuständig ist
	Beschlussvorlage  II/035/2014
	Kopie von HFPA_Änderungsanträge_Fachaemter_Vorlage xlsx  II/035/2014

	TOP Ö  33.1 Inklusion im Bereich des städtischen Personals; Bearbeitung des Antrags  der SPD Fraktion Nr. 172/2014 zum Arbeitsprogramm 2015 des Personal- und Organisationsamtes
	Beschlussvorlage  11/032/2014
	172-2014_SPD_Antrag zum Arbeitsprogramm des Personalamts_Inklusion im Bereich des städt. Personals  11/032/2014

	TOP Ö  34.1 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 der Gst - siehe Arbeitsprogramme 2015 in gebundener Form ab Seite 23
	Beschlussvorlage  Gst/003/2014

	TOP Ö  34.2 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 der Personalvertretung
	Beschlussvorlage  II/031/2014

	TOP Ö  34.3 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des eGovernment-Centers siehe Arbeitsprogramme 2015 in gebundener Form ab Seite 35
	Beschlussvorlage  eGov/003/2014

	TOP Ö  34.4 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Personal- und Organisationsamtes siehe Arbeitsprogramme 2015 in gebundener Form ab Seite 3
	Beschlussvorlage  11/035/2014

	TOP Ö  34.5 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Bürgermeister- und Presseamtes (Amt 13); siehe Arbeitsprogramm in gebundener Form Seiten 11 bis 16.
	Beschlussvorlage  13/022/2014

	TOP Ö  34.6 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 der Stadtkämmerei mit der Abt. Wirtschaftsförderung und Arbeit sowie der Stabstelle Beteiligungsmanagement
	Beschlussvorlage  II/032/2014

	TOP Ö  34.7 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Amtes für Recht und Statistik (Amt 30); - siehe Arbeitsprogramme in gebundener Form ab Seite 79
	Beschlussvorlage  30/004/2014

	TOP Ö  34.8 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Bürgeramtes - siehe Arbeitsprogramm 2015 in gebundener Form ab Seite 115
	Beschlussvorlage  33/002/2014
	Einbürgerungsinitiative 2015  33/002/2014

	TOP Ö  34.9 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Standesamtes - siehe Arbeitsprogramm 2015 in gebundener Form ab Seite 121
	Beschlussvorlage  34/003/2014

	TOP Ö  34.10 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Amtes für Brand- und Katastrophenschutz (Amt 37) - siehe Arbeitsprogramme 2015 in gebundener Form ab Seite 161
	Beschlussvorlage  37/006/2014

	TOP Ö  34.11 Fachamtsbudget, Stellenplan und Arbeitsprogramm 2015 des Amtes für Veterinärwesen und gesundheitlichen Verbraucherschutz (39) - siehe Arbeitsprogramme 2015 in gebundener Form ab Seite 135
	Beschlussvorlage  39/002/2014

	TOP Ö  35.1 Anträge zum Ergebnishaushalt außerhalb der Fachamtsbudgets
	Beschlussvorlage  II/036/2014

	TOP Ö  35.2 Anträge zum Finanzhaushalt/Investitionsprogramm für die der HFPA als Fachausschuss zuständig ist
	Beschlussvorlage  II/037/2014


	Inhaltsverzeichnis

